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Schweizer Lunch-Check
8027 Zürich
Tel. 044 202 02 08
Fax 044 202 78 89
www.lunch-check.ch

Bis CHF 180.– pro Monat (CHF 2’160.– pro Jahr) sind 
Lunch-Checks von Sozialabgaben (AHV/IV/EO/ALV/NBU) befreit.
Erfahren Sie mehr unter www.personalverpflegung.ch.

Verpflegungsbeiträge

Lunch-Checks sind
erste Wahl.

Open doors KV Jubiläums-Fest 
Samstag, 3. September 2011
Sie sind herzlich eingeladen! Lernen Sie die KV ZÜRICH  BUSINESS SCHOOL kennen und 
geniessen Sie das volle Programm: Erfahren Sie Neues, gewinnen Sie wertvolle Bildungs-
Gutscheine sowie attraktive Preise, vergnügen Sie sich bei Live-Performances und  
Fun-Spielen und lassen Sie sich einen Bon für ein Gratis-Essen mit Getränk schenken.

Am Samstag, 3. September 2011, von 10.00 Uhr bis 17.00 Uhr in der KV ZÜRICH BUSINESS SCHOOL,  
Limmatstrasse 310, 8005 Zürich. Das detaillierte Fest-Programm finden Sie unter www.kvz-weiterbildung.ch

 Show-Acts

 Fun-Games

 Wettbewerb

  10-Franken- 
 Verpflegungs-Bon

Bei unseren Workshops liegt 
die Betonung auf Work.
Aktuelle Intensiv-Seminare im September: «Six Thinking Hats» am 8. September 2011; «Betriebswirtschaft kompakt» am 29. September 
2011; «Kommunikation in Führung und Alltag» vom 29. – 30. September 2011; «Optimieren meiner Führungskompetenz» vom 29. – 30. 
September 2011; «Die wahren Kosten bei der globalen Beschaffung» am 30. September 2011. Infos und Anmeldung unter: www.bwi.ch
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sowie zwei Beiträgen zur Weiterbildung 
im Bankensektor (ab Seite 14).

Immer wieder dazugelernt hat ein Un-
ternehmen, das wir Ihnen vorstellen: 
Oerlikon Heberlein Temco in Wattwil. 
Die einstige Firma Heberlein hat sich 
im Lauf ihrer langen Geschichte von 
einer Garn färberei zu einem innovati-
ven Teil des Oerlikon-Konzerns ge-
wandelt und stellt heute neben Kom-
ponenten für die Textilmaschinen- 
Industrie auch Zahnimplantate her. 
Zahnimplantate? Wie es dazu gekom-
men ist und weshalb das ein interes-
santer Markt ist, lesen Sie ab Seite 22 
in unserer Reportage.

Lehren ziehen aus Veränderungen auf 
den Märkten müssen auch die Bran-
chen in unserem Land. Das gilt etwa 
für die Hotellerie, die als exportorien-
tierter Sektor genauso stark unter der 
Frankenstärke leidet wie etwa die  
Maschinenindustrie. Wie soll sie auf 
Währungsturbulenzen und die Kon-
sequenzen für Kosten und Nachfrage 
reagieren? Was hat sie aus der Vergan-
genheit gelernt, um die Zukunft zu 
meistern? Und was macht sie für die 
Weiterbildung des Personals in der 
Branche? Unser Verbandsporträt von 
Hotel leriesuisse ab Seite 34 greift sol-
che Fragen auf.

Lehrreich ist schliesslich auch unser 
Arbeitgeber-Gespräch mit Emil Weiss, 
der bis im Juni die Schweizerische  
Metall-Union (SMU) präsidiert hat und 
über einen reichen Erfahrungsschatz 
als Unternehmer verfügt. Lassen Sie 
sich von seiner Bilanz und seinem 
Ausblick auf die Zukunft der KMU ins-
pirieren (Seite 8). Sie können vielleicht 
noch etwas dazulernen.
Ich wünsche Ihnen eine anregende 
Lektüre. �

Liebe Leserinnen und Leser

Lernen lohnt sich – und zwar lebens-
lang. Das gilt insbesondere für die 
moderne Arbeitswelt, die immer wie-
der durch unerwartete Krisen und  
die ständig schnellere Kadenz von In-
novationen angetrieben wird. «Wer 
rastet, der rostet» weiss schon der Volks-
mund – und hat damit völlig Recht. 
Wir widmen den Brennpunkt in diesem 
Sinn der (betrieblichen) Weiterbil- 
dung, die auch für Arbeitgeber und Un- 
ternehmen zu einer zukunftsträchti-
gen Personalstrategie gehört. Denn sie 
ist ohne Zweifel ein Instrument, um 
konkurrenzfähig zu bleiben und Mit-
arbeitende mit Potenzial bei der 
Stange zu halten. Das ist gerade auch 
in Zeiten, in denen Spezialisten und 
Fachkräfte in vielen Sektoren der Wirt-
schaft Mangelware sind, wichtig – 
und zwar unabhängig von konjunk-
turellen Schwankungen.

Doch inwiefern sollen und können Ar-
beitgeber die Weiterbildung ihres  
Personals fördern? Braucht es dafür 
staatliche Eingriffe wie etwa ein 
Weiterbildungsgesetz? Und was tun 
Firmen ganz konkret, um die be-
triebliche Weiterbildung zu fördern? 
Auf solche Fragen liefern wir Ihnen 
Antworten – im Beitrag von Jürg Zell-
weger zu neuen Gutachten, die sich 
mit Förderinstrumenten und der Parti-
zipation an Weiterbildung befassen – 

Wir lernen nie aus
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René Pfister ist Chefredaktor und 
Informationschef des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands.
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Entretien avec Alain Marietta : 
innover pour perpétuer la tradition 

La rubrique Entretien accueille Alain Ma-
rietta, directeur général de Metalem 
SA. Avec plus 80 ans de savoir-faire et 
de précision, cette entreprise allie avec 
brio techniques ancestrales horlogères 
et technologies de pointe, le tout au 
service des grands noms de l’horloge-
rie de luxe. En donnant vie aux designs 
de cadran les plus audacieux, Metalem 
SA confère un visage unique aux créa-
tions de sa clientèle prestigieuse. Plon-
gée dans l’univers d’un fleuron du bas-
sin horloger loclois. Page 42Ph
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Dossier : la formation continue
Le monde du travail moderne est aux prises avec une spécialisation croissante, 
des exigences toujours plus poussées et une mutation permanente. Raison pour 
laquelle la formation continue du personnel constitue une stratégie d’avenir 
pour de nombreuses entreprises. Ce sujet intéresse toutefois aussi le monde po-
litique et les autorités. Il exige également des incitations étatiques. Mais sous 
quelle forme? Et que fait concrètement le secteur bancaire, par exemple, pour la 
formation continue des collaborateurs? Réponses dans notre rubrique Dossier. 
Dès la page 48

La Conférence internationale du Travail : 
100e session

La 100e session de la Conférence inter-
nationale du Travail a eu lieu en juin 
2011 à Genève. Elle a traité la question 
centrale de l’objectif de la protection 
sociale et a adopté une convention et 
une recommandation sur le travail dé-
cent pour les travailleurs domestiques. 
L’administration et l’inspection du tra-
vail ont fait l’objet d’une discussion gé-
nérale. Page 56

Portrait de l’Association des 
entrepreneurs de l’hôtellerie suisse 
La bataille internationale pour la clientèle exige des idées et des investissements 
de la part de l’hôtellerie suisse. Ce secteur compte sur l’attrait spécifique des ré-
gions touristiques, associé à la qualité suisse du service et des infrastructures hô-
telières. Grâce à des offres innovantes et durables, tourisme et hôtellerie cher-
chent à marquer des points sur des marchés en pleine expansion comme la 
Russie, l’Inde et la Chine. Page 62
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Brennpunkt zur Weiterbildung :  
Was Sinn macht – und was nicht
Die moderne Arbeitswelt ist mit einer zunehmenden Spezialisierung, steigen-
den Ansprüchen und einem ständigen Wandel konfrontiert. Die Weiterbildung 
des Personals gehört deshalb für viele Unternehmen zu einer zukunftsträchti-
gen Strategie. Das Thema beschäftigt aber auch Politik und Behörden. Doch 
braucht es in diesem Sektor staatliche Förderung – und in welcher Form? Und 
wie engagiert sich zum Beispiel die Bankenbranche konkret für die Weiterbil-
dung der Mitarbeitenden? Antworten im Brennpunkt: Ab Seite 14

Arbeitgeber-Gespräch mit Emil Weiss
Emil Weiss verfügt über grosse Erfahrungen als Unternehmer im Metallbau – 
aber auch im Handel und Weinbau. Als ehemaliger Zentralpräsident der Schwei-
zerischen Metall-Union (SMU) hat er zudem massgeblich zur Modernisierung 
und erfolgreichen Positionierung der SMU beigetragen. Im Arbeitgeber-Gespräch 
zieht Emil Weiss eine Bilanz – und er äussert sich unter anderem auch zur Lage 
der Schweizer KMU, zur Zukunft der SMU-Branchen sowie zur Bildungs- und So-
zialpolitik. Seite 8

Oerlikon Heberlein in Wattwil: 
Führend mit keramischen Werkstoffen

Heberlein hat sich seit dem Jahr 1835 
während einer wechselvollen Geschich - 
te von einer Garnfärberei und eigen-
ständigen Maschinenfabrik zu einem 
erfolgreichen Teil des Oerlikon-Konzerns 
entwickelt. Die Oerlikon Heberlein Tem-
co in Wattwil (SG) produziert heute mit 
keramischen Werkstoffen hochwertige 
Komponenten für Textilmaschinen – 
und seit einigen Jahren auch Zahnim-
plantate. Eine Reportage vor Ort zeigt, 
wie es dazu gekommen ist. Seite 22

Im Verbandsporträt : Hotelleriesuisse
Die internationale Konkurrenz, die durch 
die Frankenstärke noch verschärft wird, 
fordert die hiesige Hotellerie heraus: 
Innovative Konzepte, hohe Qualität und 
guter Service sind gefragt, um das Ge-
schäft anzukurbeln. Hotelleriesuisse, der 
Unternehmerverband der Schweizer 
Ho tellerie, setzt sich mit grossem En-
gagement für die Branche ein – etwa 
für nachhaltige Angebote, tiefere Kos-
ten, die Erschliessung neuer Märkte 
oder für den Dialog der Sozialpartner. 
Seite 34
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Mit 109 200 Arbeitslosen waren Ende 
Juli 1 178 Personen weniger ohne Stelle 
als im Vormonat. Gegenüber dem Vor-
jahresmonat verringerte sich die Ar-
beitslosigkeit um 33 130 Personen (–23,3 
Prozent). Die Jugendarbeitslosigkeit 
(15- bis 24-Jährige) erhöhte sich hinge-
gen um 8,7 Prozent auf 15 150 Personen, 
wie das Seco mitteilte. Sie war aber fast 

ein Drittel tiefer als im Juli des Vor jahres. 
Insgesamt wurden im Juli 2011 162 530 
Stellensuchende registriert, 3212 weni-
ger als im Vormonat. Gegenüber der 
Vorjahresperiode sank diese Zahl damit 
um rund einen Fünftel. Die Zahl der bei 
den RAV gemeldeten offenen Stellen 
verringerte sich gemäss Seco um 2038 
auf 19 155 Stellen.

Ab Herbst und für die nächsten zwölf 
Monate rechnet das Seco mit einer 
steigenden Arbeitslosenzahl. Die Kon-
junkturprognosen zeigen, dass schon 
bei einem Euro-Kurs zwischen 1.20 und 
1.30 Franken und bei guter Entwick-
lung der Weltwirtschaft die Arbeitslo-
sigkeit nicht mehr weiter sinkt. 

Stellenmarkt: 
Wachstumsdynamik gestoppt
Die abnehmende Zahl offener Stellen 
wird auch von den aktuellen Quartals-
werten des Adecco Swiss Job Market 
Index bestätigt. Es handelt sich dabei 
um eine von der Universität Zürich er-
hobene Messgrösse für den Schweizer 
Gesamtstellenmarkt in Internet und 
Presse.

Demnach ist im zweiten Quartal 2011 
die im Frühjahr noch spürbare Wachs-
tumsdynamik komplett aus dem Schwei-
zer Stellenmarkt verschwunden. In der 
Genferseeregion ging das Stellenange-
bot deutlich zurück, ebenso im Gastge-
werbe und bei administrativen Stellen. 
Dagegen schrieben die Unternehmen 
auffallend viele Kaderstellen aus. �

Arbeitslosenquote verharrt bei 2,8 Prozent
Gemäss den Erhebungen des Staatssekretariats für Wirtschaft (Seco) waren Ende Juli 2011 
109 200 Arbeitslose bei den Regionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) eingeschrieben. 
Die Arbeitslosenquote verharrte bei 2,8 Prozent.

Die Volksinitiative für eine nationale Erb-
schafts- und Schenkungssteuer ist ein 
weiterer Versuch, die absehbaren finan-
ziellen Probleme der AHV mit zusätzli-
chen Einnahmen zu überdecken. Die 
demografische Entwicklung, das heisst 
die beschleunigte Verschlechterung des 
Rentner/Aktiven-Verhältnisses, stellt die 
AHV vor strukturelle Herausforderungen, 
die nach Ansicht des SAV auch mit struk-
turellen Reformen zu meistern sind. Von 
dieser Tatsache darf nicht mit der Er-
schliessung neuer Finanzierungsquel-

len abgelenkt werden, zumal die Erträge 
einer nationalen Erbschafts- und Schenk- 
ungssteu er die ohne Reformen drohen-
den Finanzierungslücken bei der AHV 
nicht schlies sen könnten. Der AHV-Re-
formprozess darf durch die untaugli-
che Erbschaftssteuer-Initiative nicht 
verzögert werden.

Unzumutbare Belastung  
für die KMU
Die Erbschaftssteuer-Initiative greift in 
den erfolgreichen schweizerischen Steu - 

erföderalismus ein und stellt zahlreiche 
kantonale Volksentscheide zur Vermin-
derung der Nachlassbelastungen wie-
der in Frage. Sie bringt vor allem den 
kleinen und mittleren Unternehmen zu-
sätzliche steuerliche Belastungen und 
schmälert insgesamt das Wachstum, auf 
welches auch die AHV dringend ange-
wiesen ist. Im Interesse einer nachhal-
tigen Entwicklung der AHV muss die 
Volksinitiative für eine nationale Erb-
schaftssteuer deshalb abgelehnt wer-
den. � (SAV)

Erbschaftssteuer-Initiative muss abgelehnt werden
Die angekündigte Initiative für eine nationale Erbschafts- und Schenkungssteuer lenkt nach Ansicht 
des Schweizerischen Arbeitgeberverbands (SAV) von den finanziellen Problemen der AHV ab. 
Neue Steuerbelastungen beeinträchtigen zudem das Wachstum, auf das die AHV angewiesen ist.
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Der tägliche Blick auf die Stelleninserate: Gemäss Prognosen des Seco  
werden in der Schweiz wieder mehr Menschen mit Arbeitssuche beschäftigt sein.
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Abgekühltes Konsumklima

Die Konsumentenstimmung hat 
in den vergangenen Monaten einen 
deutlichen Dämpfer erlitten.

Der vom Staatssekretariat für Wirtschaft 
(Se co) erhobene Index der Konsumenten-
stimmung hat sich zwischen April und Juli 
erneut klar abgeschwächt: Der aus der vier-
teljährlichen Umfrage bei 1100 Haushalten 
berechnete Index sank im Juli 2011 auf ein 
Niveau von minus 17 Punkten (nach mi nus 
1 Punkt im April, siehe Grafik). Dabei fielen 
insbesondere die Erwartungen zur kon-
junkturellen Entwicklung und zum Verlauf 
der Arbeitslosenzahlen deutlich schlechter 
aus als noch im April. Aber auch die Beur-
teilungen zur Entwicklung der persönli-
chen Finanzlage und zur Sicherheit der Ar-
beitsplätze waren im Juli deutlich negativer. 
Nur gerade bei der Einschätzung der künfti-
gen Sparmöglichkeiten präsentierte sich 
die Stimmung positiver (plus 9 Punkte ge-
genüber minus 9 Punkten im April). Die Be-
urteilung, ob der Zeitpunkt für grössere An-
schaffungen günstig sei, ver harrte dagegen 
auf dem Aprilwert.

Bei den Preisen revidierten die Haushalte 
ihre Erwartungen zur Inflation erheblich 
nach unten. Sie sind jetzt klar unter dem 
langfristigen Mittelwert. � (Pfi.)

Index der Konsumentenstimmung

Quelle: Seco
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Der Schweizerische Arbeitgeberverband 
(SAV) hat eine eigene Wahlplattform 
im Internet aufgeschaltet. Sie bietet Kan- 
didierenden für die eidgenössischen 
Wahlen 2011 und der interessierten Öf-
fentlichkeit kurze und klare Hintergrund-
informationen – aus den Bereichen So-
zialpolitik und Sozialversicherungen 
(AHV und IV), Arbeitsmarkt, Aus- und 

Weiterbildung sowie Internationales. Die 
entsprechenden Dokumente, die auf-
datiert und ergänzt werden, sind mit 
dem Button «Wahlen 2011 – unsere Po-
sitionen» abrufbar und können als PDF 
heruntergeladen werden. �

www.arbeitgeber.ch      Wahlen 2011

Wahlplattform im Internet

Nach einem durchaus positiven zwei-
ten Halbjahr 2010 sind die Renditen 
der Schweizer Pensionskassen im ers-
ten Halbjahr 2011 unter Druck geraten, 
wie der aktuelle Performance-Vergleich 
des Schweizerischen Pensionskassen-
verbands ASIP zeigt. Lag die Median-
rendite des Gesamtportfolios für die 
letzten zwölf Monate insgesamt bei 3,1 
Prozent, betrug sie für das erste Halb-
jahr 2011 minus 0,2 Prozent.

Treiber für die negative Performance 
waren die anhaltende und zunehmende 
Stärke des Schweizer Frankens wie auch 
die hohe Unsicherheit in den Märkten 
im ersten Halbjahr 2011. Gründe für die 
hohe Volatilität waren die Katastrophe 
in Japan und vor allem die Schulden-
krise einzelner westlicher Volkswirt-
schaften. Es zeigt sich zudem, dass der 
starke Franken die Pensionskassen dazu 
drängt, dem Währungsmanagement zu-
sätzliche Priorität zu schenken.

Die Mandatskategorien «Immobili- 
en Schweiz indirekt» und «Immobilien 
Schweiz direkt» erzielten in den ver-

gangenen sechs Monaten die höchsten 
Renditen mit einer Medianrendite von 
3,5 Prozent beziehungsweise 2,3 Prozent. 
Positive Renditen erzielte auch die An-
lagekategorie «Obligationen Schweiz» 
mit 1,4 Prozent für das erste Halbjahr 
2011. Demgegenüber stehen die durch-
wegs negativen Renditen in Schweizer 
Franken auf den Aktienmärkten (Schweiz, 
Welt, Europa, Asien Pazifik, Schwellen-
länder, Nordamerika).

Bezüglich Vermögensallokation sind 
keine grossen Verschiebungen im ers-
ten Halbjahr erkennbar und die Verän-
derungen lassen sich meistens auf die 
Bewegungen der Märkte und nicht auf 
aktive Entscheide zurückführen. Auf ag-
gregierter Ebene fällt die Veränderung 
im Bereich der Immobilien auf, wo die 
durchschnittliche Allokation in den letz- 
ten zwölf Monaten von 11,2 auf 13,1 Pro-
zent angewachsen ist. Per Mitte 2011 
waren Aktien mit durchschnittlich 27,8 
und Obligationen mit 42 Prozent in den 
Portfolios der Vorsorgeeinrichtungen 
vertreten. �

PK-Renditen drehen ins Minus

Innovation im Cleantech-Bereich

Eine neue Studie der Konjunkturfor-
schungsstelle der ETH Zürich im Auf-
trag von Economiesuisse zeigt, dass die 
Zahl der Cleantech-Patente zwischen 
2000 und 2008 weltweit um 227 Pro-
zent angestiegen ist. Die Schweiz weist 
die höchsten Anteile von Cleantech-
Patenten in den Bereichen Mineralöl-
verarbeitung, nichtmetallische Minera-

lien, Metallerzeugnisse, Maschinenbau, 
Grundstoffchemie und Fahrzeugbau auf. 
Im Schnitt zählen gemäss der KOF-Stu-
die 23,5 Prozent der Schweizer Firmen 
zum Cleantech-Bereich – in der Indust-
rie sind es sogar 32 Prozent. Damit ist 
die Cleantech-Ausprägung der Schwei-
zer Wirtschaft wesentlich breiter als oft-
mals vermutet. �



Gemäss der vom Parlament im Dezem-
ber 2007 beschlossenen neuen Spital-
finanzierung müssen ab 1. Januar 2012 
die Spitäler ihre Behandlungen über Fall- 
pauschalen abrechnen. Hierfür wird das 
Fallpauschalen-System SwissDRG ein-
geführt. 

Der Spitalverband H+ und der Ver-
band der Krankenversicherer Santésu-
isse einigten sich Anfang Juli 2011 auf 
einen Kompromiss über Einführungs-
modalitäten für dieses neue Fallpau-
schalen-System. Das Kompromisspaket 
beinhaltete Regelungen zur medizi-
nischen Datenübermittlung, über die 
Höhe der Anlagenutzungskosten, über 
die Kostenüberwachung und den Aus-
weis der Kostendaten für die Verhand-
lungen. Über diese nationale «Vereinba-
rung über ergänzende Anwendungs- 
modalitäten bei der Einführung der 

Tarifstruktur SwissDRG» (Ergänzungsver-
einbarung) konnten die Mitglieder von 
H+ abstimmen. 

Paket nicht mehrheitsfähig
Das Resultat der Abstimmung unter den 
H+-Mitgliedern ergab bei einer hohen 
Stimmbeteiligung von 81 Prozent eine 
deutliche Ablehnung der Vereinbarung 
über diese Einführungsmodalitäten. Bei 
der Abstimmung wurden keine Begrün-
dungen erfragt. Aufgrund von Kommen-
taren vieler Spitäler zeigt sich aber, dass 
nicht ein einzelnes Thema, sondern das 
Kom promisspaket als Ganzes nicht 
mehrheitsfähig war. 

Die Spitäler zeigten sich sehr sensibel 
bei der Übermittlung me dizinischer Da-
ten und wünschen sich diesbezüglich 
Rechtssicherheit und kla re Schranken 
für den Patientenschutz. Die vereinbar- 

te Abgeltung der Investitionskosten 
wurde angesichts der hohen Innovation 
und der Dynamik im Gesundheitswesen 
als ungenügend eingestuft. 

Bundesrat will dennoch 
eine nationale Regelung
Nach Ansicht von H+ sollen die Anwen-
dungsmodalitäten für die Einführung 
der neuen Spitalfinanzierung nun im 
Sinne des Abstimmungsresultates im 
Rahmen der Tarifverhandlungen zwi-
schen den einzelnen Spitälern und den 
Versicherern vereinbart werden. Unter-
schiedliche Regelungen auf kantonaler 
Ebene oder sogar einzelner Spitäler will 
der Bund jedoch verhindern. Gesund-
heitsminister Didier Burkhalter plant 
nun deshalb eine Verordnung, um die 
noch offenen Fragen der Umsetzung – 
insbesondere der Datenübermittlung – 
einheitlich festzulegen.

Unterstützung für die 
Tarifstruktur SwissDRG
Die Genehmigung der Fallpauschalen-
Tarifstruktur SwissDRG 1.0 durch den 
Bundesrat Anfang Juli erlaubt die ter-
mingerechte Einführung der neuen Spi-
talfinanzierung auf den 1. Januar 2012. 
H+ und die Mitgliederbasis unterstüt-
zen nach wie vor die Tarifstruktur Swiss-
DRG, die den Rahmen bildet für die 
schon angelaufenen Verhandlungen 
über die Tarifverträge zwischen den 
Spitälern und den Versicherern. Die lo-
kalen Tarifpartner werden diese Verträge 
den Kantonen zur Genehmigung unter-
breiten. � (db)

H+ Die Spitäler der Schweiz

Mitglieder von H+ lehnen nationale 
Vereinbarung zu Fallpauschalen ab
In einer Abstimmung haben die Mitglieder von H+ eine Ergänzungsvereinbarung der nationalen 
Tarifpartner zur Einführung des Fallpauschalen-Systems SwissDRG abgelehnt. Wie der Verband 
der Schweizer Spitäler mitteilt, sprachen sich drei Viertel der gewichteten Stimmen gegen den zäh 
ausgehandelten Kompromiss aus.
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Zum Wohl des Patienten: Die Spitäler sind mit  
der Regelung zum Datentransfer an die Krankenkassen nicht einverstanden.

www.hplus.ch
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Der dramatische Höhenflug des Frankens 
 Richtung Euro-Parität hat auch die letzten 
Schönfärber und Zweifler aufgeschreckt. Vor 
allem in der politischen Szene ist der Stim-
mungswandel eklatant. Dieselben Kreise, die 
noch vor Kurzem den Nationalbank-Verant-
wortlichen Unfähigkeit und die Verschleude-
rung von Volksvermögen vorwarfen, erwar- 
ten nun, dass sie mit allen geldpolitischen 
Waffen den Kampf gegen die krasse Überbe-
wertung unserer Währung führen. Man mag 
sich über solche politische Voten, welche die 
Notenbank zuerst schwächten und nun auf 
ihre Stärke hoffen, ärgern oder sie zynisch als 
Charakteristika des Wählermarketings hin-
nehmen: Haupt sache, das SNB-Direktorium kann 
nun mit  voller politischer Rückendeckung  
den Kampf an den Devisenmärkten führen.

Auch wenn die Interventionen der National-
bank erste Wirkungen zeigen, sind wir von 
einer Entspannung der Situation noch weit 
entfernt. Die Exportwirtschaft (inklusive  
Tou rismus) muss weiterhin mit Wechselkurs-
verhältnissen rechnen, die ihre preisliche 
Wettbewerbs fähigkeit gegenüber der interna-
tionalen Konkurrenz drastisch erodieren. Nur 
wenige Unternehmen verfügen langfristig über  
die nötige Preissetzungsmacht, um die Über-
teuerung des Frankens auf der Ertragsseite zu 
kompensieren. Die meisten sind einer harten 
Konkurrenz ausgesetzt, und auch Kunden in 
langfristigen Lieferbeziehungen suchen Alter-

nativen, wenn der wechselkursbedingte  Mehr- 
 preis zu hoch wird. Weil zudem manche 
 Unternehmen laufende Verträge mit vorteilhaf-
teren Konditionen unter den neuen Rahmen- 
bedingungen erneuern müssen, werden die 
negativen Spuren der Frankenstärke in den 
 Büchern der Exportwirtschaft immer tiefer. 
 Lassen wir uns also von den Exportstatis- 
tiken der letzten Monate nicht täuschen. Sie 
zeigen die (Margen-)Verluste der Firmen in 
den abgewickelten Exportvolumen nur unvoll-
ständig, und sie sind blind gegenüber den 
kommenden, dramatischen Herausforderungen 
der Exportwirtschaft durch die Frankenstärke.

Die Kosten optimieren
Die Unternehmen müssen rechtzeitig auf diese 
Herausforderungen reagieren – und sie haben 
bereits zahlreiche Massnahmen eingeleitet, um 
den Folgen der Frankenaufwertung zu begeg-
nen. Mit dem vermehrten Einkauf im Euro- 
respektive Dollarraum (was allerdings einhei-
mische Zulieferanten unter Druck setzt), 
Währungsabsicherungen und allgemeinen Effi-
zienzsteigerungen lassen sich jedoch die wäh-
rungsbedingten Verluste der Konkurrenzfähig-
keit nicht mehr schliessen. Bevor in dieser Lage 
Arbeitsplätze abgebaut oder verlagert werden, 
sollten alternative Möglichkeiten zur Kosten-
optimierung im Personalbereich gesucht wer-
den. Dazu gehört in erster Linie die Arbeitszeit-
verlängerung bei gleichbleibendem Lohn, 
sofern für die zusätzliche Produktion auch eine 
entsprechende Nachfrage besteht. Fehlt diese 
Voraussetzung, dann können auch Lohnsen-
kungen zur Bewältigung einer Krise  beitragen. 
Solche Einschnitte müssen aber die ultima 
ratio  bleiben und in einem offenen  Dialog mit 
den Arbeitnehmenden respektive ihren Vertre-
tungen eingeführt werden. Jetzt ist sozialpart-
nerschaftliche Fairness gefragt. Einseitige Ar-
beitgeberdiktate sind ebenso unverantwortlich 
wie gewerkschaftliche Fundamentalwider-
stände, wenn es um die Zukunft des Arbeits-
orts Schweiz geht. �

Thomas Daum ist 
Direktor des 
Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands.

Jetzt ist Fairness gefragt
Die bedrohliche Frankenstärke stellt die Exportwirtschaft und  
den Arbeitsort Schweiz vor grosse Herausforderungen: Jetzt sind  
die gemeinsamen Interessen wichtig! Thomas Daum
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Herr Weiss, wie beurteilen Sie die wirtschaftliche 
Situation der KMU – abgesehen von aktuellen 
Problemen wie der Frankenstärke?
Emil Weiss: Grundsätzlich ist die Schweizer Wirt-
schaft mit einem gesunden Wachstum stabil. Die 
Grundlage ist gut. Globaleres Denken über die 
Grenzen hinaus wird jedoch vermehrt zum Thema 
und fordert uns Unternehmer.

Was bereitet Ihnen Sorgen?
Die fehlende Kontinuität, wenn es um die Wirt-
schaftspolitik geht: Egal, es um eine Bankenkrise 
oder Ähnliches geht – ich habe Mühe damit, wie 
schnell Politiker das Gefühl bekommen, sie seien 
im jeweils aktuellen Thema Spezialisten. Ohne 
sorgfältige Abklärung und Auseinandersetzung mit 
der Materie werden Lösungsvorschläge oder For-
derungen präsentiert. Es darf meiner Meinung nach 
nicht sein, dass die ganze Wirtschaftspolitik von 
der jeweiligen Situation so stark emotional geprägt 
wird. Ein wichtiges Anliegen ist zum Beispiel, dass 
wir kontinuierlich gute Rahmenbedingungen für 
die KMU haben beziehungsweise schaffen. Und 
da gibt es noch einiges zu tun. Heute bestehen zu 
viele Hemmnisse; es herrscht eine Überbürokrati-
sierung in unseren Branchen.

Inwiefern ist Globalisierung ein Thema für die 
Metallbaubranche ?
Grenzüberschreitende Zusammenarbeit ist ein 
wichtiges Stichwort. Wir müssen zusammenwach-
sen, Synergien nutzen, das Gespräch suchen. Das 
kann die Landesgrenzen ebenso betreffen wie die 
Kantonsgrenzen. Im Moment beschäftige ich mich 
mit dem grenzüberschreitenden Dienstleistungs-
verkehr am Beispiel Ostschweiz. Wir prüfen und 

diskutieren Chancen und Hemmnisse rund um den 
freien Marktzugang im Dreiländereck.

Mit welchem Ziel ?
Die Frage ist: Was braucht es für unsere Unterneh-
mungen, um unbürokratisch über die Landesgren-
zen hinaus marktfähig zu sein? Wachstum ist wich-
tig; darin liegen schliesslich die Chancen. Ich habe 
Verständnis, dass viele Angst vor offenen Grenzen 
oder Konkurrenz aus dem Ausland haben. Doch 
Konkurrenz gehört zum Geschäft. Wir sollten uns 
nicht zu sehr abgrenzen; der ausländische Markt 
bietet vor allem auch Möglichkeiten. So sind aus-
ländische Kunden in Grenznähe oft bereit, etwas 
mehr für Schweizer Qualität zu zahlen.

Wie zufrieden sind Sie mit der Sozialpolitik?
Bis anhin war ich zufrieden, doch nun nimmt die 
Entwicklung mit der Forderung «4000 Franken Lohn 
für alle» einen seltsamen Lauf. Das ist für mich der 
falsche Weg. Einige Arbeitsuchende erbringen zu 
wenig Leistung für diesen Lohn. Ist der Mindest-
lohn verbindlich festgelegt, sind Arbeitgeber nicht 
mehr gewillt, schwache Mitarbeitende weiter zu 
beschäftigen. Also gibt es schliesslich mehr So-
zialfälle. Auch in unserer Branche erbringen man-
che Leute die verlangte Leistung heute nicht mehr. 
So würde sich bei einem zu hohen Mindestlohn 
ein wirtschaftlich nicht tragbares System entwickeln. 
Ich bin selbstverständlich der Meinung, dass Inte-
gration und gerechte Löhne ein Muss sind, aber 
nicht nach dem Giesskannen-Prinzip. Es ist nicht 
realistisch, dass alle gleich viel verdienen, egal, was 
sie leisten.

Sie haben die Integration erwähnt. Inwiefern ist 
sie ein Muss ?
Wichtig ist die schnelle Integration von Mitarbei-
tenden, die durch Unfall, Krankheit oder andere 
Gründe nicht zu 100 Prozent einsetzbar sind. So 
können die Kosten der Sozialkassen abgebaut 
werden. Solange der Mitarbeiter noch nicht zu 
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Emil Weiss, Besitzer der Weiss Metallbau AG, Steckborn (TG)

« Wir müssen Berufsleute mit 
attraktiven Angeboten abholen »
Emil Weiss hat sich als Unternehmer im Metallbau, Handel und Weinbau profiliert. 
Aber auch auf Verbandsebene verfügt der ehemalige Zentralprä si dent der 
Schweizerischen Metall-Union (SMU) über einen reichen Erfahrungs schatz. Jetzt 
zieht er Bilanz und äussert sich über die KMU, die Zukunft der Metallbaubran-
che – und zur Bildungs- und Sozialpolitik. Iris Wirz (Interview), René Pfister (Redaktion)

« Der ausländische Markt bietet 
auch Möglichkeiten – und  
Konkurrenz gehört zum Geschäft. »
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Was sind Ihre Stärken, die Sie einbrin-
gen konnten und können ?
Meinen Beruf lernte ich von Grund auf 
und bleibe ihm stets mit Freude und 
Herzblut verbunden. Ich bin pragma-
tisch, beharrlich, ausdauernd und habe 
eine positive Grundhaltung. Ich versu-
che, möglichst schnell einen Weg zu 
finden. Zudem habe ich ein ausgespro-
chenes Flair für Zahlen. Ich suche Lö-
sungen, die vielleicht unkonventionell 
sind, nicht gleich auf der Hand liegen. 
Gerade in meinem Geschäft habe ich 
damit grosse Erfolge erzielt. Wenn an-
dere sagten, dass es nicht gehe, sporn- 
te mich das an und ich bewies oft das 
Gegenteil. Ich bin ein Praktiker, habe 
ein gutes und schnelles Vorstellungs-
vermögen. Ich suche nicht nach der 
einfachsten, sondern nach der besten 
Lösung. �

100 Prozent einsatzfähig ist, könnte al-
lenfalls der Staat etwas zum Lohn bei-
steuern. Das ist die Richtung, in welche 
wir uns bewegen sollten.

Zur Bildungspolitik : Wie soll sie sich 
wei ter entwickeln ?
Wir müssen dafür sorgen, dass wir die 
Berufsleute mit attraktiven Angeboten 
abholen. Die Schere zwischen akademi-
schen und praktischen Berufen öffnet 
sich immer mehr. Hier sollte eine gewis- 
 se Gleichstellung erreicht werden. Durch 
die Demografie wird das Umwerben der 
Auszubildenden verschärft. Wir müssen 
vermehrt aufzeigen, dass für die jungen 
Berufsleute der Weg bis zum Hochschul-
abschluss offen ist – dank der modula-
ren Weiterbildung. Es zeigt sich in der 
Praxis, dass Ingenieure, die nach der Be-
rufsmittelschule ins Studium eingestie-
gen sind, näher an der Wirtschaft sind. 
Zudem: Der Stellenwert der höheren 
Berufs- und Fachprüfung im Metallbau 
wie auch in der Landtechnik ist nach 
wie vor hoch.

Wie sieht die Zukunft in den Branchen 
Metallbau, Landtechnik und Hufschmie- 
 de aus?
Der Metallbau steht vor grossen Heraus-
forderungen. Die Stichworte heissen En-
er gieeffizienz und nachhaltiges Bauen. 
Der Metallbauer wird auch künftig ge-
nügend Arbeit haben; das Bauvolumen 
nimmt weiter zu. Es gibt viele ältere Bau-
ten, die Sanierungsmöglichkeiten bie-
ten. In der Landtechnik wird die Zahl 
der landwirtschaftlichen Betriebe ab-
nehmen oder sie werden zu grösseren 
Betrieben zusammenwachsen. Die Be-
triebsstruktur der Firmen wird sich pa-
rallel dazu verändern. Die Landmaschi-
nenmechaniker werden auch in Zukunft 
gesuchte und hochspezialisierte Fach-
leute sein. Auch die Zukunft der Huf-
schmiede ist gesichert. Der Mensch hat 
heute sehr viel Freizeit, viele Leute wid-
men sich dem Pferdesport. Der Hufbe-
schlag-Spezialist ist gefordert.

Sie waren zwölf Jahre Zentralpräsident 
der SMU. Was hat sich in dieser Zeit ver-
ändert ?
Die Technik hat sich am schnellsten 
verändert, aber auch das Erscheinungs-
bild unserer Berufe und die Anforderun-

gen an den Be rufs- und 
Arbeitgeberverband. Heu- 
 te werden wir anders wahr- 
genommen von Wirtschaft 
und Politik. Der Aufbau 
des Netzwerkes und des 
Lobbying hat sich gelohnt. 
Wir sind gefragte Partner 
der anderen Dachorgani-
sationen. Mit unseren Kontakten zu 
Ämtern, Politikern und Wirtschaftsver-
tretern ist der Weg kürzer ge worden, 
um unsere Anliegen gezielt einzubrin-
gen. Mit der aktiven Mitarbeit bei Ver-
nehmlassungen nehmen wir auch die 
Verantwortung als Arbeitgeberverband 
wahr. Ich bin stolz, nach schwierigen 
Zeiten den Verband in den Erfolg ge-
führt zu haben.

Wie beurteilen Sie die Position der SMU 
heute ?
Die SMU ist gut positioniert, man weiss, 
wer sie ist. Der Verband ist bekannt und 
wird geschätzt. Die SMU beweist Fach-
kompetenz, aber auch politische, sozi-
ale und wirtschaftliche Kompetenz. Ge-
rade in der Bildungspolitik sind wir ein 
gefragter Partner. Auf das können wir 
stolz sein.
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Emil Weiss ist Besitzer der Weiss Metallbau AG in Steck-
born, die sich seit 2006 auf die Beratung und Planung 
konzentriert – insbesondere beim Bau von Wintergär-
ten. Weiss ist zudem im Handel (etwa mit Verleimpres-
sen für die Holzbearbeitung) tätig und besitzt eine Au-
towaschanlage und einen Rebberg mit Weinkellerei. 
Als Zentralpräsident der SMU hat er ab 1999 die Profes-
sionalisierung des Verbands vorangetrieben. Im Juni 
hat er das Amt an Hans Kunz übergeben.
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Urteil

Falsche Angaben 
im Bewerbungsverfahren
Unwahre Angaben im Bewerbungsverfahren können eine fristlose  
Entlassung rechtfertigen, wenn sie von ausschlaggebender Bedeutung 
für die Anstellung waren. Muss der Beschluss über die Kündigung von 
einem mehrköpfigen Gremium gefasst werden, kann auch eine inner-
halb von einer Woche ausgesprochene Kündigung rechtzeitig sein.

Sachverhalt
A. (Arbeitnehmer) war vom 17. März 
2003 bis am 30. September 2003 für ein 
Jahresgehalt von 100 000 Franken bei 
der Banque Y. SA angestellt, bei der er 
in der Zweigniederlassung Zürich die 
Aufgabe hatte, private und institutionel - 
le Kunden zu akquirieren und zu be-
treuen. Danach war er ohne Anstellung 
und bezog Arbeitslosengelder. Er 
hatte zwar noch Beziehungen zu ver-
mögenden Personen im Mittleren 
Osten, aber keine Vermögensverwal-
tungsaufträge mehr.

Im Verlauf von Vorstellungsgesprä-
chen bei der Bank X. (Arbeitgeberin) 
erklärte A. wahrheitswidrig, er stehe in 
einem ungekündigten Vertragsverhält-
nis bei Y., seine Kündigungsfrist betrage 
drei Monate, er beziehe ein Jahresgehalt 
von 180 000 Franken, verwalte und be-
treue Kundengelder in der Höhe zwi-
schen 200 und 300 Millionen US-Dollar 
und habe sich von 1993 bis 2003 in Abu 
Dhabi aufgehalten. In der Folge stellte 
ihn X. mit Vertrag vom 23./26. Feb ruar 
2005 als «Senior Private Banker» und 
Mitglied der Direktion an. Seine Aufgabe 
bestand darin, neue Kunden in von ihm 
bis an hin schwergewichtig bearbeite-
ten Teilmärkten zu akquirieren und bis-
herige Kunden zu betreuen. Das Jah-
ressalär wurde auf insgesamt 160 000 
Franken zuzüglich einer Erfolgsbeteili-
gung fest gelegt. A. trat seine Stelle am 
1. April 2005 an. Im Probezeit-Bericht 
vom 22. Juni 2005 attestierte ihm X. na-
mentlich, er habe sich sehr gründlich 
eingearbeitet, sei aufgeschlossen, denke 
aktiv mit und nehme die ihm übertrage - 
ne Verantwortung gewissenhaft wahr.

Ende August 2005 ersuchte X. Y. tele-
fonisch um die Zustellung eines Arbeits-
zeugnisses betreffend A., weil dieser der 

Aufforderung, ein solches auszuhändi-
gen, nicht nachgekommen war. Dem 
am 7. September 2005 eingegangenen 
Arbeitszeugnis konnte X. entnehmen, 
dass Y. A. den Arbeitsvertrag wegen un-
genügender Leistung auf den 30. Sep-
tember 2003 gekündigt hatte. Darauf-
hin erklärte X. am 13. September 2005 
A. mündlich und schriftlich die fristlose 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses we-
gen falscher Angaben bei den Einstel-
lungsgesprächen. Mit Brief vom 15. Sept -
ember 2005 opponierte A. gegen diese 
Kündigung und bot seine Arbeitskraft 
an.

Aus den Erwägungen
2.1 Nach der Rechtsprechung ist eine 
fristlose Entlassung nur bei besonders 
schweren Verfehlungen des Arbeitneh-
menden gerechtfertigt. Bei der Gewich-
tung einer Pflichtverletzung ist bei Ka-
derpersonen aufgrund des ihnen ent- 
gegengebrachten besonderen Vertrau- 
ens und der Verantwortung, die ihnen 
ihre Funktion im Betrieb überträgt, ein 
strenger Massstab anzulegen. Demge-
mäss hat das Bundesgericht bei einem 
Arbeitnehmer, der als Personalleiter ei- 
ne Vertrauensposition im Betrieb inne-
hatte, eine Täuschung des Arbeitgebers 
durch das Herstellen wahrheitswidriger 
Dokumente für die Buchhaltung als 
wichtigen Grund zur fristlosen Kündi-
gung qualifiziert.

2.3 Das Obergericht erwog, da den Ar-
beitnehmenden bereits im Stadium der 
Vertragsverhandlungen eine vorvertrag-
liche Treuepflicht treffe, könnten be-
wusst wahrheitswidrige Angaben bei 
der Stellensuche einen wichtigen Grund 
für die fristlose Kündigung darstellen. 
Dies könne bei falschen Angaben über 

Fähigkeiten, Kenntnisse, Examen und 
Ausbildungsgänge zutreffen, wenn sie 
einen Bezug zur Stelle hätten und der 
Arbeitgeber ein berechtigtes Interesse 
an der Kenntnis der Wahrheit habe.

Die Aufgabe von A. habe gemäss An- 
stellungsvertrag in der Akquisition neu- 
er Kunden bestanden, weshalb es für 
seine Anstellung entscheidend gewe-
sen sei, dass er eine gute bisherige 
Kundenbeziehung und einen intensi-
ven Kundenkontakt hatte. X. hätte ihn 
nicht angestellt, wenn sie gewusst hätte, 
dass er seit längerer Zeit arbeitslos war 
und keine konkreten Vermögensverwal-
tungsaufträge mehr hatte. Seine An-
stellung bei Y. und seine angegebene 
Vermögensverwaltungstätigkeit seien 
demnach von ausschlaggebender Be-
deutung gewesen. Zudem sei A. als Mit- 
glied der Direktion mit kollektiver Zeich-
nungsberechtigung angestellt worden. 
Es habe daher von ihm besondere Auf-
richtigkeit und Ehrlichkeit erwartet wer-
de können, habe er doch gegenüber 
seinen Kunden und X. eine ausgespro-
chen hohe Verantwortung gehabt. Da 
er seine Anstellung durch unwahre An-
gaben erschlichen habe, könne ihm ein 
solches Vertrauen aber nicht mehr ent-
gegengebracht werden. Bezüglich des 
von ihm erwarteten Aufbaus einer neu-
en Kundschaft im Mittleren Osten sei- 
en seine wahrheitswidrig behaupteten 
Kun denkontakte von entscheidender 
Bedeutung gewesen. Dass er während 
seiner kurzen Anstellungszeit den Kun-
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denzuwachs noch nicht erfolgreich ha - 
be fördern können, laste ihm X. nicht 
an. Sie habe jedoch nicht mehr an eine 
erfolgversprechende Tätigkeit von A. 
glau ben können. Durch seine unwah-
ren Angaben zu vertragsrelevanten Tat- 
sachen habe A. seine vorvertragliche 
Treuepflicht in schwerer Weise verletzt 
und das gegenseitige Vertrauensver-
hältnis endgültig zerstört, weshalb es 
X. nicht zumutbar gewesen sei, das Ar-
beitsverhältnis mit A. bis zum Ablauf der 
vertraglich vereinbarten Kündigungsfrist 
von sechs Monaten fortzusetzen.

2.4 A. bestreitet nicht, dass falsche An-
gaben bei der Stellensuche einen wich-
tigen Grund zur fristlosen Kündigung 
bilden können. Er wendet jedoch ein, 
die ihm angelasteten unwahren Anga-
ben hätten keinen Zusammenhang mit 
der Vertragserfüllung gehabt. Dies wer-
de durch die guten Noten im Probezeit-
Bericht bestätigt. Dass X. nicht mehr an 
seine erfolgreiche Tätigkeit geglaubt 
habe, sei unerheblich, weil dieser Glau - 
be auf Spekulationen beruhe und solche 
keinen hinreichenden Grund für eine 
fristlose Kündigung bilden könnten. 
Auch wenn in Bezug auf unzutreffende 
Angaben beim Vorstellungsgespräch bei 
einem Mitglied der Direktion ein stren-
gerer Massstab anzulegen sei als bei 
einem Bauzeichner, der unzutreffende 
Angaben über seine Ausbildung mache, 
sei ein wichtiger Grund zu verneinen, 
wenn die vertraglichen Leistungen er-

bracht würden. Indem X. die gu te bis 
sehr gute Erbringung dieser Leistungen 
bestätigt habe, habe sie zum Ausdruck 
gebracht, dass die Fortsetzung des Ar-
beitsverhältnisses von einem objektiven 
Standpunkt aus gesehen zumutbar ge-
wesen wäre.

2.5 A. lässt ausser Acht, dass ihm als 
Mitglied der Direktion eine sehr hohe 
Verantwortung zukam und seine An-
stellung daher zusätzlich zur Erfüllung 
seiner Aufgaben ein besonderes Vertrau- 
en in seine Aufrichtigkeit und Ehrlich-
keit voraussetzte. Die Kenntnis darüber, 
dass A. anlässlich seiner Vorstellungs-
gespräche wahrheitswidrige Angaben 
gemacht hatte, war daher unabhängig 
von der Qualität seiner danach erbrach-
ten Arbeitsleistung objektiv geeignet, 
die für seine weitere Anstellung wesent-
liche Vertrauensgrundlage zu zerstören 
oder zumindest so tief greifend zu er-
schüttern, dass X. die Fortsetzung des 
Vertrags nicht mehr zuzumuten war. 
Das Obergericht hat demnach das ihm 
zustehende Ermessen nicht überschrit-
ten, wenn es einen wichtigen Grund 
gemäss Art. 337 OR bejahte.

3.1 Nach der bundesgerichtlichen 
Rechtsprechung ist eine fristlose Kün-
digung gemäss Art. 337 OR ohne Ver-
zug nach Kenntnis des wichtigen Grun-
des auszusprechen, andernfalls wäre 
Verwirkung anzunehmen. Eine Frist 
von zwei bis drei Arbeitstagen zum 
Nachdenken und Einholen von 
Rechtsauskünften wird als angemes-
sen erachtet. Eine längere Frist wird 
nur zugestanden, falls praktische Er-
fordernisse des Alltags- und Wirt-
schaftslebens diese als berechtigt er-
scheinen lassen. So wird juristischen 
Personen, bei denen der Entscheid 
über die Kündigung in die Kompetenz 
eines mehrköpfigen Or gans fällt, auf-
grund des längeren Willensbildungs-
prozesses eine Entscheidungsfrist von 
etwa einer Woche zuge standen.

3.2 Das Obergericht ging davon aus, 
X. habe am Mittwoch, den 7. Septem-
ber 2005 das Arbeitszeugnis von Y. er-
halten; die Entlassung sei am Dienstag, 
den 13. September 2005 ausgesprochen 
worden. Dabei sei zu beachten, dass 

am Montag, den 12. September 2005 in 
Zürich das Knabenschiessen stattgefun-
den habe, weshalb vielfach der Nach-
mittag als Feiertag gelte. Zwischen Ein- 
gang des Zeugnisses und der fristlosen 
Kündigung hätten somit zweieinhalb 
oder höchstens drei Arbeitstage gele-
gen, weshalb die Kündigung noch recht-
zeitig erfolgt sei.

3.3 A. macht geltend, die Kündigung 
sei fünf Tage nach Erhalt des Arbeits-
zeugnisses erfolgt, wenn davon ausge-
gangen werde, die Frist beginne erst am 
Tag nach erfolgter Mitteilung zu laufen. 
Genau genommen habe X. die Kündi-
gung am siebten Tag nach Kenntnis des 
Kündigungsgrundes ausgesprochen. 
Dies erscheine als zu lange, zumal es 
bei leitenden Angestellten einer Bank 
üblich sei, auch am Samstag oder wäh-
rend des Knabenschiessens zu arbeiten. 
Zwar treffe grundsätzlich zu, dass bei 
einer juristischen Person die Willensbil-
dung aufwändiger sein könne als bei 
einer natürlichen Person. Dies habe je-
doch vorliegend keinen Einfluss auf die 
Reaktionszeit gehabt, da die Entschei-
dungsträger sich in Zürich und Basel 
befunden hätten und sich problemlos 
telefonisch, per E-Mail oder persönlich 
in Zürich oder Basel hätten besprechen 
können. Die Kündigung hätte demnach 
spätestens am Montagmorgen erfolgen 
müssen.

3.4 Da im vorliegenden Fall der Be-
schluss über die fristlose Kündigung an-
erkanntermassen von einem mehrköp-
figen Gremium gefasst werden musste 
und zuvor tatsächliche und rechtliche 
Abklärungen angezeigt waren, hat das 
Obergericht – unabhängig von der Be-
stimmung der Arbeitstage – kein Bun-
desrecht verletzt, wenn es die inner-
halb einer Woche nach Kenntnis des 
Kündigungsgrunds ausgesprochene 
Kündigung noch als rechtzeitig qualifi-
zierte.

Urteil des Schweizerischen 
Bundes gerichts, 14. Februar 2011

(4A_569/2010)
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Sachverhalt
Am 30. November und 15. Dezember 
2004 führte A. (Beschwerdeführerin) bei 
der Zürcher Zweigniederlassung der Y. 
(Beschwerdegegnerin) Vorstellungsge-
spräche im Hinblick auf eine Anstellung 
im Riskmanagement. Am 20. Dezember 
2004 unterzeichneten die Parteien ei-
nen entsprechenden Arbeitsvertrag, in 
dem als Arbeitsbeginn der 1. Januar 2005 
vorgesehen war.

Während des Bewerbungsverfahrens 
vermittelte A. Y. den Eindruck, sie arbeite 
seit 2004 mit gültiger Arbeits- und Auf-
enthaltsbewilligung (Daueraufenthalts-
bewilligung B zu Erwerbszwecken) in 
der Schweiz. In Wahrheit war die Auf-
enthaltsbewilligung zwecks Studiums 
bereits am 15. Juli 2003 abgelaufen und 
A. mit Verfügung des Migrationsamts 
Zürich vom 30. Juli 2004 der weitere Auf-
enthalt verweigert worden. A. benötigte 
im Moment des Vertragsabschlusses so-
wohl eine Bewilligung zwecks Änderung 
des Aufenthaltszwecks als auch eine Be-
willigung zur Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit.

Nachdem eine Mitarbeiterin von Y. 
von dieser Situation erfahren hatte, teil- 
te sie A. am 23. Dezember 2004 mit, es 
gebe ein «Riesenproblem» beziehungs-
weise eine «andere Situation», sodass 
die Arbeitserlaubnis abgewartet werden 
müsse, bevor A. die Arbeit aufnehmen 
könne. Am 11. Januar 2005 erhielt A. von 
Y. schliesslich die Mitteilung, dass der 
Versuch, von den Behörden eine Be-
willigung zu erhalten, gescheitert sei. Y. 
würde nun einen anderen Kandidaten 
einstellen, da sie jemanden benötige, 
der sofort mit der Arbeit beginnen 
könne. Tags darauf bestätigte Y., dass 
sie A. «nicht weiter berücksichtigen» 
könne. Am 16. Januar 2005 reichte A. 
beim Arbeitsgericht Zürich eine Einspra-

che gegen die Kündigung im Sinne von 
Art. 336b OR sowie eine Klage wegen 
missbräuchlicher Kündigung ein. 

Y. wendete vor Arbeitsgericht ein, sie 
habe sich im Moment des Vertragsab-
schlusses bezüglich des aufenthalts-
rechtlichen Status von A. in einem Irr-
tum befunden, weshalb der Arbeitsver- 
trag für sie nicht verbindlich sei. Das 
Arbeitsgericht kam zum Schluss, dass 
die Voraussetzungen eines Grundlagen-
irrtums vorliegen, und wies die Klage 
von A. mit Urteil vom 11. August 2005 
vollumfänglich ab, was das Obergericht 
bestätigte.

Aus den Erwägungen
5. In materiellrechtlicher Hinsicht macht 
A. geltend, das Obergericht habe die 
Vorschriften über den Grundlagenirrtum 
verletzt, da es davon ausgegangen sei, 
der Irrtum müsse weder objektiv noch 
subjektiv wesentlich sein.

5.1 Ein Vertrag ist für denjenigen un-
verbindlich, der sich beim Abschluss 
in einem wesentlichen Irrtum befun-
den hat (Art. 23 OR). Ein wesentlicher 
Irrtum ist der sogenannte Grundlagen-
irrtum.

Auf einen solchen kann sich die Par-
tei berufen, die sich über einen be-
stimmten Sachverhalt geirrt hat, der für 
sie notwendige Vertragsgrundlage war, 
und den sie zudem nach Treu und Glau-
ben im Geschäftsverkehr als eine not-
wendige Grundlage des Vertrags be-
trachten durfte (Art. 24 Abs. 1 Ziff. 4 OR). 
Neben der subjektiven Wesentlichkeit 
ist damit erforderlich, dass der zugrun- 
de gelegte Sachverhalt auch objektiv, 
vom Standpunkt oder nach den An-
forderungen des loyalen Geschäftsver- 
kehrs als notwendige Grundlage des 
Vertrags erscheint.

5.2 Die Rügen sind haltlos, hat das 
Obergericht doch ausgeführt, dass sich 
Y. im Moment des Vertragsabschlusses 
bezüglich der aufenthaltsrechtlichen Si-
tuation in einem Irrtum befunden habe 
und dass diese Situation von «verkehrs-
wesentlicher» Bedeutung sei. Denn da-
von hänge ab, welche Aussichten auf 
Erteilung einer Arbeitsbewilligung be-
stünden, was wesentlich sei für den Ent-
scheid von Y., ob sie mit A. überhaupt 
einen Vertrag abschliessen wolle.

An anderer Stelle hat das Obergericht 
so gar ausdrücklich wiederholt, dass «der 
ausländerrechtliche Status und die Ver-
fügbarkeit (Arbeitsbeginn)» von A. als 
«subjektiv und objektiv wesentliche Ver-
tragspunkte taxiert werden» müssten. 
Das Obergericht hat damit entgegen 
der Behauptung von A. die Vorausset-
zungen der objektiven und subjektiven 
Wesentlichkeit des Irrtums durchaus be-
rücksichtigt. Dass die aufenthaltsrecht-
liche Situation einer Arbeitnehmerin für 
Y. unwesentlich wäre, macht A. zu Recht 
nicht geltend.

6. A. rügt sodann eine Verletzung von 
Art. 320 Abs. 3 OR, indem sowohl das 
Kassations- wie auch das Obergericht 
davon ausgegangen seien, A. habe noch 
keine Arbeitsleistung im Sinne dieser 
Bestimmung erbracht. A. habe für Y. 
durchaus bereits gearbeitet, indem sie 
diese dabei unterstützt habe, eine Ar-
beitsbewilligung einzuholen.

Diese Rüge ist offensichtlich unbe-
gründet. Die Anwendung von Art. 320 
Abs. 3 OR setzt voraus, dass die Arbeit-
nehmerin ihre Stelle bereits angetreten 
hat. Davon kann vorliegend keine Rede 
sein, hat Y. A. doch ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass ein Arbeitsantritt erst 
erfolgen könne, sobald die nötige Ar-
beitsbewilligung vorliege. Indem sie Y. 
bei der Einholung einer Bewilligung 
«unterstützte», hat A. ihre Stelle jeden-
falls nicht angetreten und keine Arbeits-
leistung gemäss Arbeitsvertrag erbracht.

Urteil des Schweizerischen 
Bundesgerichts, 13. Dezember 2010 
(4A_493/2010)

Urteil

Grundlagenirrtum  
bei Vertragsabschluss
Vermittelt der sich Bewerbende während des Bewerbungsverfah- 
rens den Eindruck, dass die ausländerrechtliche Aufenthalts-  
und Arbeitsbewilligung vorhanden sei, obwohl das nicht der Fall ist,  
kann der Arbeitgeber Grundlagenirrtum geltend machen.
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Sachverhalt
A. (Beschwerdeführerin) arbeitete vom 
1. Oktober 2003 bis 28. Februar 2006 als 
Kassiererin bei Y. (Beschwerdegegne-
rin). Im Juni 2009 erhob A. Klage und 
machte geltend, sie habe das Casino 
während der Pausen nicht verlassen dür-
fen, sondern Bereitschaftsdienst leisten 
und die Pausen oft unterbrechen müs-
sen, wenn dies ihre Vor gesetzten als ge-
boten erachtet hätten. Daher seien ihr 
die Pausen als Arbeitszeit anzurechnen 
und zu entschädigen.

Aus den Erwägungen
4. Materiell hielt die Vorinstanz fest, 
die Angestellten der Beschwerdegeg-
nerin hätten die Pausen in einem der 

vorgesehenen Pausenräume verbringen 
können und seien nicht mit einem Pager 
oder Handy ausgerüstet gewesen. Des-
halb seien sie für die Vorgesetzten auch 
nicht jederzeit verfügbar gewesen. Y. 
anerkenne zwar, es sei gelegentlich vor-
gekommen, dass Mitarbeiterinnen ihre 
Pausen hätten unterbrechen müssen. 
Die unterbrochenen Pausen hätten je-
doch nachgeholt werden dürfen. Dies 
habe A. nicht bestritten.

4.2 A. macht geltend, sie habe das 
Casino während der Pausen nicht ver-
lassen dürfen, weshalb diese unabhän-
gig davon, ob sie habe Bereitschafts-
dienst leisten müssen, zu entschädi- 
gen seien.

4.3 Die Vorinstanz hielt fest, A. und 
ihre damaligen Arbeitskollegen hätten 
das Casino während der Pausen unbe-
strittenermassen nicht verlassen dürfen. 
A. habe ihre Pausen nicht an ihrem Ar-
beitsplatz, das heisst an der Kasse, son-
dern in einem Pausenraum verbringen 
müssen. Ein eigens zur Verbringung der 
Pausen eingerichteter Raum sei kein Ort, 
an dem sich die Arbeitnehmer zur Aus-
führung der ihnen zugewiesenen Ar-
beit aufzuhalten haben.

4.4 Nach Art. 15 Abs. 2 ArG gelten Pau-
sen als Arbeitszeit, wenn die Arbeitneh-
mer ihren Arbeitsplatz nicht verlassen 
dürfen. Als Arbeitsplatz gilt jeder Ort im 
Betrieb oder ausserhalb des Betriebs, 
an dem sich der Arbeitnehmende zur 
Ausführung der ihm zugewiesenen 
Ar beit aufzuhalten hat (Art. 18 Abs. 5 
ArGV 1). A. behauptet zwar, die zwin-
gend im Be trieb des Arbeitgebers zu 
verbringenden Pausen seien zu ent-
schädigen, zitiert aber weder eine ein-
schlägige Rechts prechung noch Lehr-
meinungen, die ihre Ansicht unter- 
stützten.

In der Literatur wird vielmehr die Auf - 
fassung vertreten, unter Arbeitsplatz im 
Sinne von Art. 15 Abs. 2 ArG sei derjenige 
Ort zu verstehen, an dem der Arbeit-
nehmende seine gewöhnliche Tätigkeit 
verrichte. Soweit eine Pause in einem 
speziell da für vorgesehenen Raum abzu-
halten sei, verlasse der Arbeitnehmende 
daher bereits seinen Arbeitsplatz, selbst 
wenn sich der Pausenraum im selben 
Gebäude wie der Arbeitsplatz befinde. 
Der Arbeitnehmende müsse nicht not-
wendig auch das Betriebsgebäude ver - 
lassen können. Es ist nicht willkürlich, 
Pausen, die in einem eigens zur Ver-
bringung der Pausen eingerichteten 
Raum zu verbringen sind, nicht als ent-
schädigungspflichtige Arbeitszeit zu 
qualifizieren.

Urteil des Schweizerischen  
Bundesgerichts, 6. Oktober 2010 
(4A_343/2010)
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Urteil

Pausen im betriebsinternen  
Pausenraum
Pausen gelten als Arbeitszeit, wenn der Arbeitsplatz nicht verlassen  
werden darf. Ein speziell eingerichteter Pausenraum gilt nicht  
als Arbeitsplatz. Der Arbeitnehmer muss nicht zwingend auch das  
Gebäude verlassen können.

www.arbeitgeber.ch
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Viele Unternehmen (wie 
hier Georg Fischer) fördern 
die Weiterbildung ihres 
Personals in Eigenregie.

Weiterbildungsgesetz

Förderung der Weiterbildung :  
Was Sinn macht – und was nicht
Bis Ende Jahr legt eine Expertenkommission dem Bundesrat einen Entwurf für ein 
eidgenössisches (Rahmen-)Weiterbildungsgesetz vor. Die Gewerkschaften pochen  
dabei auf den Einbezug von Bildungsurlauben. Doch jetzt belegt ein neues Gutachten, 
dass sie ein untaugliches Instrument sind – und generell nur beschränkt staatlicher 
Handlungsbedarf besteht. Sicher ist: Mehr Koordination und Effizienz in der Weiter-
bildung sind wünschbar. Jürg Zellweger

Berufsorientierte Weiterbildung ist unbestrittener-
massen ein wichtiger Faktor für die Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen und die wirtschaftliche 
Entwicklung der Schweiz. Das Beispiel der Zürcher 
Kantonalbank zeigt, wie Unternehmen aus Über-
zeugung erheblich in ihre Mitarbeitenden inves-
tieren (mehr im Beitrag ab Seite 20). Branchenver-
bände wie die Schweizerische Bankiervereinigung 
beschäftigen sich mit Aus- und Weiterbildungs-
strategien, um die Attraktivität ihrer Branche auf 
dem Arbeitsmarkt zu steigern und die Innovations- 
und Leistungsfähigkeit ihrer Mitgliedsunternehmen 
zu fördern (mehr im Beitrag ab Seite 18). Neben 
dieser privaten und personalpolitisch motivierten 
Weiterbildung, die keiner weiteren staatlichen Re-
gelung bedarf, steht aus gesellschaftlicher und po-
litischer Perspektive der Zugang zum lebenslangen 
Lernen aller sozialen Gruppen im Vordergrund der 
Weiterbildungs-Debatte.

Im Rahmen der Vorarbeiten zu einem Weiterbil-
dungsgesetz auf Bundesebene sind zwei Gutach-
ten erstellt worden, die sich mit Instrumenten zur 

Förderung der Weiterbildung und der Beteiligung 
daran befassen: eines aus ökonomischer Sicht und 
eines aus juristischer Perspektive (siehe Kasten).

Staatliche Förderung nicht generell nötig
Eine zentrale Feststellung des ökonomischen Gut-
achtens ist, dass für die öffentliche Hand keine ge-
nerelle Notwendigkeit zur Förderung der Weiter-
bildung besteht. Der Grund dafür: Bei den Indi - 
viduen und den Unternehmen ist in der Regel 
genügend Eigeninteresse an Weiterbildungen vor- 
handen, die für die Beteiligten sinnvoll sind, opti-
mal umgesetzt werden können und von den Fir-
men auch unterstützt werden. Lediglich bei eini- 
gen wenigen Risikogruppen, die sonst nie an Wei- 
terbildungen teilnehmen würden, kann es Gründe 
geben, Weiterbildungs-Aktivitäten mit staatlichen 
Massnahmen zu fördern. Dies dürfte insbesondere 
bei schlecht qualifizierten Personen mit Migrati-
onshintergrund der Fall sein – oder allenfalls bei 
Personen, die wegen familiärer Belastungen (etwa 
Kinderbetreuung) aus dem Arbeitsmarkt ausstei-
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deren Auswirkungen und Effektivität 
genauer untersucht. Gestützt auf ent-
sprechende Erfahrungen mit solchen 
Urlauben im Ausland, kommt das Gut-
achten zu folgender Beurteilung: Ein 
gesetzlicher Anspruch auf Bildungsur-
laub hat keinen entscheidenden Einfluss 
auf die Motivation und Beteiligung an 
Weiterbildungen. Die anvisierten Ziel-
gruppen werden in der Regel nicht er-
reicht – und das Ziel von Bildungsur- 
lauben wird damit verfehlt. Erfolgver- 
sprechender ist aber die selektive Ab- 
gabe von Bildungsgutscheinen an die 
Risikogruppen. Wie dieses Instrument 
sinnvoll eingesetzt werden kann, haben 
unter anderem Erfahrungen im Kanton 
Genf und bildungsökonomische Studien 
klar gemacht.

gen und später wieder einen Einstieg 
suchen. 

Interessant in diesem Zusammen-
hang: Das Gutachten von Prof. Dr. Uschi 
Backes-Gellner stellt fest, dass bei Teil-
zeitarbeitenden, gewerblichen Arbeits-
kräften, älteren Erwerbstätigen und 
Frauen zwar eine leicht geringere Wei-
terbildungsteilnahme eruiert werden 
kann. Das muss aber nicht zu einem 
generellen Problem erklärt werden – wie 
dies oft getan wird. Die wissenschaft-
lichen Befunde sind nicht stabil und 
rechtfertigen keine staatlichen Inter-
ventionen.

Anders sieht es bei den oben erwähn-
ten Risikogruppen aus. Hier können 
allfällige Massnahmen gemäss Gutach-
ten gerechtfertigt werden, weil sie mög-

liche soziale Kosten (etwa aus Arbeits-
losen- und Invalidenversicherung oder 
Sozialhilfe) und andere negative Effekte 
wie Armut oder Ausgrenzung aus dem 
öffentlichen Leben verhindern können. 
Weiterbildungsmassnahmen für diese 
Personen werden inhaltlich primär bei 
den Grundkompetenzen (wie Lesen und 
Schreiben, Alltagsmathematik, einfache 
IT-Anwenderkenntnisse) ansetzen müs-
sen, da solche Kompetenzen eine Vor-
aussetzung zum eigenverantwortlichen 
Lernen sind.

Untaugliche gesetzliche 
Weiterbildungsurlaube
Weil die Gewerkschaften gesetzliche 
Weiterbildungsurlaube fordern, hat das 
Gutachten von Backes-Gellner auch 
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Das ökonomische Gutachten von Prof. Dr. Uschi Backes-
Gellner im Auftrag der Expertenkommission Weiterbil-
dungsgesetz («Eine Analyse der Wirksamkeit ausgewähl-
ter Instrumente zur Förderung der Weiterbildungsbetei- 
ligung») kommt zu folgenden zentralen Ergebnissen:

1.  Bildungsgutscheine können ein geeignetes Instrument 
sein, um die Risikogruppen zur Weiterbildung zu ani-
mieren. Die Zielgruppen müssen sehr genau definiert 
werden und die Verteilung darf nicht nach dem Giess-
kannenprinzip erfolgen. Ausreichend hohe Beträge sind 
wichtig, um die nötigen Anreize zu generieren. Steuer-
abzüge für Weiterbildung führen zwar zu einem zusätz-
lichen Interesse, sind aber wenig zielgerichtet. Die Wir-
kung von subventioniertem Sparen für Weiterbildung 
ist stark von den Bedingungen abhängig, die mit der 
Umsetzung solcher Massnahmen verknüpft sind.

2.  Höchstens minimale Wirkung haben gesetzliche Bil-
dungsurlaube. Sie werden kaum in Anspruch genom-
men und erreichen die Risikogruppen nicht. Ein allge-
meines Weiterbildungsobligatorium (z. B. Verpflichtung 
für drei Tage) könnte zu unerwünschten Ausweichreak-
tionen der Beteiligten führen. Kontraproduktiv wäre etwa, 
wenn eine sinnvolle Weiterbildungsmassnahme durch 
eine weniger sinnvolle, aber gesetzeskonforme dreitä-
gige Weiterbildung ersetzt würde. Obligatorien dürften 
zudem ein weiterbildungsfreundliches Klima eher be-
einträchtigen als fördern.

3.  Programme für Sondergruppen (wie im Rahmen von 
arbeitsmarktlichen Massnahmen) sind schwierig zu de-
finieren. Auch die Lancierung staatlicher Angebote und 
deren Finanzierung ist nicht problemlos: Es drohen Mit-
nahmeeffekte, mangelnder Wirkungsgrad und grosse 
Streuverluste. Fundierte Untersuchungen zur Wirksam-
keit sind deshalb angezeigt.

Das juristische Gutachten zu «Weiterbildung und Arbeits-
recht» von Prof. Dr. Thomas Geiser zieht folgende Schlüsse:

Im geltenden Arbeitsrecht besteht ein allgemeiner Wei-
terbildungsanspruch des Arbeitnehmers, welcher von der 
Fürsorgepflicht des Arbeitgebers abgeleitet werden kann. 
Das berufliche Fortkommen des Arbeitnehmers ist ein Per-
sönlichkeitsrecht und schliesst einen Anspruch auf Wei-
terbildung ein. Dieser Anspruch ist aber zu wenig konkret, 
um durchgesetzt zu werden. So ist unklar, wie weit der 
Anspruch geht – etwa bei der Gewährung von Urlaub, der 
Übernahme von Kurskosten oder Lohnfortzahlungen. Oft 
kann erst im Nachhinein festgestellt werden, wenn die Ar-
beitgeberin ihrer Fürsorgepflicht nicht nachgekommen 
ist. Hier setzt auch die Idee von Regressansprüchen der 
Sozialversicherungen (ALV, IV und eventuell Sozialhilfe) 
gegenüber den Arbeitgebern an. Ziel davon wäre, dass 
die Arbeitgeber für eine sinnvolle Weiterbildung ihrer Mit-
arbeitenden während des Arbeitsverhältnisses sorgen.

Mehr Informationen zu den zwei Studien im Internet: 
www.bbt.admin.ch (Themen, Weiterbildung) �

Förderinstrumente

Neue Gutachten zur Förderung der Weiterbildung
Zwei neue Studien befassen sich mit Instrumenten zur Förderung der Weiterbildung  
und der Partizipation in diesem Sektor.

�



rung, der Invalidenversicherung oder 
des Ausländerrechts – wie zum Beispiel 
Umschulungen, Wiedereingliederung- 
en, Berufsberatungen oder Sprachkurse. 
Hier ist aber eine bessere Koordination 
und Abstimmung der staatlichen Akti-
vitäten nötig, um die gewünschte Wir-
kung gezielter zu erreichen. Ausserdem 
muss darauf geachtet werden, dass es 
nicht zu unerwünschten Wettbewerbs-
verzerrungen und zur Benachteiligung 
von nicht subventionierten Angeboten 
kommt. Das wäre nicht im Sinne eines 
attraktiven, innovativen und belebten 
Weiterbildungsmarkts.

Ein besonderes Interesse haben die 
Arbeitgeber an einer gut funktionie-
renden höheren Berufsbildung (eidge-
nössische Prüfungen und höhere Fach- 
schulen). Die hier vermittelten Qualifi- 
kationen erlauben Berufsleuten, an- 
spruchs- und verantwortungsvolle Tä- 
tigkeiten zu übernehmen. Auch quan- 
titativ spielt dieser Bildungsbereich bei 
der Versorgung des Arbeitsmarkts eine 
wichtige Rolle. Gegenwärtige Diskussi-
onen, Abklärungen und Verbesserun-
gen bezüglich der öffentlichen Finan-
zierung laufen auf der Ebene der Sozial- 
partner und der zuständigen Behörden. 
Diese Aktivitäten sind klar dem Berufs-
bildungsgesetz im Sinne eines Spezial-
gesetzes zugeordnet und werden vor-
aussichtlich durch das vorgesehene 
Rahmengesetz zur Weiterbildung nicht 
direkt tangiert. �

vorgeschlagen. Dabei soll ein Arbeit-
geber be langt werden können, wenn er 
nicht für eine regelmässige Weiter-
bildung im Sinne der Fürsorgepflicht 
sorgt.

Aus Arbeitgebersicht sind diese An-
sätze abzulehnen. Sie überspannen die 
gesetzliche Fürsorgepflicht des Arbeit-
gebers und laufen darauf hinaus, den 
Arbeitgebern mehr Kosten und Verant-
wortung für die Weiterbildung ihrer 
Mitarbeitenden aufzubürden. Wie weit 
die Regulierungsansätze nötig, wirksam 
und durchsetzbar wären, stand nicht im 
Vordergrund der Abklärungen. Für den 
SAV ist klar: Wer Zusatzlasten in Kauf 
nimmt, verteuert den Faktor Arbeit ins-
besondere im Niedriglohnbereich. Da-
vor sei mit Blick auf die Auswirkungen 
auf dem Arbeitsmarkt ausdrücklich ge-
warnt.

Für Wettbewerb und Effizienz
Im Zusammenhang mit der Weiterbil-
dungsdiskussion ist generell auch fest-
zuhalten: Obwohl der Bund rund 600 
Millionen Franken jährlich für Weiterbil-
dung ausgibt, wird der Weiterbildungs-
markt weitgehend privat dominiert. Er 
umfasst insbesondere alle staatlich nicht 
anerkannten Angebote, Kurse und Se-
minare und erreicht ein Gesamtvolumen 
von rund 5,3 Milliarden Franken. Hier 
spielt der Markt – und die entsprechen-
den Mechanismen von Angebot und 
Nachfrage sorgen für Effektivität und 
Effizienz.

Gewisse staatliche Weiterbildungs-
Aktivitäten sind sicher sinnvoll – etwa 
auf der Basis der Arbeitslosenversiche-

Das Gutachten widerspricht Vorstellun-
gen von einem stärker regulierenden 
und breiter fördernden Staat in der Wei-
terbildung. Der begrenzte Handlungs-
bedarf bestätigt sich, und die einge-
schränkten Möglichkeiten staatlicher 
Interventionen werden aufgezeigt. Der 
Schweizerische Arbeitgeberverband 
(SAV) hat bereits vor einem kontrapro-
duktiven Regulierungsschub gewarnt. 
Es wäre zudem gefährlich, in ein kom-
plexes Gefüge von privaten Arrange-
ments und sozialpartnerschaftlichen 
Vereinbarungen zur Weiterbildung ein- 
zugreifen. Entscheide zu Weiterbil-
dungszielen und -inhalten, zu geeig-
neten Lernformen und zur Aufteilung 
der Kosten zwischen Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern haben auch aus der 
Sicht des SAV sehr viel mit Qualität zu 
tun: In der Praxis einigte man sich auf 
das Sinnvolle und im Geschäftsalltag 
Einsetzbare.

Gesetzliche Fürsorgepflicht 
nicht strapazieren
Das juristische Gutachten von Prof. Dr. 
Thomas Geiser versucht aus dem gel-
tenden Arbeitsrecht Ansätze abzulei-
ten, um Weiterbildungsanreize zu 
schaffen. Zur Dis kussion gestellt wer-
den ein arbeitsvertraglicher Anspruch 
auf Bildungsurlaub (bezahlt oder nicht 
bezahlt), die Förderung von Gesamtar-
beitsverträgen mit paritätischen Fonds 
zur Finanzierung der Weiterbildung 

und eine Konkretisierung der Fürsor-
gepflicht des Arbeitgebers. Dieser habe 
für das wirtschaftliche Fortkommen des 
Arbeitnehmers namentlich durch be-
rufliche Weiterbildung zu sorgen, hält 
das Gut achten fest. Auch Ansprüche 
gegenüber dem Staat etwa in Form von 
Bildungsgutscheinen seien denkbar. Als 
«kreativer Ansatz» wird ein Regressan-
spruch der Sozialversicherungen ge-
genüber dem ehemaligen Arbeitgeber 
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Jürg Zellweger ist Mitglied der Geschäftsleitung 
des Schweizerischen Arbeitgeberverbands.

Wichtig aus Arbeitgebersicht: Die höhere Berufsbildung – wie etwa in der Industrie.

« Zusätzliche Lasten 
für Weiterbildung 
verteuern für  
die Arbeitgeber den 
Faktor Arbeit. »

�
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Anzeigenschlussdaten (Erscheinungsdatum jeweils anfangs Monat)

Oktoberausgabe 16. September 2011

Novemberausgabe 17. Oktober 2011 

Dezemberausgabe 16. November 2011

Der neue «Schweizer 
Arbeitgeber» –
die ideale Plattform 
für Ihr Inserat !

S C H W E I Z E R I S C H E R  A R B E I TG E B E R V E R B A N D 
U N I O N  PAT R O N A L E  S U I S S E 
U N I O N E  S V I Z Z E R A  D E G L I  I M P R E N D I TO R I

April /Avril 2011

JASMIN STAIBLIN IM INTERVIEW

Ziele von 
ABB Schweiz
CANTON DE VAUD

Impôt sur 
le travail  ?

DOSSIER

Révision de l’AI et intégration 
dans le marché du travail

PORTRAIT D’UN MEMBRE

Chambre vaudoise 
du commerce et de l’industrie

BRENNPUNKT

Weshalb sich die Integration 
in den Arbeitsmarkt lohnt

VERBANDSPORTRÄT

Aktuelle Schwerpunkte der 
Schweizerischen Metall-Union

Das EBG unterstützt mit diesen Finanz-

hilfen innovative und praxisnahe Pro-

jekte mit langfristiger Wirkung sowie 

Be ratungsstellen. Seit 2009 können auch 

Unternehmen für ihre Projekte zur 

Gleichstellung Finanzhilfe beantragen. 

Im Jahr 2010 standen für die Förderung 

gesamthaft 4,3 Millionen Franken zur 

Verfügung. Auf der Projektdatenbank 

www.topbox.ch findet sich eine um-

fangreiche Sammlung von praxiser-

probten Gleichstellungsprojekten – ein 

Fundus an Erfahrungen und Ideen für 

eigene Projekte.

Der Termin zum Einreichen von Fi-

nanzierungsgesuchen für allgemeine 

Förderprojekte ist am 28. Januar 2011. Ge-

suche zur Unterstützung von unterneh-

mensinternen Projekten zur Gleich-

stellung können jederzeit eingereicht 

werden. � (EBG / S. O.)

www.gleichstellung-schweiz.ch

www.topbox.ch

Finanzhilfen nach dem Gleichstellungsgesetz

Das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann (EBG) fördert mit Finanzhilfen  

die Chancengleichheit im Erwerbsleben. Basis dafür ist das Gleichstellungsgesetz.

Die Suva verzeichnete im Jahr 2009 über 

15 000 Unfälle. In diesem Jahr wird die 

Zahl nochmals steigen. «Neben dem 

menschlichen Leid, das hinter jedem 

Unfall steckt, verursachen diese Unfälle 

auch erhebliche Kosten», schreibt die 

Suva. Sie wendete im Durchschnitt der 

vergangenen zehn Jahre in der Unfall-

versicherung für Arbeitslose jährlich 

136 Millionen Franken für Heilkosten, 

Taggelder und Renten auf.

Ziel des Projekts ist es, die durchschnittli-

che Dauer des Bezugs von Unfalltag-

geldern zu verkürzen. Derzeit sind Ar-

beitslose nach einem Unfall mehr als 

anderthalb Mal so lang arbeitsunfähig 

wie verunfallte Berufstätige. Sie bezie-

hen durchschnittlich während 69 Tagen 

Unfalltaggelder, verunfallte Berufstätige 

sind im Durchschnitt während 44 Tagen 

auf Unfalltaggelder angewiesen. Gar 

mehr als doppelt so hoch ist laut Suva 

das Risiko, als Arbeitsloser zum Inva-

lidenrentner zu werden, nämlich mit 

9 Renten pro 1000 Unfälle gegenüber 

4 Renten pro 1000 Unfälle bei den Be-

rufstätigen. Dies führt dazu, dass der 

Unfall eines Arbeitslosen mit durch-

schnittlich 8300 Franken fast doppelt 

so teuer ist wie der Unfall einer berufs-

tätigen Person mit 4800 Franken.

Aus diesem Grund verstärkt die Suva 

die Eingliederungsstrategie, die eng mit 

dem Seco und den RAV abgestimmt ist. 

Entscheidend sei, dass die Suva mög-

lichst früh vom Unfall erfahre und so 

rasch erkennen könne, welche Verunfall-

ten eine intensive Betreuung benötigen. 

Arbeitslose im Projektgebiet erhalten ab 

sofort eine kreditkartengrosse Notfall-

karte mit den Angaben, wo sie einen 

Unfall melden müssen. Ebenso sollen 

vorab Hausärzte für die rasche Wieder-

eingliederung sensibilisiert werden.

Am zweijährigen Versuch zur verbes-

serten Integration verunfallter Arbeits-

loser beteiligen sich die Suva-Agenturen 

in Aarau, Genf und Linth (Ziegelbrücke). 

Die Projektkosten von zwei Millionen 

Franken teilen sich Suva und Seco. Die 

verbesserte Betreuung soll die jährlichen 

Taggeldkosten von durchschnittlich rund 

50 Millionen Franken um 10 Prozent oder 

5 Millionen Franken reduzieren. �

(Suva / J. W.)

www.suva.ch

Verunfallte Arbeitslose schneller in Arbeitsmarkt zurück

Arbeitslose Menschen, die einen Unfall erleiden, sollen besser betreut werden. Sie sind im Durchschnitt 

anderthalb Mal so lange arbeitsunfähig wie verunfallte Berufstätige. Die Suva und das Staatssekretariat für 

Wirtschaft (Seco) haben deshalb ein Pilotprojekt lanciert.
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Verunfallte Arbeitslose sollen besser betreut und so schneller in den Arbeitsmarkt zurückgeführt werden.
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Robustes Wachstum

Economiesuisse erwartet für 2011 ein 

Wachstum des BIP von zwei Prozent, 

eine sinkende Arbeitslosigkeit und eine 

tiefe Inflationsrate.

Wie schon 2010 werden gemäss Economie-

suisse sowohl die Binnenwirtschaft als auch 

die Exportwirtschaft zulegen. Das Wachstum 

der Exportindustrie wird sich aber wegen 

der Frankenstärke deutlich abschwächen. 

Gebremst wird wegen der prekären Finanz-

situation vieler Staaten auch die chemisch-

pharmazeutische Industrie. Dagegen kann 

die Uhrenindustrie dank der weltweiten Nach-

frage positiv in die Zukunft schauen. Auch 

die Maschinenindustrie wächst, während 2011 

für den Schweizer Tourismus zum Stresstest 

werden dürfte.

Die Inflationsrate bleibt laut Economie-

suisse tief und dürfte rund ein Prozent be-

tragen. Die Nachfrage nach qualifizierten Ar-

beitskräften ist in einigen Branchen nach wie 

vor hoch. Die Arbeitslosenquote dürfte mode-

rat sinken – auf einen Jahresdurchschnitt von 

rund 3,2 Prozent. Wegen der Verschuldungs-

probleme in der EU und der Tendenz zur Bla-

senbildung in Schwellenländern ist das Wachs-

tum gemäss Economiesuisse aber mit hohen 

Abwärtsrisiken behaftet. Ein etwas tieferes 

Wachstum für 2011 erwarten die Konjunktur-

forschungsstelle der ETH (KOF) und BAK 

Basel. Sie rechnen mit einer Zunahme des 

BIP von 1,9 bzw. 1,7 Prozent und einer durch-

schnittlichen Arbeitslosenquote von 3,3 res-

pektive 3,4 Prozent. � (Pfi.)

Prognosen Economiesuisse

Veränderung gegenüber Vorjahr (%)

Quelle: Economiesuisse

2011

Bruttoinlandprodukt, real
2,0
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Öffentlicher Konsum
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2,5
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3,6
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0,8

Arbeitslosenquote

3,2

Den Ergebnissen des Manpower-Arbeits-

marktbarometers für das 1. Quartal 2011 

zufolge rechnen 8 Prozent der 786 be-

fragten Arbeitgeber mit einem Anstieg 

ihrer Beschäftigtenzahlen, während 4 

Prozent einen Rückgang und 88 Pro-

zent keine Veränderung erwarten. Die 

Netto-Arbeitsmarktprognose für das 

1. Quartal 2011 beläuft sich somit auf 

+ 4 Prozent (vgl. Grafik). Die saisonbe-

reinigte Netto-Arbeitsmarktprognose 

beträgt 0 Prozent, das entspricht damit 

dem Wert des 1. Quartals 2010. Im Ver-

gleich zum Vorquartal geht der Wert 

um 15 Prozentpunkte zu rück. Urs Schüp-

bach, Generaldirektor von Manpower 

Schweiz, erklärt: «Nachdem sich die Ar-

beitgeber im vergangenen Quartal ext-

rem optimistisch zeigten, pen deln sich 

die Beschäftigungsaussichten jetzt wie-

der auf einem durchschnittlichen Niveau 

ein, was für eine Stabilisierung des Ar-

beitsmarkts spricht.»

In sechs der sieben Schweizer Re-

gionen sind die Beschäftigungsaus-

sichten für das 1. Quartal 2011 positiv, 

das höchste Ergebnis meldet Zürich. Die 

Arbeitgeber in sechs der zehn Wirt-

schaftssektoren erwarten während des 

1. Quartals 2011 eine Erweiterung ih rer 

Personalbestände. Am optimistischsten 

sind sie im Bank- und Versicherungs-

wesen, Immobilien und Dienstleistungs-

sektor. � (Manpower / S. O.)

www.manpower.ch

Manpower-Arbeitsmarktbarometer 

Schweiz für das 1. Quartal 2011

Die neue Publikation «Reintegrations-

leitfaden Unfall» des Schweizerischen 

Versicherungsverbands (SVV) ist ein In-

strument für alle, die Verunfallte auf 

ihrem Weg zur Genesung begleiten. Als 

Hilfsmittel soll sie dazu dienen, beim 

Heilverlauf nach einem Unfall Abwei-

chungen in Bezug auf den Normalfall 

zu erkennen. Die Publikation «Rein  - 

tegrationsleitfaden Unfall» kann herun-

tergeladen werden auf: www.svv.ch, Pu-

blikationen, Versicherungsme dizin. � 

(SVV/J.W.)

www.svv.ch

Neuer Leitfaden für 

die Reintegration nach Unfällen 

An unsere Abonnentinnen und Abonnenten

Sehr geehrte Leserinnen und Leser: Alljährlich haben Sie mit der letzten Januar- 

oder ersten Februarausgabe das Jahresinhaltsverzeichnis des Vorjahrs erhalten. 

Wir haben beschlossen, künftig auf dieses Printprodukt zu verzichten. Stattdessen 

publizieren wir die gesammelten Inhaltsverzeichnisse eines Jahrgangs als PDF auf 

unserer Webseite: Auf www.arbeitgeber.ch finden Sie unter «Schweizer Arbeitge-

ber» die gesammelten Inhaltsverzeichnisse 2010. � (S.O.)
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Netto-Arbeitsmarktprognose 

1. Quartal 2011

Quelle: Manpower
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Ein fehlender Balken bedeutet eine 

Netto-Arbeitsmarktprognose von 0 %.

Saisonbereinigte Werte

Netto-Arbeitsmarktprognose

Jetzt gibt es gute Gründe, im «Schweizer 
Arbeitgeber» Werbung zu schalten:

�� Der «Schweizer Arbeitgeber» ist die Zeitschrift des Schwei-
zerischen Arbeitgeberverbands, der 100 000 Unterneh-
mungen mit rund einer Million Beschäftigten repräsentiert. 
Die modern gestaltete Zeitschrift erscheint monatlich und 
umfasst einen deutschen und einen französischen Teil.

�� Der «Schweizer Arbeitgeber» liefert Informationen zu Unter-
nehmen, Branchen und Verbänden. Er vertieft Themen wie 
Arbeitsmarkt und Arbeitsrecht, Sozialversicherungen und 
Sozialpolitik, Bildung und Karriere oder Arbeit und Gesund-
heit. Er bezieht Stellung, debattiert mit Führungskräften 
und bietet Entscheidungsgrundlagen für Verantwortungs-
träger.

�� Der «Schweizer Arbeitgeber» hat rund 17 000 Leserinnen 
und Leser in der ganzen Schweiz. Mehr als 50 Prozent ge-
hören der obersten Führungsebene an. Die Zeitschrift ge-
niesst bei bei ihrer Leserschaft ein sehr gutes Image und 
steht für Seriosität, Glaubwürdigkeit und Kompetenz.

Nutzen Sie die ausgezeichnete Möglichkeit, für Ihr Unterneh-
men, Ihre Organisation oder Ihre Dienstleistungen zu werben. 

Am besten wenden Sie sich direkt an unsere Inserateagentur:

Lenzin + Partner GmbH

info@lenzinundpartner.ch

www.lenzinundpartner.ch

Telefon 062 844 44 88
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Bessere Ergebnisse 
als Resultat: Auch 
unternehmerische Gründe 
sprechen für mehr Frauen 
in Führungspositionen.

Frauen als Führungskräfte (1)

Taten statt Quoten: Damit mehr Frauen 
in Führungspositionen kommen
Der Anteil der Frauen in den Führungspositionen der Wirtschaft soll steigen: Ein Anliegen, das in der schweizerischen und europäischen Öffentlichkeit stark präsent ist. Wie 
kann dieses aus gesellschaftlicher, volkswirtschaftlicher und unternehmerischer Sicht 
notwendige Ziel erreicht werden – ohne gesetzliche Quote? Ruth Derrer Balladore und Silvia Oppliger

Wohl sind mehr und mehr Frauen in Führungs-
positionen der Wirtschaft tätig, doch bleibt noch 
viel zu tun. Laut dem Schilling-Report 2010 beträgt 
der Frauenanteil in den Verwaltungsräten (VR) der 
100 grössten Schweizer Unternehmen 10 Prozent, in 
den Geschäftsleitungen (GL) 4 Prozent.

Im europäischen Ausland sieht es ähnlich aus. 
In den VR der 340 grössten Firmen in 17 europäi-
schen Ländern (EU-15, Norwegen, Schweiz) kom-
men die Frauen auf 12,2 Prozent, so die Resultate 
einer Studie von Egon Zehnder International (2010). 
Die Anteile variieren von Land zu Land sehr stark. 
Finnland, Norwegen und Schweden weisen den 
höchsten Frauenanteil auf, Portugal, Italien und 
Luxemburg den tiefsten (siehe Grafik).

In Norwegen ist seit dem 1. Januar 2008 per Ge-
setz vorgeschrieben, dass mindestens 40 Prozent 
Frauen in den VR von börsenkotierten Unterneh-
men Einsitz haben müssen. Norwegen ist entspre-
chend der Spitzenreiter mit einem Frauenanteil 

von 42 Prozent. Doch auch Finnland und Schwe-
den mit knapp 30 Prozent liegen bedeutend über 
dem europäischen Durchschnitt – ohne gesetz-
liche Quote.

«Comply or explain» lautet die finnische Strate-
gie: Der Corporate-Governance-Code der börsen-
kotierten Unternehmen verlangt, dass Frauen und 
Männer in den VR vertreten sein müssen. Erfüllt 
ein Unternehmen diese Anforderung nicht, muss 
es sich dafür erklären. In Schweden existiert weder 
eine entsprechende Empfehlung noch eine gesetz-
liche Regelung.

In der Schweiz : Motion im Parlament
In vielen europäischen Ländern hingegen steht 
die gesetzlich festgelegte Quote im Moment zur 
Diskussion oder ist gar schon verankert (nebst Nor-
wegen Spanien und seit Januar auch Frankreich). 
In der Schweiz ist erneut eine entsprechende Mo-
tion im Parlament hängig.
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freudig, sind Frauen tendenziell risiko-
avers.

Es braucht also mehr Frauen in wirt-
schaftlichen Führungspositionen. Doch 
die Veränderung geschieht nicht von 
selbst. Also doch die Quote? Ohne Zwei-
fel wirkt diese Massnahme, und vor 
allem beschleunigt sie das Ganze. Doch 
zeigen Beispiele wie Finnland oder 
Schweden, dass es auch ohne geht.

Der Schweizerische Arbeitgeberver-
band spricht sich dezidiert gegen ei- 
ne gesetzlich festgelegte Frauenquote 
für Verwaltungsräte aus. Eine Quote 
schränkt die unternehmerische Freiheit 
unverhältnismässig ein, birgt das Risiko 
der Quotenfrauen – und trägt wenig 
dazu bei, den Frauenanteil auch in 
operativen Führungspositionen zu er-
höhen.

Auch bei weiblichen Führungskräf-
ten ist die Quote nicht sehr beliebt. Im 
vergangenen Juli publizierte das Wirt-
schaftsmagazin «Bilanz» einen Bericht, 
wonach von 20 befragten Unterneh-
merinnen, Managerinnen, Verwaltungs-
rätinnen und Professorinnen in der 
Schweiz nur zwei die Quote klar befür-
worteten. Die Begründung des gros-
sen Rests: Die Quote sei nicht das rich-
tige Mittel.

Höchste Zeit,  
sonst kommt die Quote
Allerdings: Falls sich in den nächsten 
Jahren weiterhin nichts ändert, würden 
einige dieser Frauen die Quote als Ul-
tima Ratio in Betracht ziehen. Es ist also 
höchste Zeit, den Frauenanteil in wirt-

Auch auf Ebene der Europäischen Union 
(EU) bewegt sich etwas: Ende Januar 
bekräftigte EU-Justizkommissarin Vivi-
ane Reding, was sie schon im vergan-
genen Herbst als Zielgrösse genannt 
hatte: Bis 2015 sollen 30 Prozent der 
Verwaltungsräte von börsenkotierten 
Unterneh men auf Europas Binnenmarkt 
weiblich sein, bis 2020 gar 40 Prozent. 
Die EU-Kommission gibt den Unterneh-
men bis Ende 2011 eine Schonfrist. Falls 
sich bis dann nichts ändert, könnte die 
Quote kommen.

Die Wirtschaft braucht die 
weiblichen Führungskräfte
Dass der Frauenanteil in Führungsposi-
tionen der Wirtschaft erhöht werden 
sollte, steht ausser Frage – und zwar in 
Verwaltungsräten und auf der operati-
ven Führungsebene. Dafür sprechen 
nebst der Gleichberechtigung auch 
volks wirtschaftliche und unternehme-
rische Gründe.

Die Frauen sind heute so gut ausgebil-
det wie nie zuvor, an den Universitäten 
sind sie längst in der Mehrzahl. Es ist 
volkswirtschaftlich unsinnig, Frauen 
zuerst auszubilden und ihr Potenzial 
dann nicht zu nutzen. Der demografi-
sche Wandel verstärkt dieses Argument 
noch: Der Mangel an qualifizierten Ar-
beitskräften wird sich verschärfen, Un-
ternehmen werden auf die weiblichen 
50 Prozent der Arbeitnehmenden gar 
nicht mehr verzichten können. Gemäss 
einer McKinsey-Studie aus dem Jahr 
2007 könnte der für das Jahr 2040 pro-
gnostizierte Mangel von 24 Millionen 
Arbeitnehmenden in Europa theoretisch 
auf 3 Millionen verringert werden, hät-
ten Frauen dieselbe Erwerbsquote wie 
Männer.

Mit einem klaren Bekenntnis zur Chan-
cengleichheit für Frauen und Männer 
können sich Unternehmen in diesem 
zunehmenden Wettbewerb um qualifi-

zierte Arbeitskräfte als attraktive Arbeit-
geber positionieren. Frauen in Führungs-
positionen sind der beste Tatbeweis 
dafür. Kommt dazu: Bieten Unterneh-
men auch ihren Führungskräften – 
Frauen und Männern – flexible Arbeits-
modelle an, können sie den Verlust 
von wertvollem Know-how verhindern. 
Zum Beispiel, wenn Eltern nach der Fa-
miliengründung weiterarbeiten wollen.

Frauen entscheiden  
über den Einkauf
Mehr als die Hälfte aller Kaufentscheide 
werden von Frauen getroffen. Fliessen 
Werte und Vorstellungen von Frauen 
in unternehmerische Entscheide direkt 
ein, werden die Produkte und Dienst-
leistungen stärker auf diese wichtige 
Käufergruppe ausgerichtet.

Heute ist unbestritten, dass es einen 
direkten Zusammenhang zwischen der 
Performance eines Unternehmens und 
dem Frauenanteil in Führungspositio-
nen gibt. Besonders ausgeprägt ist der 
Zusammenhang ab einem Frauenanteil 
von mindestens 30 Prozent. Eine wei-
tere Studie von McKinsey (2008) zeigte, 
dass gewisse Führungscharakteristika, 
die bei Frauen mehr zu finden sind als 
bei Männern, sich positiv auf die orga-
nisatorische Performance eines Unter-
nehmens auswirken. Damit stellte die 
Studie klar: In Führungsgremien mit 
Frauen und Männern ergänzen sich 
deren unterschiedliche Führungsqua-
litäten – mit positivem Effekt auf die 
Unternehmensperformance. Verhalten 
sich Männer zum Beispiel eher risiko-
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Frauenanteil in den VR europäischer Unternehmen

Quelle: Egon Zehner International, 2010
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* Die Zahlen für Norwegen schliessen auch VR ein, die von der gesetzlichen 40-Prozent-Quote nicht betroffen sind.    Daher liegt der hier gezeigte Wert von 31,9 Prozent deutlich unter den im Text genannten 42 Prozent.

Es braucht 
ein klares 
Bekenntnis von der 
Führung des 
Unternehmens.

�

Chad Wasilenkoff liebt Motorräder, Chi- 

 na und Geld. Geld «macht» er sozusagen 

tonnenweise. Das Unternehmen Fort-

ress Paper, das er in Vancouver als CEO 

führt, produziert Sicherheitspapier für 

den Schweizer Franken und Banknoten 

in zehn Ländern der Eurozone. Wasilen-

koff hat gerade die Fertigungskapazi-

tät vervierfacht auf 10 000 Tonnen im 

Jahr. Trotzdem kann er auf Jah re hinaus 

keine weiteren Aufträge annehmen. So 

stark lastet ihn die lockere Geldpolitik 

der Notenbanken aus.

Die Zentrale von Fortress Paper re-

sidiert über einem McDonalds-Restau-

rant im Hafen von Vancouver. Die Räu - 

me sind leicht abgedunkelt, man geht 

schliess lich sensiblen Geschäften nach. 

Aber so erfolgreich, dass die Zahl der 

Mitarbeiter in vier Jahren von 60 auf 

700 wuchs und sich der Börsenkurs auf 

60 Dollar verzehnfachte. Ernst & Young 

ehrte Wasilenkoff 2010 als Unternehmer 

des Jahres am Pazifik.

Investitionen in der Schweiz

Der russische Einwanderer in vierter 

Ge neration engagierte sich schon als 

10-Jähriger unternehmerisch. Er sam-

melte in Golf-Clubs Bälle und verkauf- 

te sie. Mit dem Erlös stieg er in den lu-

krativen Handel von Videospielen und 

BMX-Fahrrädern ein. Die High School 

absolvierte er mit Auszeichnung, ob-

wohl er wegen seiner Firma viel Un-

terricht verpasste. «Hier legte ich einen 

Grundstein», sagt er. Nach dem Studi - 

um in Vancouver arbeitete er bei einem 

Vermögensberater als Anlage spezialist. 

Doch als die Dotcom-Blase platzte, be-

schloss er, eine eigene Firma zu führen: 

«Ich wollte nicht mehr von Analysten 

hören, was heiss ist, ich suchte Firmen, 

die unterbewertet waren.»

2006 wurde er fündig und kaufte zwei 

Spezialpapier-Fabriken von Mercer, eine 

in Dresden und eine in Landquart. Die 

Firma Landqart ist die einzige in der 

3300 Jobs geschaffen. Wasilenkoff ar-

beitet 90 Stunden pro Woche und ist 

acht Monate im Jahr unterwegs. «Ich 

habe nie einen Laptop dabei», erläutert 

er, «aber einen Blackberry, von dem ich 

richtig abhängig bin.»

Zu einem guten Arbeitstag gehört für 

den Unternehmer Zeit mit seinen zwei 

Söhnen – was ihm aber selten gelingt. 

«Dass man viel von der Familie weg ist, 

ärgert mich am meisten», gesteht er. 

Auf der Plusseite bleibt das Erfolgser-

lebnis, «etwas umzusetzen, das andere 

nicht erkannt haben». Das Besondere 

an seinem Geschäft, sagt Wasilenkoff, 

«ist die Fähigkeit, Assets zu finden, die 

nicht optimal genutzt werden, dann 

eine gute Akquisition zu machen und 

den Produktmix zu ändern». Gute Un-

ternehmer, meint er, zeichnen sich da-

durch aus, dass «sie unkonventionell 

denken, den Weg finden, eine Sache 

besser zu machen, und sich mit ausge-

zeichneten Leuten umgeben». �

Chad Wasilenkoff, Vancouver

Sein Papier wird zu echtem Geld

Fortress Paper produziert unter anderem Sicherheitspapier für Banknoten – auch in der Schweiz.  

CEO Chad Wasilenkoff profitiert dabei von der Ausdehnung der Geldmenge. Markus Gärtner (Vancouver)
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Produziert auch Papier für Schweizer 

Banknoten: Chad Wasilenkoff.

Schweiz, die Sicherheitspapiere her-

stellt. Ein Jahr später führte er Fortress 

an die Börse und sammelte bei Anle-

gern 46 Millionen Dollar, um zu inves-

tieren. Bei Landqart hat Wa silenkoff 

viel investiert und eine der grössten Pa-

pierfertigungen für Banknoten aufge-

zogen. In Dresden produziert Fortress 

Spezialtapeten, mit denen es die Hälfte 

des Weltmarktes beherrscht.

Am besten versteht man Wasilenkoffs 

Philosophie durch die jüngste Akquisi-

tion, den Kauf einer ausgedienten Zell-

stofffabrik in Thurso, Quebec. Hier pro-

duziert Wasilenkoff «auflösenden Zell - 

stoff» für den Baumwollersatz Viskose. 

Die Fabrik kaufte er 2010 für 3 Millionen 

Dollar und investierte 153 Millionen in 

die neue Fertigung. Seine Kalkulation: 

Weil die Baumwollproduktion gesun-

ken ist, stei gen die Preise, was zu einem 

Boom bei Ersatzstoffen wie Viskose 

führt. Mit der neuen Ausrichtung kann 

die Fabrik ihren Zellstoff für 1500 Dollar 

je Tonne verkaufen. Zuvor waren es 

800 Dollar. Analysten in Kanada rech-

nen binnen zwei Jahren mit einer Ver-

doppelung des Geschäfts.

Jobs schaffen als Motivation

«Vor fünf Jahren war meine Motivation 

finanzieller Natur», sagt Wasilenkoff, 

«heu te will ich Leute beschäftigen.» In 

Thurso hat er direkt und indirekt rund 

Fortress Paper

Gegründet: 2006

Sitz: Vancouver

Beschäftigte: 700 (CH: 250)

Umsatz: 260 Mio. Kanada-Dollar

Kanada

Einwohner: 33 Millionen

Währung: Kanada-Dollar

BIP/Kopf: 39 033 US-Dollar

Arbeitslosenquote: 7,8 Prozent
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Im Juni 2010 hat die Schweizerische 
Bankiervereinigung (SBVg) zusammen 
mit den Sozialpartnern der Bankbran-
che eine Online-Umfrage bei Bankmit-
arbeitenden zum Thema Weiterbildung 
durchgeführt. Ziel war zu erfahren, ob 
und wie sich Bankmitarbeitende weiter-
bilden, was sie dazu motiviert, wo sie 
Hindernisse erleben und wie in ihren 
Augen die «ideale» Weiterbildung in Zu-
kunft aussehen sollte. An der Umfrage 
haben sich über 11 000 Mitarbeitende 
von Banken beteiligt. Die hohe Beteili-
gung zeigt, dass Weiterbildung ein ak-
tuelles Thema ist. Die Ergebnisse der 
Um frage wurden vertieft durch Prof. Dr. 
George Sheldon, Professor für Arbeits-
markt- und Industrieökonomie an der 
Universität Basel, ausgewertet. Daraus 
lassen sich einige allgemeine Schluss-
folgerungen ziehen:

��  Die Bildungsbiografie eines Mitarbei-
tenden beeinflusst die Wahrschein-
lichkeit, dass er sich in Zukunft wei-
terbildet. Das Problembewusstsein für 
eine berufliche Weiterbildung ist ab-
hängig vom Bildungsstand; wer sich 
seit langer Zeit nicht mehr weiterge-
bildet hat, wird dies wahrscheinlich 
auch in Zukunft nicht machen.
��  Interessant ist, dass die Neigung, bank-
externe Weiterbildungen zu besuchen, 
nicht schon im mittleren Alter zurück-
geht, sondern deutlich erst ab dem 
Alter von etwa 55 Jahren.
��  Die Neigung, sich beruflich weiterzu-
bilden, ist bei jenen besonders hoch, 
die sich nach ihrer Grundbildung be-
rufsbegleitend aus- und weitergebil-
det haben. Die Wahrscheinlichkeit, 
dass sich ein Absolvent einer Höhe-

ren Fachschule (früher höhere Fach-
prüfung) respektive einer Fachhoch-
schule bankextern weiterbildet, ist 
hö her als bei den Absolventen einer 
universitären Hochschule.
��  Sucht man nach den Motiven, so fällt 
auf, dass Mitarbeitende ohne Kader-
funktion eher angeben, wegen feh-
lender Notwendigkeit keine externe 
berufliche Weiterbildung zu besuchen. 
Nach Einschätzung der befragten Ar-
beitnehmer sehen die Arbeitgeber bei 
Angestellten ohne Berufsausbildung 
sowie Älteren (ab 50 Jahren) weniger 
Bedarf für eine Weiterbildung.
��  Wenig überraschend bilden sich Teil-
zeitbeschäftigte weniger oft weiter 
oder befassen sich seltener mit dem 
Gedanken einer Weiterbildung als Voll-
zeitbeschäftigte.
��  Das Geschlecht der Befragten hatte 
hingegen keine statistisch nachweis-
bare und /oder quantitativ bedeutende 
Auswirkung auf deren Antworten.

��  Niedrig Qualifizierte haben tiefere Er-
wartungen an ihre Weiterbildung und 
sind gleichwohl eher enttäuscht über 
deren Wirkungen. Die positiven Ef-
fekte einer externen Weiterbildung 
nehmen mit der Höhe der Position zu, 
dies sowohl bezogen auf die daraus 
resultierende Arbeitszufriedenheit, An-
erkennung und neue/zusätzliche Ver-
antwortung.

Bildung ist oft ein 
selbstverstärkender Prozess
Erstes Fazit: Das Bildungsniveau der Mit-
arbeitenden beeinflusst die Wahrschein-
lichkeit, dass sie sich künftig weiterbil-
den. Bildung ist ein selbstverstärkender 
Prozess, ist also pfadabhängig. Es spielt 
der so genannte «Matthäus-Effekt» (wer 
hat, dem wird gegeben). Zweites Fazit: 
Das Alter hat einen wesentlichen Ein-
fluss auf die berufliche Weiterbildung. 
Die Wahrscheinlichkeit, sich beruflich 
weiterzubilden, sinkt aber erst ab dem 

Weiterbildung und Banken

Lebenslanges Lernen  
lohnt sich für alle Beteiligten
Weiterbildung und lebenslanges Lernen sind auch bei den Banken in der Schweiz ein Thema. Wie 
gross ist das Interesse an Weiterbildung? Inwiefern spielen Bildungsniveau und Alter eine Rolle 
für die Motivation? Und warum ist Weiterbildung im Umfeld von ständigen Innovationen und den 
Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt wichtig? Aufschlussreiche Antworten liefern die Ergebnisse 
einer Umfrage bei 11 000 Mitarbeitenden von Banken. Stefan Hoffmann
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Weiterbildung ist bei den Banken (im Bild das ZKB-Gebäude in Zürich West) ständig ein Thema.
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Alter 50 leicht – und erst ab 55 Jahren 
deutlich.

Und drittes Fazit: Der Bildungsstand 
beeinflusst die Effektivität der Weiter-
bildung: Je höher der Bildungsstand und 
je höher die Position, desto besser wird 
die Wirkung der Weiterbildung von den 
Betroffenen jeweils (selbst) beurteilt. 
Dies überrascht nicht. Aus der Lern-
forschung ist bekannt, dass Vorwissen 
einen entscheidenden Faktor für den 
Lernerfolg darstellt. Wie gut Lernende 
neue Inhalte verarbeiten können, hängt 
wesentlich davon ab, inwieweit sie in 
der Lage sind, neue Informationen as-
soziativ mit ihrem bestehenden Wissens-
netz zu verknüpfen. Je dichter das be-
reits bestehende Wissensnetz ist, desto 
leichter und flexibler lassen sich neue 
Inhalte dazu assoziieren respektive da-
rin «einbauen».

Grundsätzlich drei Arten 
von Bildungsbiografien
Idealtypisch kann man drei Arten von 
Bildungsbiografien unterscheiden (sie-
he Grafik):

��  Der klassische akademische Weg mit 
hohen Bildungsinvestitionen am Be-
ginn der Laufbahn und später meist 
nur punktuellen Weiterbildungen. Mit-
arbeitende mit einer akademischen 
Ausbildung bilden sich oft sehr indi-
viduell je nach Kontext weiter, vor al-
lem aber «on the job», was angesichts 
ihrer mehrheitlich komplexen und we-
nig strukturierten Herausforderungen 
im Berufsalltag verständlich scheint.
��  Der Weg der berufsbegleitenden Wei-
terbildung, oft ausgehend von einer 
Grundbildung und einer späteren Wei-
terbildung an einer Fachhochschule 
oder einer Höheren Fachschule (im 
Banking vor allem die Höhere Fach-
schule für Bank und Finanz HFBF).
��  Schliesslich der Weg jener, die sich 
nach einer Grundbildung gar nie mehr 
weitergebildet haben, deren Weiter-
bildung stagnierte. Diese Mitarbeiten-
den können zwar ihre oft langjährig 
angestammten Arbeiten gut erledigen, 
geraten aber leicht (nicht immer) in 
Gefahr, sich überfordert zu fühlen, 
wenn sie zum Beispiel aufgrund tech-
nischer Innovationen grundlegend 
neue Prozesse betreuen oder zusätz-

liche Verantwortungen übernehmen 
müssen.

Was heisst dies im Hinblick auf mögli-
che Massnahmen? Präventive Massnah-
men sind wirkungsvoll und vergleichs-
weise günstig: Entscheidend ist, die 
mentale Haltung und Befähigung des 
selbständigen, lebenslangen Lernens 
möglichst früh, das heisst schon im Rah-
men der Grundbildung zu verankern 
und zu üben. Arbeitgeber können durch 
Anreize und Informationen dazu beitra-
gen, den Prozess des Lernens in Gang 
zu halten. Entscheidend bleibt aber auch 
die Initiative der jeweils Betroffenen. Be-
vor überhaupt eine langjährige Stagna-
tion eingetreten ist, haben beide Part-
ner meist ein gemeinsames Interesse 
an der Weiterentwicklung des Mitarbei-
tenden, mitunter durch dessen Weiter-
bildung. In einer solchen Win-win-Situ-
ation sind Massnahmen der Aus- und 
Weiterbildung effizient und wirkungs-
voll. Präventive Massnahmen wirken 
aber erst langfristig, müssen also schon 
heute bei den 20- bis 30-Jährigen grei-
fen, um dereinst potenzielle Probleme 
bei den 50-Jährigen und Älteren zu ver-
meiden.

Den Prozess des Lernens 
nicht abbrechen lassen
Für einen Teil jenes Personenkreises, 
der bereits älter ist, können punktuelle 
Nach- und Weiterbildungen als kurative 
Massnahmen ins Auge gefasst werden – 
was angesichts der unterschiedlichen 
Merkmale und Positionen dieser Popu-

lation nicht immer leicht ist. Auch kann 
das Anstossen, Motivieren und Mobili-
sieren älterer Mitarbeiter aufwändig sein, 
und die Wirkung bleibt ungewiss. Des-
halb kann es aus Sicht der Arbeitgeber 
auch nicht darum gehen, dass jeweils 
alle Mitarbeiter in den Genuss aller Wei-
terbildungen kommen (können). Ent-
scheidend bleibt, dass der Prozess des 
lebenslangen Lernens gar nie abbricht.

Empfehlungen werden geprüft
Wegen der demografischen Alterung 
und der anhaltenden Kadenz der Inno-
vationen ist der Handlungsbedarf ge-
geben. Initiative wird von allen Beteilig-
ten verlangt. Soviel aber ist sicher: Prä- 
 ventive Massnahmen zugunsten des 
lebenslangen Lernens sind kurativen 
Massnahmen der Nachbildung überle-
gen. Es fällt leichter, einen fahrenden 
Zug am Rollen zu halten, als einen ste-
henden anzustossen.

Die Schweizerische Bankiervereini-
gung prüft, auf der Grundlage der Er-
gebnisse und Einschätzungen Hinweise 
und Empfehlungen zum lebenslangen 
Lernen zu erarbeiten. Diese sollen er-
gänzt werden durch eine Dokumenta-
tion von Best Practices, wie sie heute 
schon bei verschiedenen Banken prak-
tiziert werden. �

Stefan Hoffmann ist Leiter Bildungsentwicklung 
und Mitglied der Direktion bei der Schweize-
rischen Bankiervereinigung. Der Schlussbericht 
ist abrufbar unter www.swissbanking.org  
(Ausbildung/Bildungspolitik).
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Drei idealtypische Bildungsverläufe 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: SBVg
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durchlässig

Stagnation!

Tertiäre Weiterbildungen 
(u.a. CAS, DAS, MAS)

• EFZ /BM
• Gymnasiale Matur

• Ph.D.
• Master Uni
• Bachelor Uni

Primär «learning on the job» (komplexe, wenig standardisierte Aufgaben) 

Problem-Zone

Kurativ: Nachbildung?
Anstossen, motivieren,

Perspektiven 

Präventiv: Weiterbildung (WB)
Kontinuierliche Kommunikation

WB, Anreize  

HFBF
Bachelor FH



Herr Villiger, gemäss einer Umfrage der 
Schweizerischen Bankiervereinigung 
ist das Interesse an Weiterbildung bei 
den Schweizer Banken gross. Inwiefern 
legt die ZKB Wert auf die Weiterbil-
dung – sowohl aus der Sicht des Unter-
nehmens als auch aus der Sicht der An-
gestellten ?
Markus Villiger: Die Zürcher Kantonal-
bank (ZKB) legt grossen Wert auf die ste-
tige Weiterbildung ihrer Mitarbeitenden. 
Neue Kurse sowohl zu Fachthemen als 
auch in den Bereichen Verkauf, Kommu-
nikation und Führung werden laufend 
weiter entwickelt und weisen daher 
ei nen hohen Aktualitätsbezug auf. Als 
Be stätigung unserer diesbezüglichen 
Anstrengungen wurde die ZKB am 
11. März 2011 vom international tätigen 
Research-Unternehmen CRF Institute für 
ihr herausragendes und modernes Per-

sonalmanagement mit dem Titel «Top 
Ar beitgeber Schweiz 2011» ausgezeich-
net. Die ZKB überzeugte vor allem in 
den Themenbereichen «primäre Bene-
fits» (1. Platz) und «Karrieremöglichkei-
ten» (3. Platz).

Inwiefern fördert die ZKB die Weiter-
bildung der Mitarbeitenden – und was 
unternimmt sie ganz konkret ?
Jeder Mitarbeitende der ZKB setzt sich 
in seiner persönlichen Entwicklungspla-

nung in Rücksprache mit seinen Vorge-
setzten und der Fachstelle Personal mit 
seinen individuellen Weiterbildungszie-
len und -möglichkeiten auseinander. 
Die Bank fördert sodann Weiterbildun-
gen, indem sie den Mitarbeitenden ei- 
ne breite Palette an internen Weiterbil-
dungsmöglichkeiten zur Verfügung 
stellt und sich an diversen externen Wei-
terbildungen finanziell beteiligt. Die 
Bank unterstützt auch all diejenigen ex-
ternen Weiterbildungen, die berufsbe-
gleitend absolviert werden können und 
in einem engen Zusammenhang mit 
den betrieblichen Bedürfnissen stehen. 
Unter der Bedingung, dass interne on-/
off-the-job-Massnahmen nicht gleich-
wertig oder sogar besser für die Wei-
terbildung der Mitarbeitenden geeig-
net sind.

Wie wichtig sind die internen Weiterbil-
dungsangebote und auf welche Berei-
che konzentrieren sie sich? Und inwie-
fern werden Angebote von externen 
Anbietern unterstützt ?
Die ZKB-interne Weiterbildung, die in 
die Themengebiete Fach-, Führungs-, 
Verkaufs-, Persönlichkeits- und Projekt-
managementausbildung gegliedert ist, 
umfasst derzeit über 130 verschiede-
ne Seminare und über 300 Lernpro-
gramme. Als ergänzende Massnahmen 
werden die Mitarbeitenden in exter-
nen Spezialistenseminaren, Praktika, 
Stages und Sprachaufenthalten sehr 
grosszügig unterstützt. Zusätzlich ar-
beiten wir an einer gezielten Ausbil-
dungs-Architektur für den Vertrieb, die 
auf ausgewählten Skills und Kompe-
tenzen basiert.

Weiterbildung: Beispiel Zürcher Kantonalbank

« Eigenverantwortung und Wille  
der Mitarbeitenden sind zentral »
Viele Unternehmen legen grossen Wert auf Weiterbildung und lebenslanges Lernen. Das zeigt auch 
das Beispiel der Zürcher Kantonalbank (ZKB). Doch was bedeutet Weiterbildung des Per sonals für die 
ZKB konkret – und inwiefern wird das Konzept vom lebenslangen Lernen gefördert? Ant  worten zum 
Thema von Markus Villiger, Leiter Fach- und Verkaufsausbildung bei der ZKB. René Pfister
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Für die ZKB eine wichtige Voraussetzung für den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit: 
Die Aus- und Weiterbildung des Personals.

« 2010 investierte 
die ZKB rund
5 Millionen Franken
in die interne Aus-  
und Weiter bildung. »
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Wie viel investiert die ZKB pro Jahr in 
die Weiterbildung des Personals ?
2010 investierte die ZKB in die interne 
Aus- und Weiterbildung des Personals 
und der Lernenden rund 5 Millionen 
Franken. Auch bei der Unterstützung 
von externen Weiterbildungslehrgän-
gen positioniert sich die ZKB weiterhin 
als grosszügige Arbeitgeberin in der 
Branche. Dafür wurden 3,3 Millionen 
Franken aufgewendet sowie weitere 
rund 3 Millionen Franken für externe 
Kurse und Seminare.

Wer ist organisatorisch zuständig und 
wie läuft die Planung ab ?
Der ZKB ist die individuelle Entwick-
lungsplanung jedes Mitarbeitenden ein 
wichtiges Anliegen. Eigenverantwor-
tung und der Wille der Mitarbeitenden, 
sich weiterzubilden, sind zentral. Des-
halb erwarten wir, dass jeder Mitarbei-
tende seinen Plan selbst initiiert. Dann 
ist es aber eine zentrale Führungsauf-
gabe der Linienvorgesetzten, unter Ein-
bezug der Fachstelle Personal und der 
Kompetenzträger, ihre Mitarbeitenden 
im Rahmen der betrieblichen Möglich-
keiten bei deren Weiterbildungsplänen 
zu unterstützen.

Gibt es je nach Berufsbereich und Alter 
unterschiedliche Weiterbildungs-An-
sätze ?
Nein. Alle Antragsteller für externe Wei-
terbildungen – unabhängig von Alter, 
Geschlecht und Berufsbereich – haben 
die gleichen Kriterien zu erfüllen. So 
muss zum Beispiel die Weiterbildung 
den Bedürfnissen der Bank entsprechen 
oder die aktuelle respektive eine im Ent-
wicklungsplan definierte Zielfunktion 
(Berufsbild) diese Weiterbildung erfor-
dern. Weiter wird vorausgesetzt, dass 
die geplante Weiterbildung die Errei-
chung der Entwicklungsziele (Aufbau 
von Kompetenzen und Skills) unter-
stützt, dass die Gesamtbeurteilung der 
Qualifikation gut ist und seit Abschluss 
der letzten externen Weiterbildung min-
destens zwei Jahre vergangen sind. Bei 
Teilzeitarbeitsverhältnissen von weniger 
als 50 Prozent erfolgt eine Kürzung des 
Kostenbeitrags durch die Bank.

Was sind die Motive und Ziele der ZKB ? 
Was ist der Mehrwert für die Bank ?

Die stetige fachliche und persönliche 
Weiterentwicklung der Mitarbeitenden 
ist eine Grundvoraussetzung für den Er-
halt der Leistungs- und Wettbewerbs-
fähigkeit der Bank. Durch die Unterstüt-
zung von externen Weiterbildungen, 
welche die Kompetenzen, Skills und den 
Leistungswillen fördern, erwächst der 
ZKB ein wichtiger Beitrag zum langfris-
tigen Unternehmenserfolg. Die finan-
zielle Unterstützung von externen Wei-
terbildungen ist als Förderung zu ver- 
 stehen und zudem ein Bestandteil des 
Total-Compensation-Ansatzes.

Die Studie der Bankiervereinigung hält 
fest, dass wirkungsvolle Weiterbildung 
schon wegen der Veränderungen auf 
dem Arbeitsmarkt (demografische Al-
terung, Mangel an Fachpersonal) und 
der steigenden Innovations-Kadenz 
sinnvoll ist. Wie beurteilt man das bei 
der ZKB ?
Die ZKB teilt diese Ansicht und unter-
stützt aus diesem Grund auch alle not-

wendigen Schritte in der Aus- und Wei-
terbildung.

Gibt es ein Konzept, mit dem die Idee 
des lebenslangen Lernens gezielt unter-
stützt und an Mitarbeitende vermittelt 
wird ?
Ja. In unseren Weisungen und Dokumen-
ten wird explizit auf das lebenslange Ler-
nen hingewiesen. Darin ist etwa Folgen-
des festgehalten: «Die Bank betrachtet 
die Weiterbildung als eine Investition 
in die Entwicklung ihrer Mitarbeiten-
den und in den Erhalt ihrer Beschäfti-
gungsfähigkeit. Sie erwartet, dass die 
Mitarbeitenden auf allen Stufen ihre 
Weiterbildungsverantwortung persön-
lich wahrnehmen, um Kompetenzen 
und Skills in der aktuellen Funktion be-
ziehungsweise in einer Aufgabe in ab-
sehbarer Zukunft anwenden zu können, 
auf einen erhöhten Professionalisie-
rungsgrad zu bringen und im Sinne des 
lebenslangen Lernens weiter zu entwi-
ckeln.» �
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Der Hauptsitz der ZKB an der Zürcher Bahnhofstrasse.



Als Georg Philip Heberlein 1835 an der 
Thur in Wattwil eine Garnfärberei grün-
dete, konnte er sich nicht ausmalen, 
dass auf dem stetig vergrösserten Fab-
rikareal dereinst auch Zahnimplantate 
gefertigt würden. Während einer langen 
und wechselvollen Geschichte entstand 
aus der Färberei vor 60 Jahren die He-
berlein Maschinenfabrik. Heute heisst 
das Unternehmen – etwas umständlich – 
Oerlikon Heberlein Temco Wattwil AG 
(siehe Kasten). 2007 ist es zum Puzzle-
teil des Mischkonzerns Oerlikon gewor-
den, der 16 000 Mitarbeitende hat, ver-
teilt auf 150 Standorte in 36 Ländern. 
Vom Maschinen- und Anlagenbau über 
Solartechnik und Dünnfilmbeschich-
tung bis hin zur Nanotechnologie weist 
der Konzern eine äusserst vielfältige 
Produktpalette auf. Oerlikon Heberlein 
Temco Wattwil AG ist im Kern immer 
noch ein St. Galler Unternehmen, doch 
man spürt heute auf Schritt und Tritt, 
dass die einst eigenständige Firma mit 
den ausgedehnten, grossteils umge-
nutzten Fabrikbauten diesseits und jen-
seits der Thur Teil eines internationalen 
Konzerns ist.

Innovative Zahnimplantate 
als Wachstums-Chance
Standortleiter Peter Anderegg und Se-
nior Product Manager Nicola Chiusolo 
führen den Besucher durch die neuen 
Produktionsanlagen für Zahnimplanta- 
te, die aus dem keramischen Werkstoff 
Zirkonoxid hergestellt werden. Bei die-
sem neuen Fabrikationszweig arbeitet 
das Unternehmen in Wattwil mit der 
jungen und innovativen Zürcher Firma 
Dentalpoint zusammen, die ein zwei-

teiliges Zahnimplantat aus Zirkonoxid 
entwickelt hat und bei Oerlikon Heber-
lein produzieren lässt. Was auf den ersten 
Blick widersinnig erscheint, hat seine 
Logik, denn Heberlein setzt keramische 
Werkstoffe, namentlich Aluminiumoxid, 
schon lange für die Ausrüstung von 
Textilmaschinen ein. Die Ab teilung He-
berlein Ceramics hat sich aus dem tex-
tilen Kerngeschäft entwickelt, um das 
Know-how in der Hartbearbeitung von 
Keramik auch für andere Anwendungen 
zu nutzen.

Der grosse Aufwand für die 
Produktion soll sich lohnen
Im Medizinalbereich von Heberlein 
Ceramics wird bei Teilprozessen nach 
strengen ISO-Normen gearbeitet – mit 
Mundschutz und Handschuhen auf neu-
esten Maschinen. Das ist ein Aufwand, 
der sich erst bei den erhofften grossen 
Stückzahlen wirklich rechnen wird. Ei- 
ne Mitarbeiterin hinter dicken Glas-
scheiben reinigt und verpackt die Den-
talprodukte. Die zweifach gesicherte 
Packung mit den sterilisierten Zirkon-
oxid-Implantaten, die in einer weissen 
Kugel eingelassen sind, wird direkt an 
den bestellenden Zahnarzt verschickt.

Zahnimplantate aus dem hellen Zirk-
on oxid machen erst wenige Prozent des 
Umsatzes aus, doch Oerlikon Heberlein 
hofft, dass sich der neue Produktions-
zweig rasch entwickelt. Der keramische 
Werkstoff Zirkonoxid ist in seinen Eigen-
schaften dem normalen Zahn vergleich-
bar und ausserordentlich biokompa-
tibel. Dennoch werden die meisten 
Zahnimplantate auch heute noch aus 
Titan hergestellt.

Durch Zufall hatte der junge schwedi-
sche Biologe Per-Ingvar Brånemark in 
den 1950er-Jahren entdeckt, dass der 
menschliche Körper das Metall Titan 
rasch in Knochen integrieren kann. Ba-
sierend auf dieser Erkenntnis entwi - 
ck elte Brånemark eine schraubenför- 
mi ge künstliche Zahnwurzel aus Titan, 
die er 1965 erstmals in den Kieferkno-
chen eines zahnlosen Patienten implan-
tierte. Nach dem Einheilen schraubte 
der Pionier ein Zwischenstück (Abut-
ment) auf, den zweiten Teil des Implan-

tates, auf dem er dann die Krone mon-
tierte. Heute wollen jedoch immer mehr 
Menschen kein Metall mehr im Mund, 
weshalb Zahnimplantate aus Zirkon-
oxid steigende Verkaufskurven ver-
zeichnen.

Hightech-Düsen für die  
Produktion von Textilien
Szenenwechsel: Wie mit Geisterhand 
fassen Roboter keramische Werkstücke 
aus Aluminiumoxid und führen sie voll-
automatisch den Bearbeitungsgeräten 
zu. Wir sind nun im Produktionsbereich, 
in dem Komponenten für moderne und 
leistungsfähige Textilmaschinen produ-
ziert werden – namentlich Luftdüsen 
sowie Saug-, Schneid- und Spleissein-

Oerlikon Heberlein Temco Wattwil AG

Mit innovativen Produkten auf neue 
Märkte – nach einer langen Geschichte
Heberlein hat sich von einer eigenständigen Firma zu einem erfolgreichen Teil des Mischkonzerns 
Oerlikon entwickelt. Die Oerlikon Heberlein Temco in Wattwil (SG) produziert heute mit kera-
mischen Werkstoffen hochwertige Komponenten für Textilmaschinen – und seit einigen Jahren 
auch Zahnimplantate. Wie ist es dazu gekommen? Und wie präsentieren sich die Aussichten für  
die Produktion in Wattwil? Ein Besuch des Unternehmens und ein Gespräch mit Standortleiter Peter 
Anderegg liefern Antworten. Werner Catrina (Text und Fotos)
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« Spezialisten  
arbeiten  
konzentriert  
an hochpräzisen 
Maschinen. »
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Rundgang bei Oerlikon Heberlein Temco: Standortleiter Peter Anderegg (oben links), ein Mitarbeiter mit versandbereiten Implantat-Verpackungen (oben 
rechts), Präzisionswerkzeuge und keramische Produkte für die Textilindustrie (links unten) und ein Blick in die automatisierte Produktion (unten rechts).



In Wattwil und Umgebung arbeiten 
mehrere Industriebetriebe, die Polyme-
chaniker ausbilden. Im Keramikbereich 
allerdings muss die Heberlein die neuen 
Mitarbeitenden anlernen und weiter-

bilden. Wie Peter Anderegg erklärt, be-
schäftigt Oerlikon Heberlein Wattwil 
viele langjährige Mitarbeitende in der 
ruhigen und emissionsarmen Produk-
tion von Keramikteilen. Die Umsätze 
haben sich im letzten Jahr nach einem 
Einbruch im Gefolge der Finanzkrise auf 
23,5 Millionen Franken erholt. 2011 sol-
len sie auf 28 bis 30 Millionen Franken 
steigen.

«Ich sehe die Zukunft von Oerlikon 
Heberlein sehr positiv, wenn es uns 
gelingt, den Entwicklungsstandort auf 
dem heutigen Niveau zu halten», sagt 
Werksleiter Anderegg. «Wir sind mit un-
seren Innovationen international meist 
einen Schritt voraus, müssen jedoch 
vom Konzern weiterhin die Mittel be-
kommen, um in die Entwicklung inves-
tieren zu können.» �

eine Vielzahl unterschiedlicher Düsen 
für die textile Fabrikation an. Vom er-
folgreichsten Produkt, dem «SlideJet», 
hat das Unternehmen in Wattwil bisher 
1,2 Millionen Stück verkauft.

Der weltweite Verbrauch an Textilfa-
sern ist nach einem kurzen Abschwung 
bei der letzten Krise wieder am Steigen 
und beträgt jetzt rund 70 Millionen Ton-
nen jährlich. Besonders rasch steigt der 
Anteil der Chemiefasern, da die Anbau-
möglichkeiten von Baumwolle begrenzt 
sind. Für Oerlikon Heberlein bedeutet 
die anziehende Weltproduktion steigen- 
de Umsätze, denn auf vielen Produkti-
onsmaschinen für Garne kommen die 
Komponenten aus Wattwil zum Einsatz.

Optimistischer Ausblick 
in die Zukunft
Die Keramik-Kompetenz des Wattwiler 
Unternehmens hat eine lange Tradition. 
Seit 2007 ist sie innerhalb des Konzerns 
unter dem Dach der Oerlikon Textile 
Components – mit weltweit zehn Pro-
duktionsstandorten und insgesamt 
knapp 900 Mitarbeitenden. In Wattwil 
sind 87 Personen beschäftigt, darunter 
ein Dutzend Lehrlinge. Heberlein Cera-
mics ist aufgeteilt in den Textilbereich, 
der den Löwenanteil der Produktion aus-
macht und den nicht textilen Bereich, 
wo neben Zahnimplantaten auch mit 
neuen Anwendungen wie Uhrengehäu-
sen experimentiert wird.

heiten für die Produktion von Garnen. 
In der Werkhalle arbeiten Spezialisten 
konzentriert an hochpräzisen Bearbei-
tungsmaschinen. Jedes dieser Geräte 
kostet mehrere hunderttausend Fran-
ken, weshalb die Maschinen während 
zweier Schichten in Betrieb sind. Für 
bestimmte Verarbeitungen und als Pro-
duktionsreserve setzt man die älteren, 
bereits abgeschriebenen Maschinen ein, 
die weniger automatisiert sind und da-
mit höhere Bedienungskosten verur-
sachen.

«Die Fertigungstiefe im Werk Wattwil 
gehört zu den höchsten im Oerlikon-
Konzern», hält Standortleiter Anderegg 
fest, «wir können hier mit gutem Gewis-
sen von ‹swissmade› sprechen, denn 
die Wertschöpfung findet zum Grossteil 
in Wattwil statt.» Oerlikon Heberlein ar-
beitet im Textilbereich in einer Nische 
und ist bei der Produktion von Düsen 
international technischer Vorreiter. Die 
Neuentwicklungen aus Wattwil werden 
jedoch von einzelnen asiatischen Her-
stellern schamlos kopiert. Der Oerlikon-
Konzern geht gegen diese Trittbrett-
fahrer konsequent juristisch vor. Düsen 
aus Metall müssen nach anderthalb 
Jahren ersetzt werden, Keramik-Düsen 
sind sechsmal länger im Einsatz. Die 
Entwicklungsabteilung geht auf indivi-
duelle Kundenwünsche ein und bietet 
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Der Wandel von Heberlein seit 1835

1835 gründet Georg Philip Heberlein die Garnfärberei Heberlein Wattwil. 1936 
startet die Produktion der Viscose-Kunstseide Helanca. 1950 wird die Heberlein 
Maschinenfabrik gegründet. 1954 beginnt die Produktion von Falschzwirntex-
turier-Maschinen, die 20 Jahre später eingestellt wird. Heberlein konzentriert 
sich auf die Produktion wichtiger Komponenten. 1991 erfolgt der Start zur Ke-
ramikbearbeitung. Nach der Jahrtausendwende werden die deutsche Enka 
Tecnica GmbH, die Wetzel Spinnerets AG (Frick) und die Electrotex AG (Oberur-
nen) übernommen. 

2005 werden die Abteilungen Heberlein Ceramics und Enka Tecnica Micro ge-
gründet. Heberlein verkauft die Fasertechnologie an die Saurer Arbon AG und 
fusioniert 2006 mit Saurer. 2007 erwirbt OC Oerlikon die Saurer-Gruppe, die He-
berlein-Fasertechnologie wird zur Oerlikon Heberlein Temco. 2009 wird das 
Sensor-Business (ehemals Electrotex) nach Grossbritannien verlagert, was in 
Wattwil viele Arbeitsplätze kostet. 2010 erfolgt die Zertifizierung von Oerlikon 
Heberlein nach ISO 13485 für den Geschäftsbereich Heberlein Ceramics zur 
Produktion von Zahnimplantaten. �

Ein Mitarbeiter in Wattwil präsentiert  
Zahnimplantate aus Zirkonoxid.

�

«Mit unseren 
Innovationen 
sind wir meist 
einen Schritt  
voraus. »
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Masseneinwanderung stoppen», 
«Stopp der Zuwanderung» – 
solche Schlagzeilen, Unter-
schriftenbögen und Plakate  

begleiten uns auf dem Weg zur Arbeit, in die 
Ferien oder auch ins Spital. Unser Sohn musste 
sich während der Sommerferien im Zürcher 
Kinderspital einer Routineoperation unterzie-
hen, und auch in der Nähe des Spitals begeg-
nete uns auf einer Plakatsäule der furchterre-
gende grosse Stiefel, der das Schweizerkreuz 
zu zertrampeln droht.

Die operierende Ärztin sprach bei der Vor unter-
suchung Hochdeutsch mit französischem Ak-
zent. Eine Romande oder eine Französin?  
Mit Niederlassung C? Oder eingebürgert? Wie 
auch immer, ihr eilt ein guter Ruf voraus. Beim 
Anästhesisten, der Jonathan fragte, welchen 
Geruch er durch die Narkosemaske einatmen 
möchte, handelte es sich unzweifelhaft um 
einen Deutschen. Versteht sich von selbst, wir 
haben ja kürzlich in der Zeitung gelesen, dass 
60 Prozent des ärztlichen Personals in den 
Deutschschweizer Spitälern aus unserem nörd-
lichen Nachbarland stammen. Deutsch war 
auch die unserem Sohn zugeteilte Pflegefach-
frau, welche die Aussage des besagten Medi-
enartikels bestätigte: Sie trat sehr forsch auf. 
Das Reinigungspersonal war mehrheitlich dun-
kelhäutig.

Im Aufwachraum begrüssten uns drei nicht 
mehr ganz junge und sehr erfahrene Pflege-
fachfrauen, aufgrund ihres Dialekts unver-
wechselbar eine Zürcherin, eine Aargauerin 
und eine Thurgauerin. Sie arbeiten im Zwei-

schichtbetrieb, da der Aufwachraum nachts 
geschlossen ist, und kommen also in den 
Genuss von regelmässigen und einhaltbaren 
Arbeitszeiten. Und dann waren da noch die 
kleinen Patientinnen und Patienten. Zwei 
Schweizer Kinder und zwei Ausländer. Asylbe-
werber? Anerkannte Flüchtlinge? Eingebür-
gerte? Ganz sicher keine Integrierten, sagte 
uns unser politisch völlig unkorrektes Unterbe-
wusstsein. Während die Schweizer Kinder sich 
nämlich ruhig verhielten und keine Sonder-
wünsche anbrachten, beschwerten sich Islem 
und Mohammed – sicher muslimischen Glau-
bens – lautstark, beschimpften die Pflegefach-
frauen und gaben sich mit dem Vanille-Eis 
(nach einer Rachenmandeloperation isst man 
auch heute immer noch Eis) nicht zufrieden, da 
sie Erdbeergeschmack wollten.

Nach vier Stunden Aufwachraum wurden die 
Kinder zurück auf die Station gebracht. Sie 
schliefen, die Eltern kamen ins Gespräch. Die 
Mutter von Islem überhäufte mich mit Fragen. 
Sie sprach leidlich Deutsch, war noch nie  
in einem Spital gewesen, schon gar nicht in 
einem schweizerischen, sie hatte keine Ah-
nung, wie ein solcher Aufenthalt abläuft, und 
ihr Sohn ängstigte sich vor den weiss gekleide-
ten Pflegefachfrauen fast zu Tode. War sie zu 
wenig informiert worden? Hatte sie die Aufklä-
rungsbroschüren nicht verstanden?

Alle vier Kinder konnten am Tag nach der Ope-
ration nach Hause. Noch immer hatte ich nicht 
herausgefunden, wer Asylbewerber war, wer 
anerkannter Flüchtling, wer ausländische Ar-
beitskraft mit Arbeitsbewilligung aufgrund des 
Personenfreizügigkeitsabkommens und wer 
die Niederlassung C besass. Was ich aber 
herausgefunden hatte: Die medizinische und 
pflegerische Betreuung war erstklassig, unab-
hängig vom Ausländerstatus von Personal und 
Patienten. Und Probleme untereinander gab es 
auch keine.

Eine unvoreingenommenere Betrachtung un-
serer multikulturellen Schweiz zum Thema Zu-
wanderung könnte also nicht schaden. �

Esther Girsberger

Politische Nachhilfe im Spital

Esther Girsberger ist Publizistin und Dozentin 
und lebt in Zürich.
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Die Osec, das offizielle Kompetenzzen-
trum der Schweizer Aussenwirtschafts-
förderung, kann und will der National-
bank keine währungspolitischen Rat- 
schläge erteilen. Im Auftrag des Bundes 
informiert, berät und unterstützt die 
Osec die KMU bei der Internationalisie-
rung und der Markterschliessung. Dabei 
wird sie auch mit Fragen konfrontiert, 
die mit der Frankenstärke zusammen-
hängen. Das zeigt sich am Umstand, 
dass die Nachfrage nach Beratungs-
dienstleistungen der Osec in den ver-
gangenen Monaten nochmals rapid zu-
genommen hat. Die KMU gelangen in 
diesem Zusammenhang mit dem An-
spruch an die Osec, ihnen dabei behilf-
lich zu sein, Auswege aus dieser schwie-
rigen, vermutlich längerfristig anhal- 
tenden Währungssituation zu finden.

Das Wundermittel gegen den starken 
Franken gibt es leider nicht, dafür aber 
eine Reihe durchaus empfehlenswerter 
Rezepte, die in ihrer Summe die Wäh-
rungsnachteile der Schweizer Exportin-
dustrie doch spürbar verringern helfen 
können. Die Osec hat in ihrer prakti-
schen Arbeit, insbesondere im Dialog 
mit KMU aus verschiedensten Branchen, 
in den vergangenen Monaten viele Er-
fahrungen im Umgang mit dem starken 
Franken sammeln können. Aus diesem 
konstanten Dialog hat sie die wichtigs-
ten Erkenntnisse zusammengetragen – 
und gibt folgende Empfehlungen:

1. Qualität rechtfertigt ihren Preis: Mit 
einer stärkeren Ausrichtung auf Qualität 
und «Swiss Premium» – allenfalls auch 
mit einem Upgrading des Produkts – 
kann in einzelnen Branchen das Preis-
niveau gehalten oder gar erhöht wer-
den. «Swissness» ist in der Regel ein 
gutes Verkaufsargument, aber das Preis- / 
Leistungsverhältnis muss stimmen, ein 

substanzieller Mehrwert gegenüber 
Kon kurrenzprodukten vor liegen und 
leicht zu vermitteln sein. Zu beachten 
ist auch, dass diese Empfehlung nicht 
in allen Branchen die gleiche Wirkung 
entfalten kann: Je höher die Preiselas-
tizität in einer Branche, desto geringer 
die Möglichkeiten zur flexiblen Preisge-
staltung. Trotzdem: Es gibt Märkte, in 
denen sich hochpreisige Produkte bes-
ser absetzen lassen als in anderen.

2. Auf Sparkurs trimmen : Um den Aus-
 wirkungen des starken Frankens die 
Spitze zu nehmen, überprüfen derzeit 
viele KMU ihre Kostenstrukturen, ana-
lysieren bestehende Exportprozesse 
auf Verbesserungsmöglichkeiten (Op-
timierung der Wertschöpfungskette), 
evaluieren beim Einkauf (Sourcing) al-
ternative Herkunftsländer und testen 
kos tensparendere Produktionsmöglich-
keiten. Auch die Optimierung logisti-
scher Strukturen wird derzeit bei man-
chen Firmen geprüft. All dies mit dem 
Ziel, natürliche Währungsabsicherung 
zu betreiben und/oder die Gestehungs-
kosten zu reduzieren.

3. Richtiges Produkt für den richtigen 
Markt: Um die angestrebten Margen 
zu halten, empfiehlt sich eine kritische 

Überprüfung des eigenen Produktport-
folios im Ausland und eine noch stär-
kere Fokussierung auf ausgewählte 
Märkte. Gleichzeitig sollte geprüft wer-
den, ob sich gar eine Ver lagerung des 
Exportschwerpunkts in neue Märkte, 
zum Beispiel in wachstumsstarke Schwel- 
lenländer, lohnen würde. In jedem Fall 
bezahlt macht sich die Konzentration 
auf bestimmte, gut ausgewählte Märk- 
te. Die Präsenz in Märkten mit tiefen Ge- 
winnmargen sollte kritisch hinterfragt 
und allenfalls aufgegeben werden – falls 
die strategische Bedeutung der Markt-
präsenz zu gering, das Absatzpotenzial 
zu klein und die Wachstumsperspekti-
ven weiterhin unerfreulich sind.

4. Lieferung in der bevorzugten Wäh-
rung: Die Optimierung der Beschaf-
fungsprozesse bietet wie erwähnt eine 
Reihe von Möglichkeiten, um die nega-
tiven Auswirkungen des starken Fran-
kens auf die internationale Konkurrenz-
fähigkeit zu minimieren. Vie le Osec-Kun- 
den führen dazu intensive Gespräche 
mit ihren Lieferanten. Im Vordergrund 
stehen preisliche An passungen bei den 
Zulieferprodukten und alternative Ab-
rechnungsmodi in Euro oder US-Dollars. 
So drängen zum Beispiel immer mehr 
Schweizer KMU mit Sourcing-Quellen 
im Euroraum ihre Lieferanten dazu, di-
rekt in Euro zu fakturieren.

5. Absicherung mit System: Währungs-
risiken lassen sich auch über Bankge-
schäfte oder über andere finanztechni-
sche Massnahmen absichern.

Mehr Infos gibt es auf der Webseite der 
Osec (Dossier «Starker Franken»). �

Exportwirtschaft

Starker Franken : Tipps für KMU
Die Frankenstärke trifft die Exportwirtschaft hart und beeinträchtigt die Wettbewerbsfähigkeit vieler 
Firmen. Mehr denn je sind KMU im Zusammenhang mit Exportfragen oder Währungsrisiken auf 
Unterstützung angewiesen. Die Osec, das Kompetenzzentrum der Schweizer Aussenwirtschafts-
förderung, hat fünf wichtige Empfehlungen zusammengetragen. Daniel Küng (CEO Osec)
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Daniel Küng, der CEO der Osec.
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Das KMU-Barometer von Ernst & Young 
wird seit 2009 halbjährlich erhoben 
und basiert auf einer Umfrage bei 700 
Schweizer Firmen aus allen grossen 
Branchen. Die neuste Erhebung, die im 
August publiziert wurde, hält fest, dass 
die grosse Mehrheit der KMU (94 Pro-
zent) mit der Geschäftslage im Juli noch 
zufrieden war. 41 Prozent bezeichneten 
sie sogar als uneingeschränkt gut.

Diese auf den ersten Blick überra-
schend positive Aussage ist allerdings 
zu relativieren, weil sich die Rahmenbe-
dingungen für die wirtschaftliche Ent-
wicklung seit der Umfrage im Juli spür-
bar verschlechtert haben. Wegen der 
an dauernden Turbulenzen auf den Wäh- 
rungs- und Börsenmärkten hat auch 
der Druck auf Margen und Be stell-
ungseingänge im Juli und August zu-
genommen, insbesondere bei export-
orientierten Firmen.

Das KMU-Barometer liefert ebenfalls 
Hinweise, dass der Optimismus im Ver-
gleich zum Jahresbeginn schwindet. So 
ist der Anteil der Firmen, die für die 
kommenden Monate mit einer besse-
ren Geschäftslage rechnen, deutlich zu-
rückgegangen – von 43 Prozent Anfang 
Jahr auf 34 Prozent im Juli. Die konjunk-
turelle Entwicklung werde, bilanziert 
Ernst & Young, damit erstmals seit an-
fangs 2008 wieder viel vorsichtiger be-
urteilt. Die Unsicherheit nehme zu – und 
die Sorge wachse, dass der Höhepunkt 
des Aufschwungs bereits wieder über-
schritten sei.

Nicht erstaunlich ist, dass den KMU 
laut Ernst & Young der starke Franken 
am meisten Sorgen macht. Bereits im 
Juli beklagten 30 Prozent deswegen Ein-
bussen, 11 Prozent sogar «erhebliche». 
Über 60 Prozent nannten die Stärke der 
Währung als grössten Risikofaktor für 
die KMU – vor steigenden Rohstoff- und 

Energiepreisen sowie den Staatsver-
schuldungen bzw. der Schuldenkrise in 
Europa (siehe Tabelle). Viele betroffene 
Unternehmen reagieren laut Ernst & 
Young bereits mit Kostensenkungsmass-
nahmen (wie zum Beispiel Personalab-
bau oder Lohnsenkungen), um ihre Pro-
dukte weiterhin zu konkurrenzfähigen 
Preisen anbieten zu können.

Fachkräftemangel bleibt Thema
Nach wie vor grosse Sorgen machen sich 
viele KMU aber auch wegen des Fach-
kräftemangels (auf Platz 5 in der Sorgen-
Liste). Gemäss Ernst & Young müssen 
immer noch relativ viele Unternehmen 
Aufträge ablehnen, weil ihnen das be-
nötigte Personal fehlt. Fast jede zweite 
Firma melde Umsatzeinbussen, weil 
freie Stellen nicht besetzt werden könn-
ten, neun Prozent gar Einbussen von 
mehr als fünf Prozent. Den weitaus gröss- 
ten Bedarf an qualifizierten Fachkräften 

haben die befragten Unternehmen in 
den Bereichen Marketing und Vertrieb 
sowie in der Produktion.

Und was tun Firmen, um bei der Re-
krutierung von Fachkräften erfolgreich 
zu sein? Laut Umfrage setzt die Mehr-
heit auf die frühzeitige Identifizierung 
und Ansprache junger Talente an Schu-
len und Universitäten (52 Prozent) und 
die Nutzung des Internets (49 Prozent). 
Daneben versuchen viele KMU Fachkräf-
te zu gewinnen, indem sie flexible Ar-
beitszeitmodelle oder attraktive Ent-
schädigungspakete mit leistungsbezo - 
genen Vergütungsanteilen anbieten. 
Erst jedes vierte KMU nutzt hingegen 
Kooperationen im Personalbereich (et- 
wa mit anderen Firmen), um die Be-
schäftigung zu sichern und die Flexibi-
lität zu erhöhen. �

Geschäftsaussichten

Die Sorgen der KMU nehmen zu
Die Sorgen um die Konjunktur und die Währungsturbulenzen schlagen auf die Stimmung der Schweizer 
KMU durch: Sie beurteilen die Geschäftsaussichten viel zurückhaltender, und rund ein Drittel der 
Firmen meldete schon im Juli Einbussen wegen des starken Frankens. Das geht aus dem neusten KMU-
Barometer des Wirtschaftsprüfungs- und Beratungsunternehmens Ernst & Young hervor. René Pfister
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Die grössten Sorgen der Schweizer KMU

Quelle: Ernst & Young
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Die über 2100 Unternehmen, die mit der 
Energie-Agentur der Wirtschaft (EnAW) 
auf freiwilliger Basis eine Zielvereinba-
rung zur Reduktion ihrer CO

2
-Emissio-

nen abgeschlossen haben, leisten einen 
beachtlichen Beitrag zum Erreichen der 
klima- und energiepolitischen Ziele. Seit 
2001 haben sie die CO

2
-Emissionen im 

Brennstoffbereich um 5,3 Millionen Ton-
nen gesenkt. Allein im vergangenen 
Jahr waren es über 1,3 Millionen Ton-
nen – unter Berücksichtigung des Wirt-
schaftswachstums bleibt eine absolute 
Einsparung von 840 000 Tonnen.

«Das ist wesentlich mehr, als es die 
Leistungsvereinbarung verlangt, die 
zwi schen Bund und EnAW über 580 000 
Tonnen abgeschlossen wurde», zeigte 
sich der Geschäftsführer Armin Eberle 
erfreut. Zudem sank der Stromver-
brauch der beteiligten Firmen dank 
Massnahmen zur Effizienzsteigerung 
letztes Jahr um 1000 Gigawattstunden. 
Dies entspricht zehn Prozent des ge-
samten Stromverbrauchs und einem 
Drittel der Jahresproduktion des Kern-
kraftwerks Mühleberg. Demgegenüber 
stehen jährliche Investitionen von über 
150 Millionen Franken.

«Die Wirtschaft ist ein gewichtiger 
Player, damit die Schweiz ihre Klima-
schutzziele erreichen kann», untermau-
erte Pascal Gentinetta, EnAW-Präsident, 

die Zahlen. Die Energie-Agentur der Wirt- 
schaft ist dabei eines der Instrumente, 
mit deren Hilfe Firmen ihre CO

2
-Emissi-

onen senken und ihre Energieeffizienz 
steigern können. Sie schliesst mit den 
Unternehmen eine Zielvereinbarung ab. 
Diese wird individuell auf den jeweili-
gen Betrieb abgestimmt und muss mit 
wirtschaftlichen Massnahmen erfüllbar 
sein. Einen zusätzlichen marktwirtschaft-
lichen Anreiz zur freiwilligen Teilnahme 
schafft die Aussicht, beim Übertreffen 
der Zielvorgabe Geld zu verdienen. So 
können Unternehmen ihre über dem 
Soll liegenden CO

2
-Reduktionen an die 

Stiftung Klimarappen verkaufen oder 
an Bonusprogrammen von Stromver-
sorgungsunternehmen teilnehmen.

Doppelter Gewinn  
für die Wirtschaft
Der Vizepräsident der EnAW, Hans-
Ulrich Bigler, sprach anlässlich der Me-
dienkonferenz von einer «dreifachen 
Win-Situation», die aus den freiwilligen 
Klimaschutzbemühungen der beteilig-
ten Firmen entstehe: Das Klima profi-
tiere von der CO

2
-Reduktion und das 

Unternehmen von niedrigeren Betriebs-
kosten sowie Produkteneuerungen. 
Denn: «Im Prozess der Effizienzsteige-
rung können Innovationen erreicht 
werden, aus denen sich neue Produkte 

ergeben», erklärte Bigler. Aus diesen 
Gründen seien Unternehmen von sich 
aus daran interessiert, effizienter und 
sparsamer mit Energie umzugehen.

Das Ende des Erfolgsmodells ?
Dieses bewährte und im Ausland nach-
geahmte Modell wird nun jedoch von 
der Politik in Frage gestellt: Mit der Re-  
vision des CO

2
-Gesetzes wird das Par-

lament voraussichtlich ein – gemäss 
Bigler zu ehrgeiziges – Reduktionsziel 
gesetzlich verankern. Durch die staat-
liche Regulierung und Kontrolle wür-
den den Unternehmen wirtschaftlich 
nicht tragbare Massnahmen und im in-
ternationalen Vergleich ein zusätzlicher 
Wettbewerbsnachteil aufgezwungen. 
«Es gibt keinen plausiblen Grund, den 
erfolgreichen Weg der Subsidiarität und 
des Primats von wirtschaftlichen, frei-
willigen Massnahmen zu verlassen», so 
Präsident Gentinetta.

Derweil steigt die Zahl der mit der 
EnAW kooperierenden Betriebe nach 
wie vor – quer durch alle Branchen und 
Regionen. Das grösste Wachstum wei-
sen die kleinen und mittleren Unter-
nehmen auf. Über ei nen Kosten-Nut-
zen-Rechner auf der EnAW-Webseite 
können interessierte KMU unverbind-
lich ihren finanziellen Nutzen einer 
Teilnahme eruieren. Laut Armin Eberle 
rechnen sich auch Massnahmen, die 
keinerlei Investitionen erfordern: «Al-
lein schon die Optimierung der haus-
technischen Einstellungen beispiels-
weise führt zu Energie- und Kosten- 
einsparungen.» In Zeiten wirtschaft- 
licher Unsicherheit und knapper Mittel 
ein willkommenes Angebot. �

Energie-Agentur der Wirtschaft (EnAW)

Wirtschaft « übererfüllt » Klimaziele
Der Blick zurück ist erfreulich – der Blick in die Zukunft bereitet Sorgen: Die Energie-Agentur der 
Wirtschaft (EnAW) konnte an der Jahresmedienkonferenz erneut mehr CO

2
-Reduktionen und 

Stromeinsparungen ausweisen. Gleichzeitig wird aber befürchtet, dass die erfolgreiche Entwicklung 
der letzten Jahre durch das revidierte CO

2
-Gesetz jäh gestoppt werden könnte. Daniela Baumann
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Beispiel Alcatel-Lucent Schweiz
Alcatel-Lucent Schweiz hat sich in Zusammenarbeit mit der EnAW das Ziel ge-
setzt, die Energieeffizienz jährlich um 1,5 Prozent zu steigern. Das Telekommu-
nikationsunternehmen mit 650 Mitarbeitenden hat zu diesem Zweck unter an-
derem eine Wärmepumpe installiert und die Fahrzeugflotte modernisiert. Zu dem 
finanziert es für die Mitarbeitenden Eco-Drive-Kurse und Beiträge an das Ge-
neralabonnement. Seit 1996 wurden mit insgesamt 84 Massnahmen zwei Drit-
tel der CO2-Emissionen reduziert und über 42 Prozent Strom gespart. �

www.enaw.ch
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Die 100. Session der IAO wurde durch 
Besuche von sechs Staatsoberhäuptern 
und Regierungschefs geprägt. Im Ple-
num äusserten sich die finnische Präsi-
dentin Halonen, die deutsche Bundes-
kanzlerin Merkel, der russische Premier- 
minister Putin sowie der Präsident von 
Indonesien, Yudhoyono, und der Prä-
sident von Tansania, Kikwete. Für die 
Schweiz trat Bundespräsidentin Miche-
line Calmy-Rey auf. Sie äusserte sich in 
Ihrer Ansprache zur sozialen Gerechtig-
keit, vor allem zwischen den Regionen 
der Welt und den Generationen, und 
setzte sich für eine Verstärkung der nor-
mativen Politik der IAO ein. Calmy-Rey 
erklärte zudem, dass sich die Sozialpar t-
ner unseres Landes geeinigt ha ben – 
damit die Schweiz das Übereinkom- 
men Nr. 122 zur Beschäftigungspolitik 
ratifizieren kann.

Strategisches Ziel  
des sozialen Schutzes
Im Rahmen der IAO-Erklärung über so-
ziale Gerechtigkeit und für eine faire 
Globalisierung von 2008 hatte die IAO 
eine Diskussion zum sozialen Schutz 
traktandiert – mit Schwergewicht auf 
der sozialen Sicherheit. Sprecher der Ar-
beitgeber im Ausschuss war der Schwei-
zer Arbeitgeber-Delegierte Michel Barde. 
Gemäss der Erklärung von 2008 hätte 
die Diskussion dem Internationalen Ar-
beitsamt (IAA) ermöglichen sollen, die 
Bedürfnisse der drei Mandanten (Staa-
ten, Arbeitgeber, Arbeitnehmer) zu ana-
lysieren. Der Bericht des IAA beantwor-
tete diese Frage aber nicht, weshalb es 
bei einer allgemeinen Diskussion blieb.

Wegen der umfangreichen Vorarbei-
ten vor der Konferenz waren die Ansich-
ten der Beteiligten klar. Die für die Ar-

beitgeber wichtigen Punkte bei der 
Debatte über Systeme der sozialen Si-
cherheit sind in die Schlussfolgerun-
gen aufgenommen worden. Dazu ge-
hören:

��  Die Systeme der sozialen Sicherheit 
müssen mit den Beschäftigungspoli-
tiken korrelieren, weil die Erweiterung 
des sozialen Schutzes nur durch Wirt-
schaftswachstum möglich ist.
��  Die Schlussfolgerungen anerkennen 
das Bedürfnis, die informelle Wirtschaft 
zu formalisieren.
��  Sie anerkennen weiter, dass es ver-
schiedene Finanzierungsmechanismen 
des sozialen Schutzes gibt. Die Arbeit-
geber betonen dabei die zunehmend 
wichtige Rolle, welche die privaten 
sozialen Systeme (2. Säule und 3. Säu-
le) einnehmen.

Internationale Arbeitsorganisation (IAO)

Internationale Arbeitskonferenz : 
Debatte zum sozialen Schutz
An der 100. Session der Internationalen Arbeitskonferenz vom 1. bis 17. Juli 2011 in Genf stand
das Ziel des sozialen Schutzes im Zentrum. Die Konferenz nahm zudem ein Übereinkommen und  
eine Empfehlung zur menschenwürdigen Arbeit für Hausangestellte an. Die Arbeitsaufsicht und die 
behördliche Verwaltung des Arbeitsmarkts waren Thema einer Generaldebatte. Alexandre Plassard
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Im Plenum der 100. Internationalen Arbeitskonferenz gab es lebhafte Debatten.
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bedeutenden Beiträge der Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerorganisationen aner-
kannt werden: Sie tragen zur Kultur des 
Respekts und der Vorsorge am Arbeits-
ort bei. Der soziale Dialog, so der Te- 
nor, ist in diesem Bereich besonders 
wichtig.

Der Beschluss und die Schlussfolge-
rungen anerkennen, dass die Länder 
unterschiedlichen Bedingungen unter-
liegen und unterschiedliche Bedürfnis- 
se zur Unterstützung der technischen 
und politischen Entwicklung haben. Die 
tripartiten Mandanten müssen die bes-
ten Methoden identifizieren (zur Anwen- 
dung im Bereich Arbeitsmarkt-Verwal-
tung und Arbeitsaufsicht), neue Tech - 
nologien besser einsetzen und ih ren 
Einfluss geltend machen, um zu schwer 
erreichbaren (informellen) Sektoren der 
Wirtschaft zu gelangen.

Ausschuss für Normen
Bei der Generaldebatte zu Beginn der 
Arbeiten hatten die Arbeitgeber die 

internationalen Solidarität. Die Regie-
rungsdelegation betonte, die Schweiz 
könne erst nach einer gründlichen An a-
lyse der nationalen Gesetzgebung und 
der nationalen Praxis über eine mögli-
che Ratifizierung entscheiden.

Arbeitsmarkt-Verwaltung  
und Arbeits-Aufsicht
Dieses Thema war Gegenstand einer 
technischen Debatte und deshalb inte-
ressant, weil es Differenzen bei den An-
sätzen auf internationaler Ebene auf-
zeigte. Die Arbeitgeber gehen vom 
Prin zip aus, dass eine gesunde behörd-
liche Arbeitsmarkt-Verwaltung und Ar-
beits-Aufsicht unentbehrlich sind für 
eine gute Steuerung des Arbeitsmarkts 
und eine nachhaltige Entwicklung. In 
den letzten Jahren hat sich der Kontext, 
in dem sich diese Bereiche bewegen, 
grundsätzlich verändert, vor al lem we-
gen der Globalisierung und der Aus-
gliederung der Versorgungsketten. Die 
Arbeitgeber traten dafür ein, dass die 

��  Sie anerkennen gewisse Parameter wie 
die Überalterung der Bevölkerung in 
vielen Ländern.
��  Alle Mitglieder des Ausschusses un-
terstützen die Entwicklung von sozia-
len Grundsicherungen. Für die Arbeit-
geber gibt es nicht nur ein einziges 
Modell.
��  Die Arbeitgeber unterstützen die Idee, 
eine Empfehlung zur sozialen Grund-
sicherung abzugeben. Sie wird an der 
internationalen Arbeitskonferenz 2012 
diskutiert. Die Schlussfolgerungen die-
ses Jahres und der Diskussion im Jahr 
2012 sollen auch bei den anderen 
Agenturen der UNO und den Ländern 
der G-20 Verwendung finden. Zusam-
mengefasst: Auf technischer Ebene ist 
das Resultat für die Arbeitgeber gut.

Menschenwürdige Arbeit 
für Hausangestellte
Der Ausschuss hat seine 2010 begon-
nen Arbeiten in zweiter Lesung weiter-
geführt. Die Arbeitgeber haben den 
Sinn einer Diskussion zur menschenwür-
digen Arbeit für Hausangestellte aner-
kannt. Zu dieser Beschäftigungs-Kate-
gorie gehören weltweit 100 Millionen 
Personen. Die Arbeitgeber unterstrichen 
aber, dass eine Empfehlung der realis-
tischste Ansatz wäre. Angenommen 
wurde schliesslich ein Übereinkommen, 
das mit einer Empfehlung ergänzt wur-
de. Die Norm soll flexibel angewendet 
werden, dennoch gibt es bei den Arbeit-
gebern ernsthafte Bedenken. Dies vor 
allem zu den detaillierten Bestimmun-
gen zur Arbeitszeit (angeregt durch die 
allgemeine Verordnung über die Arbeit) 
und das Konzept der Wartezeit (über-
tragen aus den Bestimmungen betref-
fend Nachtarbeit). Beide Texte, Überein-
kommen und Empfehlung, sind redun- 
dant und lang.

In der Schlussabstimmung wurde das 
Übereinkommen trotz starker Stimm-
enthaltung der Arbeitgeber (auch der 
Schweizer Delegation) und einigen Ge-
genstimmen angenommen. Ein grosser 
Teil der Regierungsdelegationen stimm- 
te dafür, stellte jedoch klar, dass eine 
Ratifikation nicht möglich sein wird. Das 
trifft auch auf die Regierungsdelega-
tion der Schweiz zu, die für das Instru-
ment stimmte und präzisierte, es gehe 
bei der Abstimmung um einen Akt der 
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Hielt eine Ansprache zur sozialen Gerechtigkeit: Bundespräsidentin Micheline Calmy-Rey.
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mensgründungen erlaubt. Wachstum 
und Wohlstand seien die Voraussetzung, 
damit Diskriminierung bei der Arbeit 
verhindert werden könne.

Abschliessende Bilanz
Die Diskussion über die soziale Sicher-
heit ist für die Arbeitgeber gut verlau-
fen, ebenso jene zur Arbeits-Aufsicht. 
Dagegen ist die aus politischen Grün-
den erfolgte Annahme eines Überein-
kommens zur Arbeit der Hausange-
stellten bedauerlich. Es dürfte nur in 
wenigen Fällen ratifiziert werden, eine 
Empfehlung wäre wirkungsvoller gewe-
sen. Der Ausschuss für Normen hat gute 
Arbeit geleistet, trotz voraussehbaren 
Blockaden. Generell wird es nötig sein, 
die Organisation der Konferenz zu ver-
bessern, namentlich was das Zeit-Ma-
nagement bei den Debatten betrifft. �

Mehr zur Arbeitgeberdelegation so-
wie zum Budget und VR: Ab Seite 56

der Arbeitgeber), Uruguay (Überein-
kommen Nr. 98 zur Kollektivverhand-
lung), Usbekistan (Übereinkommen 
Nr. 182 zu den schlimmsten Formen der 
Kinderarbeit bei der Baumwollernte). 
Für fünf Länder kamen «Spezial-Para-
grafen» zu den Übereinkommen Nr. 87, 
Nr. 98 und Nr. 29 zur Anwendung.

Folgebericht  
der Erklärung von 1998
Der globale Folgebericht der Erklärung 
von 1998 über die grundlegenden Prin-
zipien und Rechte bei der Arbeit und 
ihre Folgemassnahmen behandelte die-
ses Jahr die Beseitigung der Diskrimi-
nierung im Bereich der Arbeit und beim 
Berufsstand. Die Debatte fand in Form 
eines tripartiten Panels statt. Die Arbeit-
geber riefen ihren Einsatz für die Erklä-
rung von 1998 in Erinnerung und un-
terstrichen erneut die Notwendigkeit 
des wirtschaftlichen und sozialen Um-
felds bei der Identifizierung von Fällen 
der illegalen Diskriminierung. Sie beton-
ten zudem, wie bedeutend es ist, ein 
Umfeld und einen gesetzlichen Rahmen 
zu schaffen, der nachhaltige Unterneh-

Möglichkeit, die Bedeutung des tripar-
titen Steuerungssystems in Erinnerung 
zu rufen. Der Expertenbericht, welcher 
der Konferenz unterbreitet wird, muss 
in der Tat die Auffassungen von allen 
drei beteiligten Gruppierungen wieder-
geben – ohne die Arbeitgeber zu «ver-
gessen». Der Gesamtbericht befasste 
sich dieses Jahr mit dem Übereinkom-
men Nr. 102 über die soziale Sicherheit 
und dem Übereinkommen Nr. 168 über 
die Beschäftigungsförderung und den 
Schutz gegen die Arbeitslosigkeit. Bei-
de sind von der Schweiz ratifiziert. Die 
Diskussion bot den Arbeitgebern eine 
gute Gelegenheit, ihre Ansichten zur 
sozialen Sicherheit in Erinnerung zu ru-
fen (sind auch bei den Debatten in die-
sem Jahr wieder ein Thema).

Die Auswahl der Liste der einzeln zu 
behandelnden Fälle war erneut durch 
eine lange Kraftprobe zwischen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern geprägt. 
Schliesslich wurde eine Liste mit 25 Fäl-
len angenommen. Darunter waren fol-
gende für die Arbeitgeber die wichtigs-
ten: Serbien und Panama (Überein- 
kommen Nr. 87 zur Vereinigungsfreiheit 

Alexandre Plassard ist Mitglied der Geschäftslei-
tung des Schweizerischen Arbeitgeberverbands.

Führen will gelernt sein – Swissmem Kaderschule

Kaderschule die Führungsschule der Schweizer Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie

 Lehrgänge

• Leitende Ingenieure

• Entwicklungsleiter

• Verkaufsingenieur/in

• Technische(r) Verkaufsberater/in

• Leitende Techniker

• Projektmanager/in

• Industriemeister/in

• Produktionsleiter/in Kunststoff-Technik

• Teamleiter/in

• Ausbilder/in (eidg. FA)

• Berufsbildner/in im Hauptberuf  

600 Lernstunden

• Berufsbildner/in 100 Lernstunden

 Seminare

• Betriebswirtschaft für Führungskräfte

• Kostenoptimierung im betrieblichen Umfeld

• Sich und andere wirksam führen

• Konflikte konstruktiv lösen

• Wirksame Personalarbeit für Führungskräfte

• Erfolgreich auftreten und präsentieren

• Ungeniert(er) reden und präsentieren

• Grundlagen des Projektmanagements

• Projektteams erfolgreich führen

• Wirkungsvolle Kommunikation in der  

Projektarbeit

• Noch erfolgreichere Verkaufsgespräche

• Verhandlungstechniken wirksam einsetzen

• Nutzenorientierte Preisbildung

• Kundenorientiertes Verhalten

• … und viele weitere Themen

Firmeninterne Ausbildung und Beratung

Die Swissmem Kaderschule führt zu allen 

Führungsthemen massgschneiderte Kurse für 

Firmen und Institutionen durch. Urs Peter und 

Michael Toepfer geben gerne Auskunft.

Impulstagung 16. November 2011

« Bei Innovation und Entwicklung an der  

Spitze bleiben », 14 – 17 Uhr, Informationsabend 

über unsere Kurse ab 17:30 h.

Tagungsort und Anmeldung

Swissmem Kaderschule, Brühlbergstrasse 4  

8400 Winterthur, 052 260 54 54  

E -Mail: kaderschule@swissmem.ch 

www.swissmem-kaderschule.ch
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Einstieg in die Berufswelt
Rahmenbedingungen und Voraussetzungen einer gelingen-
den Berufswahl. François Stoll / Marco Vannotti / Marc Schrei-
ber, 2011, 254 S., broschiert, Fr. 48.–, Rüegger, Glarus, ISBN 
978-3-7253-0977-1. Die Konstruktion einer beruflichen Identi-
tät ist eine wichtige Entwicklungsaufgabe. Die Studie gibt Ein-
blick in die diesbezüglichen Erfahrungen junger Erwachsener.
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P U B L I K AT I O N S H I N W E I S EV E R A N S TA LT U N G E N

Lernfestival und  
Weiterbildungs-Awards
Veranstalter: Schweizerischer  
Verband für Weiterbildung SVEB
Datum: 9. und 10. September 2011
Ort: ganze Schweiz
www.alice.ch/de/lernfestival

IOP-Fachtagung: Erfolg durch IOP – 
Innovation, Organisation, Personal
Veranstalter: Institut für Organisation 
und Personal (IOP) und Kompe-
tenzzentrum für Public Management 
(KPM) der Universität Bern
Datum: 13. September 2011
Ort: Stade de Suisse, Wankdorf Bern
www.excellence.unibe.ch

Seminar : Grundlagen  
des Schweizer Arbeitsrechts
Veranstalter: Zürcher Gesellschaft  
für Personal-Management (ZGP)
Datum: 19. September 2011
Ort: Schulungsraum ZGP, Zürich
www.zgp.ch      Veranstaltungen 2011

Modulkurs: Einführung 
in die berufliche Vorsorge
Veranstalter: VPS Personalvorsorge 
und Sozialversicherung AG
Datum: 19. Oktober bis
23. November 2011, fünf Tage
Ort: Bahnhofgebäude Luzern
www.schweizerpersonalvorsorge.ch 
      Schulungen

Science Forum : Neue Dimensionen 
im War for Talents
Veranstalter: Zentrum für Human 
Capital Management (ZHCM) 
der ZHAW School of Management
and Law
Datum: 28. Oktober 2011
Ort: Aula der ZHAW School of 
Management and Law, Winterthur
www.zhcm.zhaw.ch

Weitere Veranstaltungen auf  
www.arbeitgeber.ch

Wirtschaftskrise ohne Ende?
US-Immobilienkrise, Globale Finanzkrise, Europäische Schul-
denkrise. Aymo Brunetti, 2011, 176 S., Hardcover, Fr. 29.–, hep 
Verlag, Bern, ISBN 978-3-03905-688-0. Die Publikation zeigt 
auf, wie die langjährige, facettenreiche Finanz- und Wirt-
schaftskrise entstanden ist, wie darauf reagiert wurde und 
welche Herausforderungen noch anstehen.

Versuch, Irrtum, Deutung
Anlagekommentare 1990 bis 2010. Konrad Hummler, 2011, 
372 S., gebunden, Fr. 69.–, Orell Füssli, Zürich, ISBN 978-3-
280-05424-6. Der Autor analysiert die wirtschaftlichen, politi-
schen und gesellschaftlichen Triebkräfte des Geschehens an 
den internationalen Finanzmärkten. Pointiert formuliert, er-
schliessen sich die Zusammenhänge auch dem Laien im Nu.

Handbuch für den Pensionskassen-Stiftungsrat
VZ Ratgeber. Stefan Thurnherr / Peter Stocker/ Marc Beug-
gert, 2011, 132 S., kartoniert, Fr. 17.80, VZ VermögensZent-
rum, Zürich, ISBN 978-3-9523365-8-8. Das Handbuch zeigt 
kurz und verständlich, was Stiftungsräte wissen müssen: Wie 
ist eine Pensionskasse organisiert? Wie lässt sich eine Unterde-
ckung beheben? Wie sieht eine solide Anlagestrategie aus?

Bildschirmarbeit
Wichtige Informationen für Ihr Wohlbefinden. SUVA Gesund-
heitsschutz, 13. Auflage, 2010, 24 S., Broschüre, Luzern. Die 
Arbeit am Bildschirm kann zu Beschwerden, zum Beispiel im 
Nacken, an Schulter- oder Handgelenken, führen. Die Broschüre 
zeigt, worauf es beim Einrichten von Bildschirmarbeitsplätzen 
und beim Arbeiten am Bildschirm ankommt.

Management- and Leadership-Tools
71 Kompakttheorien und Checklisten zu Führungsthemen. 
Urs Peter et al., 2011, 156 S., Fr. 28.–, Verlag Edition Swissmem, 
Winterthur, ISBN 978-3-03709-067-1. Die Beiträge fassen wich-
tige Themen der Betriebs- und Mitarbeiterführung zusammen. 
Das Handbuch soll helfen, Führungssituationen in der Indust-
rie gemäss aktuellem State of the Art zu meistern.

Hans Eisenring
Man kann alles lernen. SBB führen, Flugzeuge bauen, Autos 
verkaufen. Beat Kappeler, 2011, 152 S., gebunden, Fr. 39.–, 
Stämpfli, Bern, ISBN 978-3-7272-1319-9. Hans Eisenring ver-
körpert eine spannende Epoche der Schweizer Industriege-
schichte. Die Biografie gibt brisante Einblicke eines Insiders 
und kommentiert die letzten Jahre in Industrie und Verkehr.



Schweizer Arbeitgeber 9 / 2011

Brasilien sei das Land der Zukunft, hatte 
Stefan Zweig 1941 in seinem euphori-
schen Buch über den flächenmässig 
fünftgrössten Staat der Erde geschrie-
ben. Obwohl sich diese optimistische 
Formel bislang für viele Menschen als 
leere Floskel erwiesen hat, ging die 
Hoffnung auf eine bessere Zukunft für 
viele europäische Einwanderer in Erfül-
lung. Auch für Eduardo Capobiancos 
Vater Julio, dessen Eltern zu Beginn des 
20. Jahrhunderts von Italien nach São 
Paulo ausgewandert waren. 1944 grün-
dete er, nach Abschluss seines Ingeni-
eurstudiums, ein kleines Bauunterneh-
men, die Construcap.

30 Jahre später trat Sohn Eduardo in 
den stetig wachsenden und sich diver-
sifizierenden Familienbetrieb ein. «Als 
ich in der Construcap zu arbeiten be-
gann, waren wir noch eine überschau-
bare, mittelgrosse Firma», erinnert sich 
der Betriebswirtschafter. «Heute ge-
hört Construcap mit rund 9000 Ange-
stellten und einem Jahresumsatz von 
über 2 Milliarden Reais zu den grössten 
Bauunternehmen des Landes.» Const-
rucap ist neben den Kernaktivitäten im 
Hoch- und Tiefbau auch im Eisenbahn- 

und Metrobau tätig und besitzt Auto-
bahnkonzessionen. Zudem baut es im 
Gliedstaat Goiás auf 40 000 Hektaren 
grösstenteils biologisch Zuckerrohr an, 
um vor Ort Zucker, Alkohol und Strom 
zu erzeugen. Vor einem Jahr hat sich 
Capobianco aus der operativen Füh-
rung der Familienfirma zurückgezogen 
und befasst sich seither als VR-Mitglied 
vorab mit strategischen Fragen.

Für Regeln, gegen Korruption
Eduardo Capobianco gehört nicht zu 
jenen Unternehmern, deren Denken 
und Handeln nur gerade auf die nächs-
ten Quartalsresultate ausgerichtet ist. 
«Als Unternehmer hat man eine soziale 
und ökologische Verantwortung», er-
klärt er. Als es nach dem Ende der Mili-
tärdiktatur im Jahr 1984 darum ging, 
das Funktionieren der staatlichen Insti-
tutionen zu verbessern und die ende-
mische Korruption zu bekämpfen, tat 
er sich mit gleichgesinnten Unterneh-
mern zusammen, um verbindliche Re-
geln bei der Auftragsvergabe des 
Staates an Private durchzusetzen und 
gesetzlich zu verankern. Auch bei der 
Gründung des unabhängigen «Instituts 

gegen die Gewalt» im Jahr 1998 war Ca-
pobianco massgebend beteiligt.

Die Bürger haben die Möglichkeit, per 
Telefon Vorfälle von Gewalt, die beson-
ders in den grossen Städten Brasiliens 
ein ernsthaftes Problem darstellen, an 
eine Zentrale zu melden. Die Informa-
tionen werden den zuständigen Poli-
zeiorganen weiter geleitet. «Dadurch 
helfen die Bürger einerseits der Polizei, 
und andererseits kann die Arbeit der 
Polizei verbessert und kontrolliert wer-
den», erläutert Capobianco. Die Initia-
tive hat breite Beachtung gefunden und 
innert weniger Jahre po sitive Auswir-
kungen gezeitigt. Zählte man im Bun-
desstaat São Paulo vor zehn Jahren noch 
50 Morde pro 100 000 Einwohner, sind 
es heute immerhin fünfmal weniger.

Natürlich macht sich jemand, der sich 
gegen Gewalt, Verbrechen und Korrup-
tion einsetzt, nicht nur Freunde. Und so 
geschah auch, was Capobianco hatte 
befürchten müssen. Am 3. Dezember 
2001 wurde auf ihn ein Mordanschlag 
verübt. Dank der voluminösen Bücher 
in seiner Aktentasche, die er sich reflex-
artig vor den Oberkörper hielt, überlebte 
er die Schüsse nur leicht verletzt. Die 
Täter konnten nie eruiert werden. «Auch 
wenn es in Brasilien noch viel zu ver-
bessern gibt, ist das Land in einer posi-
tiven Phase», sagt Capobianco und tönt 
an, dass das Land der Zukunft zum Land 
der Gegenwart geworden ist. �
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Eduardo Capobianco, São Paulo

Ein Chef, der sich vielseitig engagiert
Unter Eduardo Capobianco hat sich Construcap von der Baufirma zum grossen Mischkonzern ent-
wickelt. Der Unternehmer aus São Paulo engagiert sich aber auch sozial und ökologisch. Rudolf Trefzer
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«Brasilien ist in einer positiven Phase»: Unternehmer Eduardo Capobianco.

Construcap
Sitz: São Paulo
Gegründet: 1944 (Familienbetrieb)
Mitarbeitende: ca. 9000
Umsatz: ca. 2 Milliarden Reais

Brasilien
Einwohner: 195 Millionen
BIP/Kopf: ca. 10 500 Dollar
Arbeitslosenquote: ca. 6,4 Prozent
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Die Schweizer Hotellerie  
ist auf Gäste aus aller Welt 
angewiesen.

hotelleriesuisse – Unternehmerverband der Schweizer Hotellerie

Mit Einmaligkeit und Qualität  
neue Märkte erschliessen
Der internationale Wettbewerb um den Hotelgast fordert von der Schweizer Hotellerie 
Ideen und Investitionen. Die Branche setzt auf Einmaligkeit der touristischen Gebiete, 
kombiniert mit Schweizer Qualität in Service und Hotel-Infrastruktur. Mit innovativen, 
nachhaltigen Angeboten wollen Tourismus und Hotellerie in die Märkte aufstrebender 
Staaten wie Russland, Indien und China vorstossen. Markus Geiger

Der Gast ist das Mass aller Dinge und Qualität obers-
tes Gebot. Auf diese Maxime sind sämtliche Akti-
vitäten in der Hotellerie ausgelegt. Hotelleriesuisse 
vertritt als Branchenverband die Interessen der na-
tional und international ausgerichteten Beherb er- 
gungsunternehmen. Branchenpolitik betreiben 
heisst für den CEO des Verbands, Dr. Christoph Juen, 
«gute allgemeine makroökonomische Bedingungen 
schaffen». Dazu gehört eine wachstumsfreundlich 
ausgestaltete Finanz- und Steuerpolitik ebenso wie 
die Forderung nach einem Abbau der administra-
tiven Belastung. In Sachen Prävention gehen dem 
Verband die allzu vielen Interventionismen zu weit, 
sie lenken den Hotelier von seinem Beruf ab. Als 
Exportbranche (rund 60 Prozent der Hotelgäste sind 
Ausländer) ist die Hotellerie auf die Binnenmarkt-
öffnung angewiesen. Bildungspolitisch steht Ho-
telleriesuisse zum dualen System und erarbeitet 
gegenwärtig eine Internationalisierungs-Strategie 
für die Hotelfachausbildung.

Kampf gegen die Kostennachteile
Als einzige standortgebundene Exportbranche 
steht die Tourismuswirtschaft vor der Herausfor-

derung, lokal zu Schweizer Kosten zu produzieren 
und gleichzeitig international wettbewerbsfähig 
zu sein. Gegenüber der Konkurrenz in den um-
liegenden Alpenstaaten erwuchs der Schweizer 
Hotellerie dadurch bis 2001 ein Kostennachteil in 
der Grössenordnung von 25 bis 30 Prozent. Binnen-
marktorientierte Offensiven der Schweiz haben 
die Rahmenbedingungen so weit verbessert, dass 
sich die Kostennachteile seither auf rund 15 Prozent 
halbiert haben. Dazu Christoph Juen: «Jetzt wer-
den diese Vorteile durch die Höherbewertung des 
Schweizer Frankens mit einem einzigen Federstrich 
mehrfach zunichte gemacht.» 

Eine Anbindung des Frankens an den Euro lehnt 
der Verband klar ab. Vielmehr pocht Hotellerie-
suisse auf die Forderung nach verstärkter Stand-
ortverbesserung und aussenwirtschaftspolitischer 
Öffnung der Schweiz. 

Ein spezielles Problem ist der Kostennachteil bei 
den Lebensmitteln. Hotelleriesuisse setzt sich da- 
her mit Nachdruck für ein Agrar-Freihandelsab-
kommen mit der EU ein. Als Sofortmassnahme for-
dert der Verband zudem die Liberalisierung im 
Fleischmarkt.

34 V E R B A N D S P O R T R ÄT
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Nach wie vor kann die Branche auf eine 
treue Stammkundschaft aus der Schweiz 
zählen, aber: «Während der Business-
tourismus in den Städten noch zulegt, 
beobachten wir in den Tourismusgebie-
ten einen negativen Doppeleffekt. Zum 
einen machen Schweizer bis zu 25 Pro-
zent billigere Ferien im Euro-Mittelmeer- 
oder -Alpenraum. Zum anderen erset-
zen ausländische Touristen als Folge des 
harten Frankens die Schweiz mit billi-
geren Feriendestinationen», sagt Juen. 
Die Sommersaison bleibt deshalb hin-
ter den Anfang Jahr formulierten Erwar-
tungen der Prognostiker. 

Russland, Indien und China 
als aufstrebende Märkte
Gedämpfte Erwartungen hat die Bran-
che auch mit Blick auf die Wintersaison. 
Die Eurokrise forciert die Entwicklung, 
den internationalen Gästemix zu stärken. 
Je breiter abgestützt die Quellmärkte 
und die Herkunft der Gäste sind, desto 
besser lässt sich das Risiko austarieren. 
Die Hotellerie als Leitbranche im Tou-
rismus setzt auf effiziente touristische 
Förderinstrumente. Neben Schweiz Tou-
rismus sind dies das Innovations-Förder-
programm Innotour sowie die Schwei-
zerische Gesellschaft für Hotelkredite. 
Christoph Juen: «Unser Anliegen ist es, 
den Binnenmarkt und die grossen tra-
ditionellen Märkte der Industrieländer 
zu halten. Gleichzeitig wollen wir in die 
neuen Märkte aufstrebender Staaten 
wie Russland, Indien und China ein-
steigen.» 

Währungskrise, Landschaft 
und kalte Betten
Hotelleriesuisse fordert vom Bundesrat, 
Schweiz Tourismus für die nächste Fi-
nanzierungsperiode von vier Jahren mit 
zehn Prozent mehr Mitteln auszustatten, 
total rund 210 Millionen Franken. Zu-
dem beteiligt sich der Verband finan-
ziell am Impulsprogramm des Bundes. 
Ziel ist es, rasch auf die Folgen der Wäh-
rungskrise zu reagieren. Tourismus lässt 
sich nicht neu erfinden. «Punkten kann 
die Schweiz jedoch mit Angeboten, die 
nicht durch billigeren Ersatz in Konkur-
renzländern ausgetauscht werden kön-
nen und sich gegenüber preislichen 
Schwankungen durch Einmaligkeit be-
haupten», erläutert Christoph Juen.

Vielfältige Landschaftsbilder sind die 
Schatztruhe des hiesigen Tourismus. 
Raumentwicklung und Mobilität gehö-
ren folglich zu den Schlüsselthemen der 
Verbandsarbeit. Die Situation gleicht 
einer Gratwanderung zwischen Ästhe-
tik und Funktionalität. Auf der einen 
Seite ist die Natur mit ihren weltbekann-
ten Aushängeschildern ein eigentlicher 
Wert etreiber. Ebendiese Natur ist ander-
seits Trägerin des touristischen Ange-
bots mit Hotels, Bergbahnen, Skiliften 
und anderen Infrastrukturbauten. Zu- 
dem belasten kalte Betten in Zweitwoh-
nungen die Tourismusorte; aus Sicht des 
Verbands ist dieser Entwicklung mit ord-
nenden und fiskalischen Massnahmen 
zu begegnen.

Die Landschafts- und die Zweitwoh-
nungsinitiative lehnt der Verband ab 
mit dem Hinweis, diese Probleme im 
Rahmen einer Teilrevision des Raumpla-
nungsgesetzes anzugehen. «Naturnut-
zung mit Augenmass», meint CEO Juen 
dazu, «aber nicht um jeden Preis.» Die 
Branche ist längst auf den Pfad der Nach-
haltigkeit eingeschwenkt. «Wir wollen 
Anbieter und Nachfrager sensibilisie-
ren. Nachhaltigkeit ist für uns Standard, 
nicht Sonder attribut.» 

Dem Hotelier stellt der Verband dazu 
verschiedene Hilfsmittel zur Verfügung, 
von der Internetseite hotelpower.ch mit 
Informationen zur Energieeffizienz bis 
zu Hinweisen auf Beihilfen für Sanierun-
gen der Gebäudehülle. Innovationen 
spielen für die Beherbergung eine tra-

gende Rolle. Der «Milestone»-Tourismus-
preis Schweiz, eine Initiative der bran-
cheneigenen Zeitung «htr hotel revue», 
ruft alljährlich Touristiker auf, Ideen für 
innovative Projekte einzureichen. Allein 
im vergangenen Jahr sind auf diese Wei-
se rund hundert Vorschläge zusammen-
gekommen, von denen der Verband 
zahlreiche zur Nachahmung empfiehlt.

Dialog der Sozialpartner  
zu weiteren Massnahmen
Seit Anfang 2010 ist der neue Landes-
Gesamtarbeitsvertrag (L-GAV) in Kraft. 
Unterzeichner sind Hotelleriesuisse, Gas-
troSuisse und die SwissCatering Asso-
ciation als Arbeitgeber, auf Arbeitneh-
merseite die Hotel & Gastro Union, Unia 
und Syna. Das Vertragswerk ist unter-
nehmerfreundlicher ausgestaltet wor-
den. Es beinhaltet neu ein gross ange-
legtes Konzept zur Förderung der Aus- 
und Weiterbildung. Zudem haben sich 
die Sozialpartner anlässlich der Inkraft-
setzung des L-GAV vor dem Hintergrund 
der damaligen Finanzkrise einigen kön-
nen, die Lohnkomponenten um zwei 
Jahre auf den 1. Januar 2012 zu verschie-
ben. Doch die Währungskrise macht 
auch vor dem Arbeitsmarkt nicht Halt. 
Hier sind die Sozialpartner gefordert. Mit 
Blick auf die negativen Auswirkungen 
der Eurokrise sucht Hotelleriesuisse nun 
das Gespräch und kann sich vorstellen, 
dass flankierende Massnahmen zum be-
stehenden L-GAV getroffen werden. �

 V E R B A N D S P O R T R ÄT  35

Mitglieder : 3100
Gründung : 1882
Präsident : Guglielmo L. Brentel
CEO : Dr. Christoph Juen

Kontakt
hotelleriesuisse 
Monbijoustrasse 130 
3001 Bern 
Telefon +41 (0)31 370 41 11 
info@hotelleriesuisse.ch 
www.hotelleriesuisse.ch

Grosses Engagement für Hotelleriesuisse :  
Dr. Christoph Juen, CEO des Verbands.
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Le nouvel «Employeur 
Suisse»: la plateforme 
idéale pour vos annonces!

Voici quelques bonnes raisons qui 
devraient vous inciter à faire de la publicité 
dans «Employeur Suisse»: 

�  «Employeur Suisse» est l’organe de l’Union patronale suisse, 
association qui regroupe 100 000 entreprises occupant au 
total environ un million de personnes. Cette publication de 
présentation moderne paraît chaque mois dans un cahier 
français et un cahier allemand.

�  «Employeur Suisse» informe sur les entreprises, les branches 
et les associations. Il livre des éclairages détaillés sur divers 
thèmes comme le marché du travail et le droit du travail, les 
assurances sociales et la politique sociale, la formation et 
les carrières, ou encore le travail et la santé. Il prend positi-
on, débat avec des dirigeants et off re des points de repère 
et des bases de décision aux responsables. 

�� «Employeur Suisse» compte quelque 17 000 lecteurs et 
lectrices dans toute la Suisse. Plus de 50 % d’entre eux sont 
des dirigeants ou des cadres supérieurs. Jouissant d’une 
excellente image auprès de son lectorat, cette publication 
est réputée pour son sérieux, sa crédibilité et sa compé-
tence.

Saisissez cette excellente opportunité de faire connaître votre 
entreprise, votre organisation ou vos services. 

Le mieux est de vous adresser directement à notre agence 
d’annonce: 

Lenzin + Partner GmbH
Téléphone: 062 844 44 88
info@lenzinundpartner.ch
www.lenzinundpartner.ch

S C H W E I Z E R I S C H E R  A R B E I TG E B E R V E R B A N D 
U N I O N  PAT R O N A L E  S U I S S E 
U N I O N E  S V I Z Z E R A  D E G L I  I M P R E N D I TO R I

April /Avril 2011

JASMIN STAIBLIN IM INTERVIEW

Ziele von 
ABB Schweiz
CANTON DE VAUD

Impôt sur 
le travail  ?

DOSSIER

Révision de l’AI et intégration 
dans le marché du travail

PORTRAIT D’UN MEMBRE

Chambre vaudoise 
du commerce et de l’industrie

BRENNPUNKT

Weshalb sich die Integration 
in den Arbeitsmarkt lohnt

VERBANDSPORTRÄT

Aktuelle Schwerpunkte der 
Schweizerischen Metall-Union

Das EBG unterstützt mit diesen Finanz-

hilfen innovative und praxisnahe Pro-

jekte mit langfristiger Wirkung sowie 

Be ratungsstellen. Seit 2009 können auch 

Unternehmen für ihre Projekte zur 

Gleichstellung Finanzhilfe beantragen. 

Im Jahr 2010 standen für die Förderung 

gesamthaft 4,3 Millionen Franken zur 

Verfügung. Auf der Projektdatenbank 

www.topbox.ch findet sich eine um-

fangreiche Sammlung von praxiser-

probten Gleichstellungsprojekten – ein 

Fundus an Erfahrungen und Ideen für 

eigene Projekte.

Der Termin zum Einreichen von Fi-

nanzierungsgesuchen für allgemeine 

Förderprojekte ist am 28. Januar 2011. Ge-

suche zur Unterstützung von unterneh-

mensinternen Projekten zur Gleich-

stellung können jederzeit eingereicht 

werden. � (EBG / S. O.)

www.gleichstellung-schweiz.ch

www.topbox.ch

Finanzhilfen nach dem Gleichstellungsgesetz

Das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann (EBG) fördert mit Finanzhilfen  

die Chancengleichheit im Erwerbsleben. Basis dafür ist das Gleichstellungsgesetz.

Die Suva verzeichnete im Jahr 2009 über 

15 000 Unfälle. In diesem Jahr wird die 

Zahl nochmals steigen. «Neben dem 

menschlichen Leid, das hinter jedem 

Unfall steckt, verursachen diese Unfälle 

auch erhebliche Kosten», schreibt die 

Suva. Sie wendete im Durchschnitt der 

vergangenen zehn Jahre in der Unfall-

versicherung für Arbeitslose jährlich 

136 Millionen Franken für Heilkosten, 

Taggelder und Renten auf.

Ziel des Projekts ist es, die durchschnittli-

che Dauer des Bezugs von Unfalltag-

geldern zu verkürzen. Derzeit sind Ar-

beitslose nach einem Unfall mehr als 

anderthalb Mal so lang arbeitsunfähig 

wie verunfallte Berufstätige. Sie bezie-

hen durchschnittlich während 69 Tagen 

Unfalltaggelder, verunfallte Berufstätige 

sind im Durchschnitt während 44 Tagen 

auf Unfalltaggelder angewiesen. Gar 

mehr als doppelt so hoch ist laut Suva 

das Risiko, als Arbeitsloser zum Inva-

lidenrentner zu werden, nämlich mit 

9 Renten pro 1000 Unfälle gegenüber 

4 Renten pro 1000 Unfälle bei den Be-

rufstätigen. Dies führt dazu, dass der 

Unfall eines Arbeitslosen mit durch-

schnittlich 8300 Franken fast doppelt 

so teuer ist wie der Unfall einer berufs-

tätigen Person mit 4800 Franken.

Aus diesem Grund verstärkt die Suva 

die Eingliederungsstrategie, die eng mit 

dem Seco und den RAV abgestimmt ist. 

Entscheidend sei, dass die Suva mög-

lichst früh vom Unfall erfahre und so 

rasch erkennen könne, welche Verunfall-

ten eine intensive Betreuung benötigen. 

Arbeitslose im Projektgebiet erhalten ab 

sofort eine kreditkartengrosse Notfall-

karte mit den Angaben, wo sie einen 

Unfall melden müssen. Ebenso sollen 

vorab Hausärzte für die rasche Wieder-

eingliederung sensibilisiert werden.

Am zweijährigen Versuch zur verbes-

serten Integration verunfallter Arbeits-

loser beteiligen sich die Suva-Agenturen 

in Aarau, Genf und Linth (Ziegelbrücke). 

Die Projektkosten von zwei Millionen 

Franken teilen sich Suva und Seco. Die 

verbesserte Betreuung soll die jährlichen 

Taggeldkosten von durchschnittlich rund 

50 Millionen Franken um 10 Prozent oder 

5 Millionen Franken reduzieren. �

(Suva / J. W.)

www.suva.ch

Verunfallte Arbeitslose schneller in Arbeitsmarkt zurück

Arbeitslose Menschen, die einen Unfall erleiden, sollen besser betreut werden. Sie sind im Durchschnitt 

anderthalb Mal so lange arbeitsunfähig wie verunfallte Berufstätige. Die Suva und das Staatssekretariat für 

Wirtschaft (Seco) haben deshalb ein Pilotprojekt lanciert.
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Verunfallte Arbeitslose sollen besser betreut und so schneller in den Arbeitsmarkt zurückgeführt werden.
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Robustes Wachstum

Economiesuisse erwartet für 2011 ein 

Wachstum des BIP von zwei Prozent, 

eine sinkende Arbeitslosigkeit und eine 

tiefe Inflationsrate.

Wie schon 2010 werden gemäss Economie-

suisse sowohl die Binnenwirtschaft als auch 

die Exportwirtschaft zulegen. Das Wachstum 

der Exportindustrie wird sich aber wegen 

der Frankenstärke deutlich abschwächen. 

Gebremst wird wegen der prekären Finanz-

situation vieler Staaten auch die chemisch-

pharmazeutische Industrie. Dagegen kann 

die Uhrenindustrie dank der weltweiten Nach-

frage positiv in die Zukunft schauen. Auch 

die Maschinenindustrie wächst, während 2011 

für den Schweizer Tourismus zum Stresstest 

werden dürfte.

Die Inflationsrate bleibt laut Economie-

suisse tief und dürfte rund ein Prozent be-

tragen. Die Nachfrage nach qualifizierten Ar-

beitskräften ist in einigen Branchen nach wie 

vor hoch. Die Arbeitslosenquote dürfte mode-

rat sinken – auf einen Jahresdurchschnitt von 

rund 3,2 Prozent. Wegen der Verschuldungs-

probleme in der EU und der Tendenz zur Bla-

senbildung in Schwellenländern ist das Wachs-

tum gemäss Economiesuisse aber mit hohen 

Abwärtsrisiken behaftet. Ein etwas tieferes 

Wachstum für 2011 erwarten die Konjunktur-

forschungsstelle der ETH (KOF) und BAK 

Basel. Sie rechnen mit einer Zunahme des 

BIP von 1,9 bzw. 1,7 Prozent und einer durch-

schnittlichen Arbeitslosenquote von 3,3 res-

pektive 3,4 Prozent. � (Pfi.)

Prognosen Economiesuisse

Veränderung gegenüber Vorjahr (%)

Quelle: Economiesuisse

2011

Bruttoinlandprodukt, real
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2,5
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Inflationsrate

0,8

Arbeitslosenquote

3,2

Den Ergebnissen des Manpower-Arbeits-

marktbarometers für das 1. Quartal 2011 

zufolge rechnen 8 Prozent der 786 be-

fragten Arbeitgeber mit einem Anstieg 

ihrer Beschäftigtenzahlen, während 4 

Prozent einen Rückgang und 88 Pro-

zent keine Veränderung erwarten. Die 

Netto-Arbeitsmarktprognose für das 

1. Quartal 2011 beläuft sich somit auf 

+ 4 Prozent (vgl. Grafik). Die saisonbe-

reinigte Netto-Arbeitsmarktprognose 

beträgt 0 Prozent, das entspricht damit 

dem Wert des 1. Quartals 2010. Im Ver-

gleich zum Vorquartal geht der Wert 

um 15 Prozentpunkte zu rück. Urs Schüp-

bach, Generaldirektor von Manpower 

Schweiz, erklärt: «Nachdem sich die Ar-

beitgeber im vergangenen Quartal ext-

rem optimistisch zeigten, pen deln sich 

die Beschäftigungsaussichten jetzt wie-

der auf einem durchschnittlichen Niveau 

ein, was für eine Stabilisierung des Ar-

beitsmarkts spricht.»

In sechs der sieben Schweizer Re-

gionen sind die Beschäftigungsaus-

sichten für das 1. Quartal 2011 positiv, 

das höchste Ergebnis meldet Zürich. Die 

Arbeitgeber in sechs der zehn Wirt-

schaftssektoren erwarten während des 

1. Quartals 2011 eine Erweiterung ih rer 

Personalbestände. Am optimistischsten 

sind sie im Bank- und Versicherungs-

wesen, Immobilien und Dienstleistungs-

sektor. � (Manpower / S. O.)

www.manpower.ch

Manpower-Arbeitsmarktbarometer 

Schweiz für das 1. Quartal 2011

Die neue Publikation «Reintegrations-

leitfaden Unfall» des Schweizerischen 

Versicherungsverbands (SVV) ist ein In-

strument für alle, die Verunfallte auf 

ihrem Weg zur Genesung begleiten. Als 

Hilfsmittel soll sie dazu dienen, beim 

Heilverlauf nach einem Unfall Abwei-

chungen in Bezug auf den Normalfall 

zu erkennen. Die Publikation «Rein  - 

tegrationsleitfaden Unfall» kann herun-

tergeladen werden auf: www.svv.ch, Pu-

blikationen, Versicherungsme dizin. � 

(SVV/J.W.)

www.svv.ch

Neuer Leitfaden für 

die Reintegration nach Unfällen 

An unsere Abonnentinnen und Abonnenten

Sehr geehrte Leserinnen und Leser: Alljährlich haben Sie mit der letzten Januar- 

oder ersten Februarausgabe das Jahresinhaltsverzeichnis des Vorjahrs erhalten. 

Wir haben beschlossen, künftig auf dieses Printprodukt zu verzichten. Stattdessen 

publizieren wir die gesammelten Inhaltsverzeichnisse eines Jahrgangs als PDF auf 

unserer Webseite: Auf www.arbeitgeber.ch finden Sie unter «Schweizer Arbeitge-

ber» die gesammelten Inhaltsverzeichnisse 2010. � (S.O.)
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Netto-Arbeitsmarktprognose 

1. Quartal 2011

Quelle: Manpower
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Bessere Ergebnisse 
als Resultat: Auch 
unternehmerische Gründe 
sprechen für mehr Frauen 
in Führungspositionen.

Frauen als Führungskräfte (1)

Taten statt Quoten: Damit mehr Frauen 
in Führungspositionen kommen
Der Anteil der Frauen in den Führungspositionen der Wirtschaft soll steigen: Ein Anliegen, das in der schweizerischen und europäischen Öffentlichkeit stark präsent ist. Wie 
kann dieses aus gesellschaftlicher, volkswirtschaftlicher und unternehmerischer Sicht 
notwendige Ziel erreicht werden – ohne gesetzliche Quote? Ruth Derrer Balladore und Silvia Oppliger

Wohl sind mehr und mehr Frauen in Führungs-
positionen der Wirtschaft tätig, doch bleibt noch 
viel zu tun. Laut dem Schilling-Report 2010 beträgt 
der Frauenanteil in den Verwaltungsräten (VR) der 
100 grössten Schweizer Unternehmen 10 Prozent, in 
den Geschäftsleitungen (GL) 4 Prozent.

Im europäischen Ausland sieht es ähnlich aus. 
In den VR der 340 grössten Firmen in 17 europäi-
schen Ländern (EU-15, Norwegen, Schweiz) kom-
men die Frauen auf 12,2 Prozent, so die Resultate 
einer Studie von Egon Zehnder International (2010). 
Die Anteile variieren von Land zu Land sehr stark. 
Finnland, Norwegen und Schweden weisen den 
höchsten Frauenanteil auf, Portugal, Italien und 
Luxemburg den tiefsten (siehe Grafik).

In Norwegen ist seit dem 1. Januar 2008 per Ge-
setz vorgeschrieben, dass mindestens 40 Prozent 
Frauen in den VR von börsenkotierten Unterneh-
men Einsitz haben müssen. Norwegen ist entspre-
chend der Spitzenreiter mit einem Frauenanteil 

von 42 Prozent. Doch auch Finnland und Schwe-
den mit knapp 30 Prozent liegen bedeutend über 
dem europäischen Durchschnitt – ohne gesetz-
liche Quote.

«Comply or explain» lautet die finnische Strate-
gie: Der Corporate-Governance-Code der börsen-
kotierten Unternehmen verlangt, dass Frauen und 
Männer in den VR vertreten sein müssen. Erfüllt 
ein Unternehmen diese Anforderung nicht, muss 
es sich dafür erklären. In Schweden existiert weder 
eine entsprechende Empfehlung noch eine gesetz-
liche Regelung.

In der Schweiz : Motion im Parlament
In vielen europäischen Ländern hingegen steht 
die gesetzlich festgelegte Quote im Moment zur 
Diskussion oder ist gar schon verankert (nebst Nor-
wegen Spanien und seit Januar auch Frankreich). 
In der Schweiz ist erneut eine entsprechende Mo-
tion im Parlament hängig.

14 B R E N N P U N K T

Schweizer Arbeitgeber 3 / 2011

freudig, sind Frauen tendenziell risiko-
avers.

Es braucht also mehr Frauen in wirt-
schaftlichen Führungspositionen. Doch 
die Veränderung geschieht nicht von 
selbst. Also doch die Quote? Ohne Zwei-
fel wirkt diese Massnahme, und vor 
allem beschleunigt sie das Ganze. Doch 
zeigen Beispiele wie Finnland oder 
Schweden, dass es auch ohne geht.

Der Schweizerische Arbeitgeberver-
band spricht sich dezidiert gegen ei- 
ne gesetzlich festgelegte Frauenquote 
für Verwaltungsräte aus. Eine Quote 
schränkt die unternehmerische Freiheit 
unverhältnismässig ein, birgt das Risiko 
der Quotenfrauen – und trägt wenig 
dazu bei, den Frauenanteil auch in 
operativen Führungspositionen zu er-
höhen.

Auch bei weiblichen Führungskräf-
ten ist die Quote nicht sehr beliebt. Im 
vergangenen Juli publizierte das Wirt-
schaftsmagazin «Bilanz» einen Bericht, 
wonach von 20 befragten Unterneh-
merinnen, Managerinnen, Verwaltungs-
rätinnen und Professorinnen in der 
Schweiz nur zwei die Quote klar befür-
worteten. Die Begründung des gros-
sen Rests: Die Quote sei nicht das rich-
tige Mittel.

Höchste Zeit,  
sonst kommt die Quote
Allerdings: Falls sich in den nächsten 
Jahren weiterhin nichts ändert, würden 
einige dieser Frauen die Quote als Ul-
tima Ratio in Betracht ziehen. Es ist also 
höchste Zeit, den Frauenanteil in wirt-

Auch auf Ebene der Europäischen Union 
(EU) bewegt sich etwas: Ende Januar 
bekräftigte EU-Justizkommissarin Vivi-
ane Reding, was sie schon im vergan-
genen Herbst als Zielgrösse genannt 
hatte: Bis 2015 sollen 30 Prozent der 
Verwaltungsräte von börsenkotierten 
Unterneh men auf Europas Binnenmarkt 
weiblich sein, bis 2020 gar 40 Prozent. 
Die EU-Kommission gibt den Unterneh-
men bis Ende 2011 eine Schonfrist. Falls 
sich bis dann nichts ändert, könnte die 
Quote kommen.

Die Wirtschaft braucht die 
weiblichen Führungskräfte
Dass der Frauenanteil in Führungsposi-
tionen der Wirtschaft erhöht werden 
sollte, steht ausser Frage – und zwar in 
Verwaltungsräten und auf der operati-
ven Führungsebene. Dafür sprechen 
nebst der Gleichberechtigung auch 
volks wirtschaftliche und unternehme-
rische Gründe.

Die Frauen sind heute so gut ausgebil-
det wie nie zuvor, an den Universitäten 
sind sie längst in der Mehrzahl. Es ist 
volkswirtschaftlich unsinnig, Frauen 
zuerst auszubilden und ihr Potenzial 
dann nicht zu nutzen. Der demografi-
sche Wandel verstärkt dieses Argument 
noch: Der Mangel an qualifizierten Ar-
beitskräften wird sich verschärfen, Un-
ternehmen werden auf die weiblichen 
50 Prozent der Arbeitnehmenden gar 
nicht mehr verzichten können. Gemäss 
einer McKinsey-Studie aus dem Jahr 
2007 könnte der für das Jahr 2040 pro-
gnostizierte Mangel von 24 Millionen 
Arbeitnehmenden in Europa theoretisch 
auf 3 Millionen verringert werden, hät-
ten Frauen dieselbe Erwerbsquote wie 
Männer.

Mit einem klaren Bekenntnis zur Chan-
cengleichheit für Frauen und Männer 
können sich Unternehmen in diesem 
zunehmenden Wettbewerb um qualifi-

zierte Arbeitskräfte als attraktive Arbeit-
geber positionieren. Frauen in Führungs-
positionen sind der beste Tatbeweis 
dafür. Kommt dazu: Bieten Unterneh-
men auch ihren Führungskräften – 
Frauen und Männern – flexible Arbeits-
modelle an, können sie den Verlust 
von wertvollem Know-how verhindern. 
Zum Beispiel, wenn Eltern nach der Fa-
miliengründung weiterarbeiten wollen.

Frauen entscheiden  
über den Einkauf
Mehr als die Hälfte aller Kaufentscheide 
werden von Frauen getroffen. Fliessen 
Werte und Vorstellungen von Frauen 
in unternehmerische Entscheide direkt 
ein, werden die Produkte und Dienst-
leistungen stärker auf diese wichtige 
Käufergruppe ausgerichtet.

Heute ist unbestritten, dass es einen 
direkten Zusammenhang zwischen der 
Performance eines Unternehmens und 
dem Frauenanteil in Führungspositio-
nen gibt. Besonders ausgeprägt ist der 
Zusammenhang ab einem Frauenanteil 
von mindestens 30 Prozent. Eine wei-
tere Studie von McKinsey (2008) zeigte, 
dass gewisse Führungscharakteristika, 
die bei Frauen mehr zu finden sind als 
bei Männern, sich positiv auf die orga-
nisatorische Performance eines Unter-
nehmens auswirken. Damit stellte die 
Studie klar: In Führungsgremien mit 
Frauen und Männern ergänzen sich 
deren unterschiedliche Führungsqua-
litäten – mit positivem Effekt auf die 
Unternehmensperformance. Verhalten 
sich Männer zum Beispiel eher risiko-
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Frauenanteil in den VR europäischer Unternehmen

Quelle: Egon Zehner International, 2010
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* Die Zahlen für Norwegen schliessen auch VR ein, die von der gesetzlichen 40-Prozent-Quote nicht betroffen sind.    Daher liegt der hier gezeigte Wert von 31,9 Prozent deutlich unter den im Text genannten 42 Prozent.

Es braucht 
ein klares 
Bekenntnis von der 
Führung des 
Unternehmens.

�

Chad Wasilenkoff liebt Motorräder, Chi- 

 na und Geld. Geld «macht» er sozusagen 

tonnenweise. Das Unternehmen Fort-

ress Paper, das er in Vancouver als CEO 

führt, produziert Sicherheitspapier für 

den Schweizer Franken und Banknoten 

in zehn Ländern der Eurozone. Wasilen-

koff hat gerade die Fertigungskapazi-

tät vervierfacht auf 10 000 Tonnen im 

Jahr. Trotzdem kann er auf Jah re hinaus 

keine weiteren Aufträge annehmen. So 

stark lastet ihn die lockere Geldpolitik 

der Notenbanken aus.

Die Zentrale von Fortress Paper re-

sidiert über einem McDonalds-Restau-

rant im Hafen von Vancouver. Die Räu - 

me sind leicht abgedunkelt, man geht 

schliess lich sensiblen Geschäften nach. 

Aber so erfolgreich, dass die Zahl der 

Mitarbeiter in vier Jahren von 60 auf 

700 wuchs und sich der Börsenkurs auf 

60 Dollar verzehnfachte. Ernst & Young 

ehrte Wasilenkoff 2010 als Unternehmer 

des Jahres am Pazifik.

Investitionen in der Schweiz

Der russische Einwanderer in vierter 

Ge neration engagierte sich schon als 

10-Jähriger unternehmerisch. Er sam-

melte in Golf-Clubs Bälle und verkauf- 

te sie. Mit dem Erlös stieg er in den lu-

krativen Handel von Videospielen und 

BMX-Fahrrädern ein. Die High School 

absolvierte er mit Auszeichnung, ob-

wohl er wegen seiner Firma viel Un-

terricht verpasste. «Hier legte ich einen 

Grundstein», sagt er. Nach dem Studi - 

um in Vancouver arbeitete er bei einem 

Vermögensberater als Anlage spezialist. 

Doch als die Dotcom-Blase platzte, be-

schloss er, eine eigene Firma zu führen: 

«Ich wollte nicht mehr von Analysten 

hören, was heiss ist, ich suchte Firmen, 

die unterbewertet waren.»

2006 wurde er fündig und kaufte zwei 

Spezialpapier-Fabriken von Mercer, eine 

in Dresden und eine in Landquart. Die 

Firma Landqart ist die einzige in der 

3300 Jobs geschaffen. Wasilenkoff ar-

beitet 90 Stunden pro Woche und ist 

acht Monate im Jahr unterwegs. «Ich 

habe nie einen Laptop dabei», erläutert 

er, «aber einen Blackberry, von dem ich 

richtig abhängig bin.»

Zu einem guten Arbeitstag gehört für 

den Unternehmer Zeit mit seinen zwei 

Söhnen – was ihm aber selten gelingt. 

«Dass man viel von der Familie weg ist, 

ärgert mich am meisten», gesteht er. 

Auf der Plusseite bleibt das Erfolgser-

lebnis, «etwas umzusetzen, das andere 

nicht erkannt haben». Das Besondere 

an seinem Geschäft, sagt Wasilenkoff, 

«ist die Fähigkeit, Assets zu finden, die 

nicht optimal genutzt werden, dann 

eine gute Akquisition zu machen und 

den Produktmix zu ändern». Gute Un-

ternehmer, meint er, zeichnen sich da-

durch aus, dass «sie unkonventionell 

denken, den Weg finden, eine Sache 

besser zu machen, und sich mit ausge-

zeichneten Leuten umgeben». �

Chad Wasilenkoff, Vancouver

Sein Papier wird zu echtem Geld

Fortress Paper produziert unter anderem Sicherheitspapier für Banknoten – auch in der Schweiz.  

CEO Chad Wasilenkoff profitiert dabei von der Ausdehnung der Geldmenge. Markus Gärtner (Vancouver)
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Produziert auch Papier für Schweizer 

Banknoten: Chad Wasilenkoff.

Schweiz, die Sicherheitspapiere her-

stellt. Ein Jahr später führte er Fortress 

an die Börse und sammelte bei Anle-

gern 46 Millionen Dollar, um zu inves-

tieren. Bei Landqart hat Wa silenkoff 

viel investiert und eine der grössten Pa-

pierfertigungen für Banknoten aufge-

zogen. In Dresden produziert Fortress 

Spezialtapeten, mit denen es die Hälfte 

des Weltmarktes beherrscht.

Am besten versteht man Wasilenkoffs 

Philosophie durch die jüngste Akquisi-

tion, den Kauf einer ausgedienten Zell-

stofffabrik in Thurso, Quebec. Hier pro-

duziert Wasilenkoff «auflösenden Zell - 

stoff» für den Baumwollersatz Viskose. 

Die Fabrik kaufte er 2010 für 3 Millionen 

Dollar und investierte 153 Millionen in 

die neue Fertigung. Seine Kalkulation: 

Weil die Baumwollproduktion gesun-

ken ist, stei gen die Preise, was zu einem 

Boom bei Ersatzstoffen wie Viskose 

führt. Mit der neuen Ausrichtung kann 

die Fabrik ihren Zellstoff für 1500 Dollar 

je Tonne verkaufen. Zuvor waren es 

800 Dollar. Analysten in Kanada rech-

nen binnen zwei Jahren mit einer Ver-

doppelung des Geschäfts.

Jobs schaffen als Motivation

«Vor fünf Jahren war meine Motivation 

finanzieller Natur», sagt Wasilenkoff, 

«heu te will ich Leute beschäftigen.» In 

Thurso hat er direkt und indirekt rund 

Fortress Paper

Gegründet: 2006

Sitz: Vancouver

Beschäftigte: 700 (CH: 250)

Umsatz: 260 Mio. Kanada-Dollar

Kanada

Einwohner: 33 Millionen

Währung: Kanada-Dollar

BIP/Kopf: 39 033 US-Dollar

Arbeitslosenquote: 7,8 Prozent
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cantonale de Zurich présente son en-
gagement en la matière. Jürg Zell-
weger rappelle les positions du patro-
nat quant au projet de loi fédérale  
sur la formation continue, et au sujet 
de la question controversée des 
congés de formation réclamés par les 
syndicats.

Au chapitre international, nous pré-
sentons les résultats de la Conférence 
internationale du travail de cette 
année. Cette Conférence a été l’occa-
sion pour les délégations venues du 
monde entier de plancher de manière 
satisfaisante sur les thèmes de la sé-
curité sociale et de l’inspection du tra-
vail. La Conférence a également 
adopté une convention controversée 
sur le travail domestique. C’est ici  
que le bât blesse, car nombre d’Etats 
ont voté pour ce texte, tout en  
précisant qu’ils ne pourraient pas le 
ratifier …

Nous avons invité à notre Entretien, 
Alain Marietta, directeur général de 
Metalem SA au Locle. Le cadranier au 
service des grands noms de l’horloge-
rie de luxe perpétue la tradition du 
métier en innovant. La priorité de ce 
chef d’entreprise est de préserver l’im-
mense patrimoine des savoir-faire 
horlogers. 

Bientôt auront lieu les élections fédé-
rales. Celles-ci devraient être l’occasion 
de cristalliser des choix clairs. Dans 
son Eclairage, Michel Barde nous dit 
pourquoi l’on évolue au contraire 
dans un cocktail d’incertitudes …

Je vous souhaite une excellente 
lecture! �

Chères lectrices, chers lecteurs,

Une formation continue de qualité con-
tribue de manière essentielle au dé-
veloppement professionnel et person-
nel des collaborateurs et par là au 
niveau des prestations de l’entreprise. 
Dans un environnement concurren -
tiel de plus en plus marqué, cet atout 
a une importance cruciale. Ces cons-
tatations ont été tout particulièrement 
soulignées depuis une quinzaine 
d’années par les travaux de l’OCDE 
consacrés au «life-long learning»,  
soit l’apprentissage tout au long de la 
vie. La formation professionnelle 
continue est sans conteste un facteur 
important de la compétitivité des  
entreprises et du développement éco-
nomique de la Suisse. Pour continuer 
dans cette voie du succès, il est néces-
saire de garantir à l’entreprise la plus 
grande liberté de décision quant à ses 
choix en la matière. La formation 
continue doit coller au terrain de la 
pratique. D’une manière générale, 
il faut limiter l’intervention de l’Etat 
dans ce domaine.

Le Dossier de cette édition est consa-
cré à cette question. L’Association 
suisse des Banquiers nous informe des 
résultats de son enquête sur la for-
mation continue et l’apprentissage tout 
au long de la vie. Un élément clé en 
ressort: l’importance de l’engagement 
individuel dans cette voie. La Banque 

Apprendre ce qu’il faut
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Alexandre Plassard, membre de la direction 
de l’Union patronale suisse, est responsable de 
la rédaction romande d’«Employeur Suisse».
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Auparavant, un syndicat ne pouvait être 
constitué que par des salariés apparte-
nant à la même entreprise. Les nouvelles 
règles autorisent des salariés de diffé-
rentes entreprises à se regrouper et à 
créer un syndicat. Cette nouvelle règle 
devrait permettre de renforcer le pou-

voir de négociation des syndicats. Les 
salariés étrangers sont également au-
torisés à devenir leaders d’organisations 
syndicales.

Par ailleurs, des subventions seront 
accordées par le Conseil des Affaires 
sociales (équivalent du ministère du Tra-

vail) pour favoriser la création de syn-
dicats au sein du pays. Pan Shiwei, mi-
nistre des Affaires sociales, a appelé les 
entreprises et plus particulièrement 
leurs dirigeants, à considérer la créa-
tion de syndicats de manière positive. 
Il a indiqué que tout mauvais traitement 
ou sanction infligé à des salariés enga-
gés dans ce type d’activité pourrait en-
traîner l’application de sanctions.

En matière de conflits du travail, les 
nouvelles dispositions viennent enca-
drer l’exercice du droit de grève. Les 
syndicats ne pourront déclencher une 
grève que si celle-ci a été approuvée 
par une majorité de leurs adhérents 
lors d’un vote à bulletin secret. Il est à 
noter que les fonctionnaires, les ensei-
gnants et les militaires sont toujours 
privés de ce droit.

En matière de négociation collective, 
les employeurs seront tenus d’exami-
ner les demandes de négociation for-
mulées par les salariés. Ils disposeront 
pour cela d’un délai de 60 jours. � (Taiwan 

info, mai 2011 in UIMM, juillet 2011)

Des charges supplémentaires pèserai-
ent davantage encore sur la croissance, 
dont l’AVS a plus que jamais besoin. 
L’initiative annoncée en faveur d’un im-
pôt national sur les succes sions et les 
donations est une nouvelle tentative 
visant à régler les diffi cultés financières 
annoncées de l’AVS par des recettes sup-
plémentaires. 

L’évolution démographique, autre-
ment dit la détérioration accélérée du 
rapport rentiers /actifs place l’AVS de-
vant des défis structurels qu’il convient 

aussi de résoudre par des réformes 
structurelles. Cette nécessité ne doit 
donc pas être occultée par la création 
de nouvelles sources de financement, 
sans compter que le produit d’un im-
pôt national sur les successions et les 
donations serait incapable de combler 
des déficits de l’AVS que l’on peut con-
sidérer comme certains si rien de sé-
rieux n’est entrepris pour les prévenir. 

Le processus de réforme de l’AVS ne 
doit pas être retardé par une initiative 
inadéquate comme celle d’un impôt sur 

les successions. L’initiative sur l’imposi-
tion des successions est contraire à no-
tre fédéralisme fiscal helvétique éprou - 
vé et remet encore en question de 
nombreux votes cantonaux en faveur 
d’une diminution de l’imposition des 
successions. Surtout, elle impose aux 
PME des charges fiscales supplémen-
taires et affaiblit la croissance écono-
mique générale dont l’AVS a un urgent 
besoin. Il faut s’y opposer dans l’intérêt 
même de l’AVS et de son évolution du-
rable. ��(UPS)
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Sur la photo: Taipei, capitale de Taïwan

Initiative sur l’imposition des successions : 
détournement des vrais problèmes de l’AVS 
Cette toute nouvelle initiative en faveur d’un impôt national sur les successions et les donations passe  
à côté des problèmes financiers à venir de l’AVS, problèmes qu’on ne saurait régler par des prélèvements 
fiscaux supplémentaires, mais qui exigent des réformes structurelles. 

Taïwan : réforme du droit collectif du travail 
Le 1er mai dernier sont entrées en vigueur des modifications concernant la loi sur les conventions 
collectives, sur le règlement des conflits, et la loi sur les syndicats.
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Dégradation de la conjoncture 

L’économie suisse devrait poursuivre  
sa croissance, mais la dynamique est  
en régression.

Le baromètre conjoncturel du KOF a chuté 
de 2,23 à 2,04 en juillet dernier. La crois-
sance du produit intérieur brut (PIB) de la 
Suisse devrait s’affaiblir. Le module «PIB 
principal» (ensemble de l’économie sans 
la construction et le crédit) se situe dans le 
positif, mais présente une tendance à la 
baisse. Des signaux positifs proviennent 
du module «Construction», tandis que le 
module «Crédit» affiche une tendance à la 
stagnation dans le positif. Le module «PIB 
principal» englobe un bon 90 pour cent de 
la création de valeur globale et prédomine 
par conséquent le baromètre. Les modè-
les de mesure «Industrie suisse», «Con som-
mation suisse» et «Exportations à desti  na- 
tion de l’UE» en sont les modules sous-
jacents. Le mouvement à la baisse actuel 
du module «PIB principal» se fon de sur un 
net fléchissement du modèle de mesure 
«Industrie suisse» et une légère tendance 
à la régression du modu le «Consommation 
suisse». Le modèle de mesure «Exporta-
tions à destination de l’UE» suit une évolu-
tion latérale. � (Extraits KOF, juil. 2011)

Baromètre conjoncturel  
du KOF et BIP

Source: KOF
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Grâce à l’Agence de l’énergie pour l’éco-
nomie (AEnEC), l’économie réalise ses 
objectifs de protection climatique et 
d’efficacité énergétique. Dix années d’ac-
tivité opérationnelle montrent que dans 
un contexte de réglementation mesu-
rée, les plus de 2100 entreprises qui s’en-
gagent volontairement pour réaliser des 
mesures d’amélioration dépassent, dans 
le cadre de la loi actuelle sur le CO

2
, les 

objectifs d’efficacité électrique et de 
protection climatique: en 2010, les entre-
prises de l’AEnEC ont économisé 1,3 mil-
lion de tonnes de CO

2
 et 1000 GWh 

d’électricité. L’économie obtient ainsi un 
résultat nettement supérieur à celui 
d’autres domaines. Il faut donc éviter 
que la révision de la loi sur le CO

2
 ne 

détruise cette dynamique porteuse. �  
(Extrait communiqué AEnEC, août 2011)

Protection climatique :  
résultat supérieur

Le 19 juillet, la Commission europé en ne 
a annoncé l’injection de près de 7 mil-
liards euro pour stimuler l’innovation 
par le biais de la recherche. Cette enve-
loppe a été libérée au titre du 7e pro-
gramme-cadre de recherche de l’Union 
européenne et bénéficiera aux univer-
sités, aux organismes de recherche et 
aux entreprises. Elle devrait permettre 
de créer environ 174 000 emplois à court 

terme, 450 000 emplois dans 15 ans et 
80 milliards euro de croissance supplé-
mentaire. Il est également prévu de dé-
cerner un nouveau prix de l’Union eu-
ropéenne pour récompenser des fem - 
mes innovatrices dont les travaux ont 
bénéficié de financements au titre du 
7e programme-cadre de recher che. � 
(Fondation Robert Schuman, lettre 497)

Recherche et innovation en Europe

Les entreprises de l’industrie des ma-
chines, des équipements électriques et 
des métaux se trouvent dans une situa-
tion très difficile. A court terme, seul un 
affaiblissement sensible du franc suisse 
ainsi qu’une forte réduction des coûts 
pour les entreprises vont pouvoir atté-

nuer la situation. Swissmem salue tant 
les mesures entreprises par la Banque 
nationale suisse (BNS) que l’intervention 
du Conseil fédéral. Swissmem soutient 
les intentions fondamentales du Conseil 
fédéral visant à améliorer les conditions 
cadres pour l’économie. � (Swissmem)

Swissmem salue l’intervention 
de la BNS et du Conseil fédéral

L’Union patronale suisse (UPS) a sa pro-
pre plateforme Internet consacrée aux 
élections fédérales 2011. Elle met à dis-
position des candidats, comme à toute 
personne intéressée, un rapide éclai-
rage sur divers sujets en rapport avec 
la politique sociale et les assurances so-
ciales (AVS et AI), le marché du travail, 

la formation initiale et continue ainsi 
que la politique patronale internatio-
nale. Les documents relatifs à ces thè -
mes sont continuellement mis à jour et 
peuvent être téléchargés en format pdf 
sur notre site web. � (UPS) 

www.arbeitgeber.ch     Elections 2011 

Plateforme électorale de l’UPS



Conformément au financement hospi-
talier approuvé par le Parlement en dé-
cembre 2007, les hôpitaux devront fac-
turer leurs traitements selon des forfaits 
par cas dès le 1er janvier 2012. Le systè-
me SwissDRG sera introduit à cet effet. 
Début juillet 2011, l’association des hô-
pitaux H+ et l’association des assureurs-
maladie santésuisse ont conclu un com-
promis sur les modalités d’introduction 
de ce nouveau système de forfaits. Ce 
paquet comprenait des réglementations 
sur la transmission des données médi-
cales, sur l‘indemnisation des investis-
sements, sur la surveillance des coûts 
et la présentation des données de coûts 
pour les négociations. Les membres de 
H+ étaient appelés à voter sur cette 
«Convention nationale sur les modali-
tés d’application complémentaires dans 
le cadre de l’introduction de la struc-

ture tarifaire SwissDRG» (convention 
complémentaire).

Le compromis ne  
réunit pas une majorité
Le résultat du vote des membres de H+ 
a révélé un net rejet de la convention 
sur les modalités d’application. Lors du 
vote, les membres n’étaient pas amenés 
à motiver leur décision. Les commen-
taires de nombreux hôpitaux montrent 
cependant que le refus ne s’est pas cris-
tallisé sur un thème particulier mais que 
c’est l’ensemble du compromis qui n’a 
pas convaincu. Concernant la transmis-
sion des données médicales, les hôpi-
taux se sont montrés très soucieux de 
la sécurité juridique. Ils souhaitent que 
des limites claires soient posées pour 
la protection des patients. L’indemni-
sation des coûts des investissements, 

telle qu’elle avait été négociée, a été 
jugée insuffisante compte tenu de l’in-
novation rapide et de la dynamique éle-
vée dans le secteur de la santé.

A régler dans les négociations 
tarifaires au niveau des cantons
Le rejet de la convention complémen-
taire par les membres de H+ rend ca-
duque toute réglementation nationale 
sous l’égide des partenaires tarifaires 
pour les questions de mise en œuvre. 
Compte tenu des résultats du vote, H+ 
estime que les modalités d’application 
pour l’introduction du nouveau finan-
cement hospitalier doivent être main-
tenant discutées dans le cadre des né-
gociations tarifaires entre les différents 
hôpitaux et les assureurs.

H+ et ses membres soutiennent 
la structure tarifaire SwissDRG
La volonté claire des hôpitaux a été 
communiquée au Conseil fédéral, aux 
directeurs cantonaux de la santé et aux 
assureurs-maladie. L’approbation de la 
structure tarifaire SwissDRG 1.0 par le 
Conseil fédéral au début du mois de 
juillet permet d’introduire le nouveau 
financement hospitalier dans les temps 
au 1er janvier 2012. H+ et sa base appor-
tent leur soutien à cette structure, qui 
constitue le cadre des négociations en 
cours sur les conventions tarifaires entre 
les hôpitaux et les assureurs. Les parte-
naires tarifaires locaux soumettront ces 
conventions aux cantons en vue de leur 
approbation. � (H+ Les Hôpitaux de Suisse)

H+ Les Hôpitaux de Suisse

Rejet de la convention complémentaire 
sur le financement hospitalier
Lors d’un vote, les membres de H+ Les Hôpitaux de Suisse ont rejeté la convention complémentaire 
entre les partenaires tarifaires nationaux portant sur l’introduction du système de forfaits par cas 
SwissDRG. Avec une participation élevée de 81 pour cent, trois quart des votes pondérés se sont expri-
més en défaveur du compromis qui avait été âprement négocié.
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Concernant la transmission des données médicales,  
les hôpitaux se sont montrés très soucieux de la sécurité juridique.

www.hplus.ch
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Thomas Daum est 
directeur de l’Union 
patronale suisse.

La hausse spectaculaire du franc qui entraîne 
notre devise vers la parité avec l’euro a effrayé 
même les optimistes les plus endurcis. Elle a 
fini par provoquer un remarquable changement 
de climat sur la scène politique. Les mêmes 
qui, il y a peu encore, affaiblissaient la Banque 
nationale en lui reprochant de dilapider la  
fortune nationale attendent d’elle à présent 
qu’elle utilise tous les instruments moné- 
taires pour combattre la criante surévaluation 
de notre monnaie. On peut certes vitupérer  
ces volte-face ou y voir cyniquement une ma-
nifestation typique de marketing électoral:  
l’essentiel est que le directoire de la BNS peut à 
présent porter le fer sur le marché des de- 
vises en jouissant d’un large soutien politique. 

Contraction de marges
Même si les interventions de la Banque natio-
nale semblent produire leurs premiers effets, 
on est encore loin du retour à la sérénité. L’éco-
nomie d’exportation (tourisme compris), reste 
soumise à  des conditions de change qui rendent 
ses prix sensiblement moins attrayants que 
ceux de la concurrence internationale. Seul un 
petit nombre d’entreprises ont suffisamment 
de puissance pour compenser durablement par 
leurs gains l’effet de la surévaluation du franc. 
La plupart sont exposées au contraire à une dure 
concurrence et même leurs clients fidèles se 
mettent à chercher ailleurs quand le surcoût in-
duit par les cours de change devient trop im-

portant. De plus, parce que de nombreuses en-
treprises doivent renouveler les contrats en 
cours à des conditions plus avantageuses pour 
la clientèle dans la situation actuelle, l’impact 
négatif de la force du franc pèse toujours da-
vantage sur l’économie d’exportation. Ne  
nous laissons donc pas abuser par les chiffres à 
l’exportation de ces derniers mois. Ils indiquent 
très mal le manque à gagner (contractions de 
marge) des sociétés exportatrices et ne disent 
rien des considérables défis que la force du franc 
va imposer bientôt à notre économie d’expor-
tation. 

Optimiser les coûts 
Les entreprises doivent réagir très vite à ces 
défis. Elles ont déjà pris de nombreuses mesures 
pour contrer les effets de la revalorisation du 
franc, mais la multiplication des achats dans la 
zone euro ou l’espace dollar (qui met d’ailleurs 
sous pression les fournisseurs domestiques), les 
dépenses de couverture de risques de change 
et la chasse aux économies ne parviennent pas 
toujours à remédier aux pertes de compétiti-
vité pour raison monétaire.  Avant d’en arriver 
au démantèlement ou à la délocalisation d’em-
plois, il faut étudier toutes les possibilités d’op-
timiser les charges de personnel. En font partie 
au premier chef l’allongement de la durée du tra - 
vail à salaire égal, pour autant qu’il y ait un sur-
croît correspondant de la demande. Si tel n’est 
pas le cas, il faut alors envisager des baisses  
de salaires, étant entendu qu’un tel sacrifice doit 
rester l’ultime recours et être consenti à l’issue 
d’un dialogue franc avec les travailleurs et leurs 
représentants. On attend donc des partenaires 
sociaux qu’ils fassent preuve d’esprit de corps. 
Lorsqu’il s’agit de l’avenir du marché du travail 
suisse, les diktats d’employeurs sont tout aussi 
irresponsables que les rigidités syndicales ex-
trêmes. �
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Faire bloc !
Le franc fort impose de grands défis à notre économie d’exportation 
et constitue une menace pour le marché suisse de l’emploi: c’est  
le moment de se serrer les coudes pour défendre nos intérêts communs!  
Par Thomas Daum



Monsieur Marietta, quelles sont les principales 
particularités de votre entreprise?
Alain Marietta: Véritable visage de la montre, le 
cadran est l’expression visible du mouvement qui 
l’anime. Il affiche l’ensemble de ses fonctions, lui 
donne son identité, que se soit au travers des ai-
guilles, compteurs, pierres fines et précieuses ou 
encore index. Fabriquer un cadran est un métier 
d’art à part entière et fait appel à des savoir-faire 
ancestraux, transmis de génération en génération. 
En effet, pas moins de trente métiers spécifiques 
sont nécessaires à la réalisation d’un cadran; guil-
locheur, décalqueur, ingénieur ou encore galva-
noplaste: autant de facettes qui font en quelque 
sorte de nous des «artisans industriels». Preuve de 
cette valeur inestimable du savoir-faire horloger, 
près de 50 pour cent du coût d’un cadran est lié 
directement à la main d’œuvre: la qualité Swiss 
Made a en effet un prix! Avec 350 000 à 400 000 ca-
drans réalisés par année dans nos deux sites de 
production du Locle, Metalem travaille à l’échelle 

de séries moyennes de 100 pièces. Nous sommes 
parfois également sollicités par notre clientèle pour 
la fabriquation d’un seul cadran: un travail sur-me-
sure au service de montres uniques!

Quelle est la situation de votre branche actuelle-
ment?
Le métier de cadranier, marché de niche s’il en est, 
est un secteur clé de l’industrie horlogère. Notre 
savoir-faire spécifique, allié aux dernières technolo-
gies, permet à nos clients – une quinzaine au total, 
actifs dans le haut voir très haut de gamme – de 
réaliser des projets audacieux et d’ajouter à leurs 
montres une réelle plus-value. La Suisse compte 

près d’une douzaine de cadraniers; Metalem SA se 
situe dans le trio de tête. Notre entreprise est en 
outre l’une des dernières de sa branche à bénéfi-
cier d’un statut indépendant, hors des grands grou-
pes – tels que Richemont ou Swatch Group pour 
ne citer que quelques exemples – lesquels ont ra-
cheté de nombreux cadraniers au cours des der-
nières années. La diversité de notre clientèle, et 
par extension leurs exigences hétérogènes, nous 
poussent à mettre en valeur notre know-how et à 
innover constamment.

Les forces de votre entreprise se situent-elles plu-
tôt dans l’innovation ou dans la tradition?
Nous innovons dans la façon de perpétuer la tra-
dition! En effet, Metalem SA travaille au quotidien 
dans l’optique d’un maintien des savoir-faire acquis 
de longue date, tout en utilisant les apports offerts 
par les nouvelles technologies. Dans le monde 
horloger, tradition et innovation forment un couple 
indissociable. Aucune machine ne saurait rempla-
cer la finesse du travail à la main du guillocheur. 
Seule une poignée d’artisans maîtrisent encore 
cette technique toute en précision qui consiste à 
graver des sillons entrecroisés de quelques di xi-
èmes de millimètre d’épaisseur sur les cadrans. 
Les motifs obtenus, déclinables à l’infini, captent 
et renvoient la lumière, conférant au cadran un 
éclat magnifique. A ces compétences ancestrales 
s’ajoutent une recherche constante de l’esthétisme 
et d’optimisation des matériaux utilisés, le tout 
dans un réel but d’innover. A la clé pour nos clients? 
Des prestations uniques pour des montres d’ex-
ception!

Selon vous, quelles sont les forces et les faiblesses 
de la place industrielle suisse?
La qualité de nos filières de formation, la présence 
de savoir-faire de pointe indiscutables tout comme 
la paix du travail sont de solides atouts pour l’in-
dustrie de notre pays. A cela s’ajoute l’impulsion 
positive donnée par le dense tissu de PME suisses, 
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Alain Marietta, Directeur général de Metalem SA, Le Locle

« Nous innovons dans la façon 
de perpétuer la tradition ! »
Avec plus 80 ans de savoir-faire et de précision, le cadranier Metalem SA allie 
avec brio techniques ancestrales horlogères et technologies de pointe, le  
tout au service des grands noms de l’horlogerie de luxe. En donnant vie aux 
designs de cadran les plus audacieux, Metalem SA confère un visage unique 
aux créations de sa clientèle prestigieuse. Par Stéphanie Spiess

« Aucune machine ne saurait 
remplacer la finesse du travail 
à la main du guillocheur. »
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inestimables. Mon engagement auprès 
de la Chambre neuchâteloise du com-
merce et de l’industrie tout comme de 
la Convention patronale de l’industrie 
horlogère suisse me permet en outre 
d’avoir une emprise sur la défense des 
conditions-cadres régissant ces métiers. 
Développement des formations, pro-
motion des apprentissa ges spécifiques 
auprès des jeunes, valorisation du bas-
sin microtechnique de l’Arc jurassien, 
développement de relations harmonieu-
ses avec les syndicats: autant de causes 
chères à mon cœur de Neuchâtelois, fier 
des ressour ces humaines inestimables 
que compte sa région. �

véritable force d’innovation et de dé-
veloppement régional. Au final, la Suisse 
bénéficie d’une image de marque très 
forte, notamment dans le secteur hor-
loger, véritable gage de sérieux et de 
qualité: le label Swiss Made. Un tel atout 
ne peut cependant être qu’envié et …  
copié; voilà à mon sens notre principale 
faiblesse. A nous d’innover pour garder 
l’avantage!

Quelles sont les clés de votre succès?
La relation client est primordiale chez 
Metalem SA. En effet, nous mettons un 
point d’honneur à développer des rap-
ports de confiance, débouchant sur des 
partenariats à long terme. Si les mar-
ques nous font confiance, c’est princi-
palement le fait de notre réputation de 
sérieux et de qualité mais aussi de notre 
écoute. Comprendre les besoins spéci-
fiques de notre clientèle, se fondre dans 
l’âme de leur marque respective, pren-
dre le pouls des projets en cours: voilà 
comment nous fonctionnons au quoti-
dien pour avancer … ensemble! La no-
tion de symbiose prend alors tout son 
sens afin que Metalem soit en mesure 

de satisfaire les besoins de 
ses clients. Notre équipe 
de designers et d’ingé-
nieurs développent leurs 
solutions de concert avec 
le client; les moindres dé-
tails sont discutés, visualisés et solu-
tionnés. Les idées des deux partenaires 
deviennent alors esquisses, maquettes 
informatiques, puis plans, prototypes 
et enfin cadrans. Les 220 employés de 
notre entreprise œuvrent tous, par leur 
compétences spécifiques, à rendre tout 
cela possible. 

Quelle cause ou objectif vous mobilise 
en priorité?
Pérenniser l’immense patrimoine des 
métiers horlogers, leurs savoir-faire par-
fois secrets, voilà ma priorité en tant 
que chef d’entreprise. Il me paraît donc 
primordial de défendre et surtout de 
valoriser les professions horlogères. Au 
sein de Métalem SA, nous veillons par 
exemple à mélanger les «anciens», por-
teurs de tous ces savoir-faire, aux jeunes 
générations dans l’optique d’encoura-
ger la transmission de ces compéten ces 
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s Alain Marietta, ingénieur ETS diplômé en mécanique, 

entre à Metalem en 1977 et en reprend les rênes au 
début des années 90. Très attaché à la valorisation des 
métiers de l’horlogerie, il occupe le poste de Vice-pré-
sident de la Convention patronale de l’industrie horlo-
gère suisse. Celle-ci regroupe 431 entreprises occupant 
plus de 41 000 travailleurs. Dans ce cadre, Alain Marietta 
participe activement à la finalisation d’une nou velle con-
vention collective de travail pour le secteur horloger. 

Stéphanie Spiess est rédactrice  
pour Cadence Conseils à Lausanne et Sion.
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Faits
A. (l’employé) a travaillé entre le 17 mars 
et le 30 septembre 2003 pour un salaire 
annuel de 100 000 francs à la succursale 
zurichoise de la banque Y. où sa tâche 
consistait à acquérir et suivre des clients 
privés et institutionnels. Après cela, il a 
été sans emploi et a perçu des indem-
nités de chômage. Il était encore en re-
lation avec des personnes fortunées 
au Moyen-Orient mais n’avait plus de 
mandats de gestion de fortune.

Lors de différents entretiens d’embau-
che avec la banque X. (l’employeur), A. 
a déclaré contrairement à la vérité qu’il 
était engagé dans des rapports con trac-
tuels non résiliés avec Y., que le préavis 
de congé était de trois mois, que son 
salaire annuel s’élevait à 180 000 francs, 
qu’il gérait des avoirs de clients à hau-
teur de 200 à 300 millions dollars US et 
qu’il avait résidé dix ans, entre 1993 et 
2003, à Abou Dhabi. X. l’a engagé par 
contrat du 23 / 26 février 2005 en qualité 
de «Senior Private Banker» et membre 
de la direction. Sa tâche consistait à 
acquérir des nouveaux clients sur des 
sec teurs de marché où il avait été jus  - 
qu’ alors particulièrement actif et à suivre 
une clientèle existante. Son salaire an-
nuel avait été fixé à 160 000 francs aux-
quels venait s’ajouter une participation 
aux résultats. A. a pris ses fonctions le 
1er avril 2005. Dans un rapport sur la pé-
riode d’essai daté du 22 juin 2005, X. 
certifie notamment que A. s’était très 
mis au courant avec beaucoup de sé-
rieux, se montrait très ouvert, partici-
pait activement et assumait conscien-
cieusement les responsabilités qui lui 
étaient confiées.

A la fin du mois d’août 2005, X. a de-
mandé à Y. par téléphone de lui adres-

ser un certificat de travail concernant 
A., car celui-ci n’avait pas donné suite à 
l’invitation qui lui avait été faite de four-
nir ce document. Dans le certificat de 
travail qui lui est parvenu le 7 septembre 
2005, X. a découvert que Y. avait résilié 
le contrat de travail de A. avec effet au 
30 septembre 2003 en raison de pres-
tations insuffisantes. Le 13 septembre 
2005, X. signifiait verbalement et par 
écrit à A. son licenciement avec effet 
immédiat pour avoir fourni de fausses 
indications lors des entretiens d’embau-
che. Par courrier du 15 septembre 2005, 
A. a fait opposition à ce licenciement et 
offert ses capacités de travail.

Extraits des considérants
2.1 Selon la jurisprudence, un licencie-
ment immédiat n’est justifié que si les 
manquements reprochés au travailleur 
sont particulièrement graves. Dans l’ap-
préciation de la violation d’une obliga-
tion, des critères plus stricts doivent 
être appliqués lorsqu’il s’agit de cadres, 
et ce en raison de la confiance particu-
lière placée en ces personnes et des 
responsabilités inhérentes à la fonction 
qu’elles assument dans l’entreprise. Le 
Tribunal fédéral, dans le cas d’un em-
ployé qui en qualité de responsable du 
personnel occupait une poste de con-
fiance, a qualifié le fait d’avoir trompé 
l’employeur en établissant pour la comp-
tabilité des documents non conformes 
à la vérité de juste motif justifiant un li-
cenciement immédiat.

2.3 La Cour cantonale a considéré que, 
le travailleur étant lié dès le stade de la 
négociation du contrat de travail par 
un devoir de loyauté précontractuel, 
des indications sciemment contraires à 

la vérité fournies au cours de la recher-
che d’un emploi pouvaient constituer 
un juste motif justifiant un licenciement 
immédiat. Selon le tribunal, tel peut être 
le cas lorsque des fausses indications 
sont fournies à propos des aptitudes, 
des connaissances, des examens et des 
parcours de formation lorsque ces in-
formations ont un lien avec le poste à 
pourvoir et que l’employeur a un inté-
rêt légitime à connaître la vérité. Selon 
le contrat, A. avait pour mission d’acqué-
rir des nouveaux clients, raison pour la-
quelle il était essentiel pour X., qui sou-
haitait l’embaucher, qu’il ait gardé de 
bonnes relations avec sa clientèle et en-
tretienne activement des contacts avec 
ses clients. X. ne l’aurait pas engagé si 
elle avait su qu’il était au chômage de-
puis assez longtemps et qu’il n’avait plus 
de mandats de gestion de fortune. Son 
emploi chez Y. et ses prétendues acti-
vités de gestion de fortune revêtaient 
donc une importance déterminante. En 
outre, A. avait été engagé comme mem-
bre de la direction avec signature col-
lective. On pouvait donc attendre de lui 
une franchise et une honnêteté toute 
particulière, d’autant plus qu’il avait en-
vers ses clients et son employeur une 
responsabilité particulièrement impor-
tante. Comme il avait obtenu son enga-
gement frauduleusement, cette con - 
 fi ance ne pouvait plus lui être accordée. 
En ce qui concerne la constitution d’une 
nouvelle clientèle au Moyen-Orient, 
cho se que l’on attendait de lui, les rela-

Jugement

Indications fausses  
fournies lors de la postulation
Des indications inexactes fournies lors de la postulation peuvent justifier 
un licenciement immédiat si ces indications revêtaient une importance 
déterminante pour l’engagement du travailleur. Si la décision du licen-
ciement doit être prise par un organe composé de plusieurs personnes, 
le délai d’une semaine peut être considéré comme étant intervenu en 
temps utile.
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tions dont il s’était prévalu fallacieuse-
ment revêtaient une importance déci-
sive. X. ne lui reproche pas de ne pas 
avoir eu le temps de développer avec 
succès le portefeuille de clients. Mais 
elle ne pouvait plus croire à une acti-
vité prometteuse de la part de A. Par 
ses déclarations mensongères sur des 
éléments déterminants du contrat, A. a 
gravement contrevenu a son devoir de 
loyauté précontractuel et détruit défi-
nitivement les rapports de confiance. Il 
n’était pas possible d’exiger de bonne 
foi de X. qu’elle maintienne les rapports 
de travail conclus avec A. jusqu’au terme 
du délai de congé contractuel, lequel 
était de six mois.

2.4 A. ne conteste pas que des indica-
tions fausses fournies lors de la recher-
che d’un emploi puissent constituer un 
juste motif de licenciement immédiat. 
Il objecte toutefois que les affirmations 
fallacieuses qui lui sont imputées n’a-
vaient aucun rapport avec l’exécution 
du contrat. Il en veut pour preuve le 
fait qu’il a été bien noté dans le rapport 
relatif à sa période d’essai. Selon lui, le 
fait que X. n’ait plus cru au potentiel de 
réussite de son activité n’est pas perti-
nent dans la mesure où cette foi était 
fondée sur des spéculations et que cel-
les-ci ne sauraient constituer un motif 
suffisant pour justifier un licenciement 
immédiat. Selon A., même si, en ce qui 
concerne les indications inexactes four-
nies lors des entretiens d’embauche, il 

convient d’appliquer des critères plus 
stricts lorsque la personne engagée est 
appelée à siéger à la direction que ceux 
que l’on retiendrait s’il s’agissait d’un 
dessinateur en bâtiments qui a donné 
des renseignements inexacts sur sa for-
mation, il faut nier l’existence d’un jus- 
te motif lorsque les prestations conve-
nues par contrat ont été fournies. En 
certifiant que les prestations fournies 
par A. étai ent bonnes, X. a admis impli-
citement que, d’un point de vue objec-
tif, le main tien des rapports de travail 
pouvait raisonnablement être exigé 
d’elle.

2.5 A. néglige le fait que la responsa-
bilité qui lui incombait en sa qualité de 
membre de la direction était très grande 
et que son engagement supposait, outre 
l’accomplissement de ses tâches, que 
l’on pût avoir une confiance toute par-
ticulière dans sa franchise et son hon-
nêteté. La connaissance du fait que A. 
avait, lors des entretiens d’embauche, 
fourni de fausses indications sur son 
emploi précédent et sur son expérience 
professionnelle était donc, sans égard 
à la qualité des prestations fournies en-
suite, objectivement propre à détruire 
la confiance indispensable au maintien 
de l’engagement ou du moins à l’éb ran-
ler si fortement qu’il n’était plus pos-
sible d’exiger de X. qu’elle maintienne 
le contrat. Dès lors, la Cour cantonale 
n’a pas excédé son pouvoir d’apprécia-
tion en admettant l’existence d’un 
juste motif au sens de l’article 337 CO.

3.1 Selon la jurisprudence du Tribunal 
fédéral, un licenciement avec effet im-
médiat au sens de l’article 337 CO doit 
être prononcé sans délai dès que l’exis-
tence d’un juste motif est connue, faute 
de quoi il y aurait lieu de considérer 
que l’employeur est déchu de ce droit. 
Un délai de réflexion de deux ou trois 
jours ouvrables, qui est également uti-
lisé pour obtenir des renseignements 
juridiques, est jugé raisonnable. En re-
vanche, un délai plus long n’est accordé 
que lorsque les contraintes pratiques 
du quotidien et de la vie économique 
font apparaître celui-ci comme justifié. 
Ainsi, s’agissant d’une personne mo-
rale chez qui la décision de résiliation 
incombe à un organe constitué de plu-

sieurs membres, un délai d’environ une 
semaine est admis dans la mesure où 
le processus de formation de la volonté 
est plus long.

3.2 X. avait reçu le certificat de travail 
établi par Y. le mercredi 7  septembre 
2005; le licenciement a été prononcé le 
mardi 13 septembre 2005. Il faut prendre 
en compte que le lundi 12 septembre 
2005 avait eu lieu à Zurich le «Knaben-
schiessen», jour de fête cantonal dont 
l’après-midi est largement considéré 
comme férié. Entre la réception du cer-
tificat de travail et la décision de licen-
ciement immédiat, deux jours et demi, 
trois jours ouvrables au plus, se sont 
donc écoulés, raison pour laquelle le li-
cenciement doit être considéré comme 
notifié en temps utile.

3.3 A. fait valoir que son licenciement 
est intervenu cinq jours après que X. a 
reçu le certificat de travail si l’on consi-
dère que le délai ne commence à cou-
rir que le lendemain du jour où la com-
munication a été faite. Selon A., si l’on 
considère les choses précisément, X. a 
pris sa décision de licenciement le sep-
tième jour après qu’elle a eu connais-
sance du motif de la résiliation. A. juge 
ce délai trop long, d’autant plus qu’il se-
rait habituel pour les cadres d’une ban-
que de travailler même le samedi ou le 
jour du «Knabenschiessen». Il admet 
certes que le processus de formation 
de la volonté est en principe plus long 
pour une personne morale que pour 
une personne physique. 

3.4 Comme il est avéré en l’espèce que 
la décision de licenciement immédiat 
devait être prise par un organe com-
posé de plusieurs membres et que cer-
taines recherches d’éléments de fait et 
de droit s’imposaient au préalable, la 
Cour cantonale – sans égard à la défini-
tion des jours ouvrables – n’a pas violé 
le droit fédéral en considérant que le 
licenciement prononcé dans le délai 
d’une semaine après que X. a eu con-
naissance du motif de résiliation était 
intervenu en temps utile.

Arrêt du Tribunal fédéral suisse, 
14 février 2011 (4A_569/2010) 
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Faits
Le 30 novembre et le 15 décembre 2004, 
A. (la recourante) s’est présentée à la suc-
cursale zurichoise de la société Y. (l’inti-
mée) pour des entretiens d’embauche 
en vue d’obtenir un emploi dans le do-
maine de la gestion des risques. Le 20 dé -
cembre 2004, les parties ont conclu un 
contrat de travail prévoyant que A. en-
trerait en fonction le 1er janvier 2005.

Au cours des entretiens d’embauche, 
A. avait laissé entendre à Y. qu’elle tra-
vaillait depuis 2004 au bénéfice d’une 
autorisation de séjour pour une activité 
lucrative de longue durée (permis B) et 
d’un permis de travail valable. En réa-
lité, l’autorisation de séjour qui lui avait 
été délivrée pour lui permettre d’étu-
dier en Suisse était périmée depuis le 
15 juillet 2003 et le service des migra-
tions du canton de Zurich avait refusé 
de la prolonger par décision du 30 juil -
let 2004. Au moment de la conclusion 
du contrat, A. avait donc besoin d’une 
autorisation portant modification du but 
de son séjour et d’un permis de travail 
en vue d’exercer une activité lucrative.

Après qu’une collaboratrice de Y. a été 
informée de cette situation, elle a averti 
A. le 23 décembre 2004 qu’il y avait un 
«énorme problème» qui modifiait com-
plètement la situation et que A. ne pou-
vait pas commencer à travailler avant 
d’avoir obtenu un permis de travail. Le 
11 janvier 2005, Y. a finalement informé 
A. que la tentative d’obtenir des autori-
tés les autorisations nécessaires avait 
échoué. Y. ajoutait qu’elle engageait 
donc un autre candidat car elle avait 
besoin de quelqu’un qui puisse entrer 
en fonction immédiatement. Le lende-
main, Y. confirmait à A. qu’elle ne pou-
vait plus l’engager.

Le 16 janvier 2005, A. a fait opposition 
au congé au sens de l’article 336b CO et 

a saisi le tribunal du travail de Zurich 
d’une plainte pour licenciement abusif. 
Y. a fait valoir devant le tribunal du tra-
vail qu’au moment de la conclusion du 
contrat, elle s’était trouvée dans l’erreur 
quant à l’autorisation de séjour de A., 
raison pour laquelle elle n’était pas liée 
par le contrat. Le tribunal du travail est 
parvenu à la conclusion que les con-
ditions d’une erreur sur un élément es-
sentiel du contrat étaient réunies et, par 
jugement du 11 août 2005, a débouté 
A. de toutes ses conclusions. Cette dé-
cision du premier juge a ensuite été 
confirmée par le tribunal cantonal.

Extraits des considérants
5. Du point de vue matériel, A. fait va-
loir que le tribunal cantonal aurait violé 
les dispositions relatives à l’erreur sur 
les éléments essentiels du contrat en 
considérant qu’il n’était pas nécessaire, 
ni objectivement, ni subjectivement, 
que l’erreur fût essentielle.

5.1 Le contrat n’oblige pas celle des 
parties qui, au moment de le conclure, 
était dans une erreur essentielle (art. 23 
CO). Une erreur est dite essentielle lor s-
qu’elle porte sur des éléments essentiels 
du contrat. Peut invoquer une erreur 
essentielle la partie qui s’est trompée 
sur un élément de fait qui représentait 
pour elle une base nécessaire du con-
trat et lorsque cette erreur portait sur 
des faits que la loyauté commerciale 
permettait à celui qui se prévaut de son 
erreur de considérer comme des élé-
ments nécessaires du contrat (art. 24
al. 1, ch. 4 CO). En plus du caractère sub-
jectivement essentiel de l’erreur, il faut 
donc que les éléments de fait sur les-
quels repose la conclusion du contrat 
soit aussi des éléments objectivement 
nécessaires de celui-ci du point de vue 

ou selon les exigences de la loyauté 
commerciale.

5.2 Ces griefs sont sans fondement 
dans la mesure où le tribunal cantonal 
a indiqué que Y., au moment de con clure 
le contrat, était dans l’erreur à propos 
de l’autorisation de séjour de A. et que 
cet élément revêtait une importance 
fondamentale dans les relations entre 
les parties. En effet, de celui-ci dépen-
daient les perspectives de délivrance 
d’un permis de travail, élément essen-
tiel dans la décision de Y. de conclure 
ou non un contrat avec A. Le tribunal 
cantonal a par ailleurs expressément 
répété que «le statut de A. sous l’angle 
du droit des étrangers et sa disponibi-
lité (date d’entrée en fonction)» devaient 
être considérés comme des éléments 
«subjectivement et objectivement es-
sentiels du contrat». Ainsi, contrairement 
aux affirmations de la recourante, le tri-
bunal cantonal a parfaitement pris en 
considération les conditions du carac-
tère à la fois objectivement et subjecti-
vement essentiel de l’erreur. A juste ti-
tre, A. ne prétend pas que la situation 
du travailleur en termes d’autorisation 
de séjour ne constituait pas un élément 
essentiel du contrat pour Y. 

6. A. fait ensuite valoir une violation 
de l’article 320 al. 3 CO, invoquant le fait 
que tant la cour de cassation que le tri-
bunal cantonal a considéré que A. n’a-
vait encore fourni aucun travail pour 
l’employeur au sens de cette disposition. 
Or, prétend-elle, elle avait travaillé pour 
Y. en l’aidant dans ses démarches pour 
lui obtenir un permis de travail. Ce grief 
est manifestement dénué de tout fonde-
ment. L’application de l’ar ticle 320 al. 3 
CO suppose que le travailleur ait déjà 
pris ses fonctions. Tel n’est pas du tout 
le cas en l’espèce. En effet, Y. avait expres-
sément av erti A. qu’elle ne pourrait dé-
buter à travailler avant d’avoir obtenu 
le permis de travail requis. En «aidant» 
Y. dans ses démarches pour obtenir ledit 
permis, A. n’est pas entrée en fonction 
et n’a donc fourni aucune prestation 
fondée sur le contrat de travail.

Arrêt du Tribunal fédéral suisse, 
13 décembre 2010 (4A_493/2010)
(Traduit de l’allemand)

Jugement

Erreur sur un élément nécessaire 
du contrat lors de sa conclusion
Si, pendant la procédure de postulation, le candidat prétend être au  
bénéfice de l’autorisation de séjour et du permis de travail nécessaires 
alors que tel n’est pas le cas, l’employeur peut invoquer l’erreur sur un 
élément nécessaire du contrat.
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Jugement

Pauses prises dans 
l’enceinte de l’entreprise
Les pauses sont considérées comme temps de travail lorsque le 
travailleur ne peut pas quitter sa place de travail. Une pièce spéciale-
ment aménagée pour les pauses du personnel n’est pas un lieu  
de travail. L’employé ne doit pas obligatoirement sortir du bâtiment.

Faits
A. (la recourante) a travaillé du 1er oc-
tobre 2003 au 28 février 2006 comme 
caissière dans l’entreprise Y. (l’intimée). 
Au mois de juin 2009, A. a actionné
son ex-employeur, faisant valoir qu’elle 
n’a vait jamais été autorisée à quitter le 
casino pendant les pauses et devait res-
ter de permanence, devant fréquem-
ment interrompre sa pause lorsque 
ses supérieurs le jugeaient nécessaire. 
Dès lors, selon la recourante, les pau- 
ses doivent être considérées comme 
temps de travail et rémunérées en con-
séquen ce.

Extraits des considérants
4. L’instance précédente a constaté que 
les employés de l’intimée prenaient leurs 

pauses dans un local prévu à cet effet 
et qu’ils n’étaient pas équipés d’un bi-
peur ni d’un téléphone mobile. De ce 
fait, ils n’étaient pas disponibles en per-
manence pour leurs supérieurs. Y. ad-
met pourtant qu’il a pu arriver que cer-
tains collaborateurs ou collaboratrices 
aient dû interrompre leurs pauses. Mais 
ces pauses interrompues pouvaient être 
reprises à un autre moment. A. n’a pas 
contesté ce fait.

4.2 A. invoque le fait qu’elle n’a jamais 
eu l’autorisation de quitter le casino pen-
dant ses pauses, raison pour laquelle 
celles-ci devaient être rémunérées, in-
dépendamment de la question de sa-
voir si elle devait ou non assurer une 
permanence.

4.3 L’instance précédente a constaté 
que A. et ses collègues de l’époque n’a-
vaient incontestablement pas le droit 
de quitter le casino pendant les pauses. 
A. devait prendre ses pauses non pas à 
son poste de travail, c’est-à-dire à la 
caisse, mais dans un local ad hoc. Une 
salle aménagée spécialement pour les 
pauses du personnel n’est pas un lieu 
où les travailleurs doivent se tenir pour 
accomplir les tâches qui leur sont con-
fiées.

4.4 Selon l’article 15 al. 2 LTr, les pauses 
comptent comme travail lorsque le tra-
vailleur n’est pas autorisé à quitter sa 
place de travail. Est considéré comme 
place de travail tout endroit situé dans 
l’entreprise ou à l’extérieur de celle-ci 
où le travailleur doit se tenir pour ac-
complir le travail qui lui est assigné 
(art. 18 al. 5 OLT 1). A. affirme que les 
pauses qui doivent impérativement être 
prises dans l’enceinte de l’entreprise de 
l’employeur doivent être rémunérées. 
Mais elle ne cite aucune jurisprudence 
ni avis de doctrine à l’appui de cette 
opinion. Les auteurs soutiennent plutôt 
le point de vue selon lequel la place de 
travail au sens de l’article 15 al. 2 LTr est 
l’endroit où le travailleur s’acquitte de 
ses tâches habituelles. Lorsqu’ une pau-
se doit être prise dans un local spécia-
lement prévu à cet effet, le travail leur, 
par ce simple fait, quitte sa pla ce de tra-
vail, même si ledit local se trou ve dans 
le même bâtiment. Le travailleur ne doit 
pas nécessairement quitter l’en ceinte 
de l’entreprise. Dans ces conditions, il 
n’y a rien d’arbitraire dans le fait de ne 
pas considérer comme temps de travail 
à rémunérer des pauses prises dans un 
local spécialement aménagé à cet effet 
parmi d’autres.

Arrêt du Tribunal fédéral suisse,  
6 octobre 2010 (4A_343/2010) 
(Traduit de l’allemand)
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En juin 2010, l’Association suisse des 
banquiers (ASB) a organisé de concert 
avec les partenaires sociaux du secteur 
bancaire une enquête en ligne auprès 
des employés de banque sur le thème 
de la formation continue. Son but était 
de déterminer dans quelle mesure ces 
collaborateurs se perfectionnent, ce qui 
les pousse à le faire, les difficultés qu’ils 
rencontrent dans cette voie et ce à 
quoi devrait ressembler à l’avenir, selon 
eux, la formation continue «idéale». Plus 
de 11 000 employés ont pris part à l’en-
quête. Cette forte participation montre 
bien que la formation continue est un 
sujet d’actualité. Les résultats de l’en-
quête ont été valorisés par George Shel-
don, professeur d’économie industrielle 
à l’Université de Bâle et spécialiste du 
marché du travail. On peut en tirer un 
certain nombre de conclusions géné-
rales: 

��  Le cursus de formation d’un collabo-
rateur donne une indication sur la 
probabilité qu’il veuille se perfection-
ner à l’avenir. Sa prise de conscience 
de la nécessité d’une formation conti-
nue dépend de son niveau de forma-
tion; les employés qui n’ont plus suivi 
de cours de perfectionnement depuis 
longtemps auront aussi tendance à 
ne pas en suivre à l’avenir. 
��  Il est intéressant de noter que la pro-
pension à suivre des cours de forma-
tion extérieurs à la banque ne dimi-
nue pas sensiblement dès l’âge mûr, 
mais seulement à partir de 55 ans en-
viron. 
��  L’intérêt pour des cours de perfection-
nement est particulièrement marqué 
chez ceux qui, après leur formation 

de base, ont déjà suivi pour des rai-
sons professionnelles des formations 
complémentaires. La probabilité d’une 
formation extérieure à la banque est 
plus forte chez les diplômés d’une 
Ecole supérieure (précédemment 
exa men professionnel supérieur) ou 
d’une Haute école spécialisée, que 
parmi les diplômés d’universités.

��  L’examen des motifs montre que les 
collaborateurs n’ayant pas de respon-
sabilité d’encadrement admettent plus 
souvent que les autres ne pas suivre 
de formation professionnelle extérieu- 
re car ils n’en ressentent pas la néces-
sité. Sur la base d’une évaluation des 
travailleurs interrogés, les employeurs 
jugent moins important le besoin de 
formation continue des employés sans 
formation professionnelle ainsi que des 
travailleurs âgés (de 50 ans et plus). 
��  Moins surprenant: les employés à 
temps partiel tendent à se perfection-
ner moins souvent ou prennent plus 
rarement un emploi dans l’idée de 
se perfectionner que les employés à 
temps complet. 
��  Le sexe de la personne interrogée n’a 
aucune influence statistiquement dé-
montrable sur sa réponse. 
��  Les personnes relativement peu qua-
lifiées ont moins d’attentes que d’au-

tres à l’égard du perfectionnement et 
paraissent généralement plutôt dé-
çues de ses résultats. Les effets po-
sitifs d’une formation continue ex-
térieure augmentent avec le statut 
professionnel, tant en termes de sa-
tisfaction au travail que de reconnais-
sance et de responsabilité nouvelle 
ou supplémentaire. 

La formation est souvent 
un processus auto-renforçant
Première conclusion: le niveau de for-
mation d’un collaborateur joue sur la 
probabilité qu’il continue de se perfec-
tionner à l’avenir: la formation est un 
processus qui se nourrit et se renforce 
de lui-même, illustrant ainsi le célèbre 
«effet Matthieu»: (A celui qui a il sera 
beaucoup donné). 

Deuxième conclusion: l’âge joue un 
rôle essentiel dans la formation profes-
sionnelle continue. La probabilité de 
se perfectionner professionnellement 
diminue cependant légèrement dès 
l’âge de 50 ans, puis sensiblement dès 
55 ans. 

Troisième conclusion: le niveau de 
formation influe sur le caractère effec-
tif de la formation continue. Plus le ni-
veau de formation et la position pro-
fessionnelle du sujet sont élevés, plus 
celui-ci portera un regard positif sur la 
formation continue. Ce n’est pas surpre-
nant dans la mesure où la recherche 
nous apprend que le savoir préalable 
est un facteur de succès décisif de l’ap-
prentissage. La manière dont les ap-
prentis peuvent aujourd’hui assimiler 
de nouveaux contenus dépend large-
ment de leur aptitude à combiner uti-
lement de nouvelles informations à leur 

Les banques et la formation continue

L’apprentissage tout  
au long de la vie : utile à tous 
La formation continue et l’apprentissage tout au long de la vie intéressent aussi, bien entendu, les ban-
ques suisses. Pourquoi faut-il encourager la formation continue? Quel est le rôle du niveau de formation 
et de l’âge dans la motivation d’un collaborateur à se perfectionner? Pourquoi la formation continue 
est-elle importante sur le marché du travail? Les résultats et interprétations d’une enquête effectuée 
auprès de collaborateurs de banques apportent d’utiles réponses à ces questions. Par Stefan Hoffmann
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« L’essentiel est que 
le processus  
d’apprentissage tout  
au long de la vie  
ne s’interrompe pas »
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corpus de connaissances existantes. Plus 
ce corpus est substantiel, plus il facile 
d’y associer ou ajouter avec souplesse 
de nouveaux contenus. 

Diverses voies de formation 
On distingue typiquement à ce titre trois 
sortes de biographies:

��  La voie académique classique, mar-
quée par d’importants investissements 
de formation en début de carrière, 
suivis plus tard, le plus souvent, d’ef-
forts de formation continue unique-
ment ponctuels. Les collaborateurs 
ayant une formation universitaire se 
forment souvent de manière très per-
sonnelle selon le contexte, mais sur-
tout «sur le tas», ce qui semble com-
préhensible eu égard à leurs exi gen- 
ces le plus souvent complexes et 
moins bien structurées dans le quoti-
dien professionnel. 
��  La voie d’une formation professionnel- 
le continue, réalisée souvent à partir 
d’une formation de base puis d’une 
formation ultérieure suivie dans une 
haute école spécialisée ou une école 
supérieure (dans le domaine bancai re, 
principalement l’Ecole Supérieure spé-
cialisée en banque et finance ESBF).
��  Enfin la voie de ceux qui, après une 
formation de base, n’ont jamais conti-
nué de se former, ou dont le proces-
sus de formation est stagnant. Ces col- 
laborateurs sont certes en mesure 
d’accomplir efficacement des tâches 
exercées depuis de longues années, 
mais ils sont exposés (ou peuvent 
l’être) au risque de surmenage si, du 
fait d’innovations techniques, par 
exemple, ils ont à maîtriser des procé-
dés entièrement nouveaux ou à assu-
mer des responsabilités supplé men-
taires. 

Ne pas interrompre 
le processus d’apprentissage
Qu’est-ce que cela signifie eu égard aux 
mesures possibles? Les mesures préven-
tives sont efficaces et comparativement 
avantageuses: l’élément décisif est l’at-
titude mentale de l’individu et sa capa-
cité à s’engager activement, le plus tôt 
possible et de manière autonome, dans 
le processus de l’apprentissage perma-
nent. Grâce à des incitations et à des 

informations adéquates, les employeurs 
peuvent contribuer à entretenir ce pro-
cessus. Le moteur essentiel demeure 
toutefois l’initiative des individus. Avant 
qu’une stagnation durable ne s’installe, 
les deux partenaires ont le plus souvent 
un intérêt commun à assurer le déve-
loppement des collaborateurs, c’est-à-
dire leur perfectionnement. Dans cette 
situation gagnant-gagnant, les mesures 
de formation initiale et continue sont 
efficaces et portent leurs fruits. Les me-
sures préventives ne produisent toute-
fois que des résultats à long terme, alors 
qu’elles devraient avoir dès aujourd’hui 
des effets sur les employés âgés de 20 
à 30 ans afin de leur éviter un jour les 
problèmes que peuvent connaître leurs 
collègues de cinquante ans et plus. 

Pour une partie des travailleurs d’un 
certain âge, les mises à jour et for-
mations complémentaires ponctuelles 
peu vent être considérées comme des 
mesures curatives, pas toujours faciles 
compte tenu des caractéristiques et des 
dispositions de cette population. De 
même, l’encouragement et la mobilisa-
tion de collaborateurs âgés peuvent être 
coûteuses et d’un effet incertain. Raison 
pour laquelle les employeurs estiment 
qu’ils ne peuvent pas faire bénéficier 
systématiquement tous leurs collabo-
rateurs de la totalité des offres de for-

mation continue. L’essentiel est que le 
processus d’apprentissage tout au long 
de la vie ne s’interrompe jamais. 

Projets de l’ASB 
Le vieillissement démographique et le 
rythme soutenu de l’innovation impo-
sent de réagir. On attend des initiatives 
personnelles des acteurs concernés. 
Quoi qu’il en soit, une chose est sûre: 
les mesures préventives en faveur de 
l’apprentissage tout au long de la vie 
sont préférables aux mesures de rattra-
page des lacunes intervenues apparues 
après la formation initiale. Tant il est 
vrai qu’il est plus facile de pousser un 
chariot sur sa lancée que de le mettre 
en mouvement quand il est à l’arrêt.

Sur la base des résultats recueillis et 
de ses évaluations, l’ASB s’emploie à dé-
finir des indications et recommanda-
tions en faveur de l’apprentissage tout 
au long de la vie. Ces directives devrai-
ent être complétées par un énoncé de 
bonnes pratiques comme il en existe 
déjà dans plusieurs banques. � 

Stefan Hoffmann est responsable du développe-
ment de la formation et membre de la direction de 
l’Association suisse des banquiers. Le rapport 
final est disponible sur www.swissbanking.org 
(Formation/Politique de formation)
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La formation continue est un sujet d’actualité pour les banques.  
Sur la photo: le bâtiment de la ZKB à Zurich West.



Monsieur Villiger, un sondage de l’As-
sociation suisse des banquiers révèle 
que la formation continue suscite un 
vif intérêt dans les banques suisses. 
Quelle valeur la ZKB attribue-t-elle à 
la formation continue, tant du point 
de vue de l’entreprise que de celui des 
employés ? 
Markus Villiger: La Banque cantonale 
de Zurich (ZKB) attache une grande im-
portance à la formation continue de ses 
collaborateurs. De nouveaux cours por-
tant sur des thèmes spécialisés ainsi que 
sur les domaines de la vente, de la com-
munication et de la gestion sont cons- 

tamment mis au point. Ils sont donc 
d’une grande actualité. Le 11 mars 2011, 
la ZKB a vu ses efforts dans ce domaine 
récompensés. L’institut international de 
recherche CRF lui a attribué le titre de 
«Top Employeur Suisse 2011» pour l’ex-
cellence et la modernité de son enca-
drement. Ont été jugés particulièrement 
convaincants les modules «bénéfices 
primaires» (1er rang) et «possibilités de 
carrière» (3e rang).

En quoi consiste la promotion de la for-
mation continue des collaborateurs de 
la ZKB, que fait-elle concrètement dans 
ce domaine ? 
Chaque collaborateur de la ZKB exami-
ne son plan personnel d’évolution de 
carrière avec son supérieur hiérarchi-
que et le département spécialisé du per-
sonnel et définit ses objectifs individuels 
de perfectionnement ainsi que les op-
portunités découlant des cours envisa-
gés. La banque encourage la formation 
continue de deux manières: elle offre 
une large palette de cours internes et 
participe financièrement à différentes 
formations à l’extérieur de la banque. 
Elle accorde aussi son soutien à toutes 
les formations externes qui peuvent être 
suivies parallèlement à l’exercice de la 
profession et qui sont en rapport étroit 
avec les besoins de l’entreprise. A con-
dition toutefois que les mesures hors 
du lieu de travail (off-the-job) ne soient 
pas seulement équivalentes, mais su-
périeures à celles offertes sur le lieu de 
travail (on-the-job). 

Quelle est l’importance des offres inter - 
nes de formation continue et sur quels 
domaines se concentre-t-elle? Et de quel 

appui bénéficient les offres de fournis-
seurs externes ? 
La formation continue interne de la ZKB 
porte sur différents thèmes spécialisés, 
sur l’encadrement du personnel, la ven-
te, le développement professionnel, la 
gestion de projets. Elle comprend ac-
tuellement plus de 130 séminaires dif-
férents et plus de 300 programmes d’ap-
prentissage. 

Cette offre est complétée par un sou-
tien externe généreux sous forme de 
séminaires spécialisés, de sta ges prati-
ques et de séjours linguisti ques. La 
banque travaille en outre à l’élaboration 
d’une architecture ciblée de formation 
à la vente axée sur différentes compé-
tences. 

Pouvez-vous nous dire combien la ZKB 
investit chaque année dans la forma-
tion continue du personnel ?
En 2010, la ZKB a investi à l’interne en-
viron 5 millions de francs dans la forma-
tion initiale et continue du personnel 
et des apprenants. Elle se positionne 
aussi comme une généreuse pourvoy-
euse d’emplois de la branche par son 
soutien à des apprentissages externes. 
Cette activité a absorbé 3,3 millions de 
francs, auxquels il faut ajouter encore 
3 millions de francs pour des cours et 
séminaires externes.

Formation continue: l’exemple de la Banque cantonale de Zurich (ZKB)

La responsabilité individuelle et la 
volonté des travailleurs sont essentielles 
La formation continue et l’apprentissage à vie sont un thème important pour les banques suisses. 
La Banque cantonale de Zurich (ZKB) est un exemple qui permet d’en faire la démonstration. Mais 
que signifie concrètement la formation continue du personnel pour la ZKB et comment s’y prend-
elle pour promouvoir le concept d’apprentissage à vie? Markus Villiger, responsable de la formation 
spécialisée et des ventes à la ZKB répond à nos questions. Par René Pfister

50 D O S S I E R

Ph
ot

o:
 Z

KB

Le siège principal de la ZKB 
à la Bahnhofstrasse de Zurich.

« En 2010, la ZKB 
a investi à  
l’interne environ  
5 millions dans 
la formation. »
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Qui est responsable de l’organisation ? 
La ZKB se soucie beaucoup de la plani-
fication du développement profession-
nel individuel des collaborateurs. Pour 
elle, la responsabilité individuelle et la 
volonté de son personnel de se perfec-
tionner est essentielle. C’est pourquoi 
elle attend de ses collaborateurs qu’ils 
élaborent eux-mêmes leur propre plan. 
Mais ensuite, il appartient essentielle-
ment aux supérieurs hiérarchiques, en 
collaboration avec le département du 
personnel et des responsables des dif-
férents secteurs, d’aider leurs collabo-
rateurs à réaliser leurs plans dans le 
cadre des possibilités de l’entreprise. 

Faut-il satisfaire à différentes condi-
tions préalables en fonction du do-
maine professionnel et de l’âge ? 
Non. Tous les candidats à des formations 
externes doivent remplir les mêmes cri-
tères, indépendamment de l’âge, du 
sexe et du domaine professionnel. La 
formation continue doit répondre aux 
besoins de la banque ou s’imposer de 
par le but visé (profil professionnel). Il 
faut en outre que la formation envisa-
gée contribue à la réalisation des ob-

jectifs de développement définis (ac-
quisition de compétences), que les can - 
didats soient jugés bons lors de l’ap - 
préciation d’ensemble et que deux ans 
au moins se soient écoulés depuis la fin 
de la dernière formation externe. Pour 
les collaborateurs dont le taux d’acti-
vité est inférieur à 50 pour cent, la con-
tribution de la banque est réduite. 

Quelles sont les motivations et les ob-
jectifs de la banque? Quels avantages 
en retire-t-elle ? 
Le développement professionnel et per-
sonnel des collaborateurs est indispen-
sable au niveau des prestations de la 
banque et de sa compétitivité. Le sou-
tien des formations externes visant à 
promouvoir les compétences et la vo-
lonté de performances contribue au 
succès de la banque à long terme. Le 
soutien des formations externes favo-
rise les promotions et va dans le sens 
d’une rentabilisation totale de l’inves-
tissement à terme. 

Selon l‘étude de l’Association suisse des 
banquiers, une formation continue ef-
ficace prend tout son sens, ne serait-ce 

qu’en raison des modifications interve-
nues sur le marché du travail (vieillis-
sement de la population, manque de 
personnel spécialisé) et du rythme 
croissant de l’innovation. Comment la 
ZKB voit-elle cet aspect des choses ? 
La ZKB partage cet avis et c’est pourquoi 
elle soutient toutes les mesures qui vont 
dans le sens du développement des for-
mations initiale et continue. 

Existe-t-il un modèle de soutien ciblé 
de l’apprentissage à long terme à trans-
mettre aux collaborateurs ? 
Oui. Les directives et documents de la 
banque sont assez explicites sur l’ap-
prentissage à long terme: On peut y 
lire par exemple: «La banque considère 
la formation continue comme un inves-
tissement dans le développement pro-
fessionnel de ses collaborateurs et dans 
le maintien des emplois. Elle attend de 
ses collaborateurs à tous les niveaux 
qu’ils assument leurs responsabilités 
dans ce domaine afin de mettre en va-
leur leurs compétences, soit dans leur 
fonction actuelle, soit dans une fonc-
tion à venir, en vue de parvenir à un ni-
veau professionnel supérieur.» � 
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La volonté du personnel de se perfectionner est essentielle.



La formation professionnelle continue 
est sans conteste un facteur important 
de la compétitivité des entreprises et 
du développement économique de la 
Suisse. Le modèle de la Banque canto-
nale de Zurich montre à quel point les 
entreprises convaincues de l’impor-
tance des efforts dans ce domaine in-
vestissent dans leurs collaborateurs 
(voir l’article de la page 50). Les asso-
ciations de branches telles que l’Asso-
ciation suisse des banquiers portent 
leur attention sur des stratégies de for-
mation et de formation continue afin 
d’accroître l’attrait de leur branche sur 
le marché du travail et de promouvoir 
la capacité d’innovation et les perfor-
mances de ses membres (voir l’article 
de la page 48). Indépendamment de 
cette formation continue à caractère 
privé, motivée par des raisons de poli-
tique du personnel et qui ne relève pas 

d’une réglementation étatique, le débat 
sur la formation continue porte surtout, 
dans une perspective sociale et politi-
que, sur l’accès à l’apprentissage toute 
la vie durant de tous les groupes so-
ciaux.

Dans le cadre des travaux préliminai-
res à l’élaboration d’une loi fédérale sur 
la formation continue, deux avis d’ex-
perts portant sur les instruments de 
pro motion de la formation continue et 
sur la participation à cette formation 
ont été publiés. L’un est consacré aux 
aspects économiques, l’autre à des con-
sidérations juridiques (voir encadré).

Un encouragement étatique 
n’est pas indispensable
Le document à caractère économique 
arrive pour l’essentiel au constat selon 
laquelle il n’est pas nécessaire que 
l’Etat cherche à promouvoir la forma-

tion continue de manière générale. La 
plupart du temps, en effet, les individus 
et les entreprises manifestent suffisam-
ment d’intérêt pour les formations con-
tinues qui leur sont utiles. Les cours 
peuvent être organisés de manière op-
timale et bénéficier du soutien des en-
treprises. Les rares cas dans lesquels 
des mesures étatiques en matière de 
formation continue peuvent se justifier 
sont ceux des groupes à risques qui 
autrement ne pourraient jamais béné-
ficier de tels cours. Ces cas englobent 
les personnes peu qualifiées issues de 
l’immigration ou les personnes qui en 
raison de charges familiales (par ex-
emple prise en charge des enfants) 
sortent du marché du travail et cher-
chent ultérieurement à s’y réintégrer. 
L’exposé du professeur Uschi Backes-
Gellner relève à cet égard un point in-
téressant: la participation à une forma-

Loi sur la formation continue

Promotion de la formation continue : 
distinguer ce qui fait sens 
D’ici la fin de cette année, une commission d’experts va présenter au Conseil fédéral un projet de 
loi fédérale cadre sur la formation continue. Les syndicats demandent qu’elle intègre les congés de 
formation. Or, un récent avis d’experts montre que cet instrument n’est pas le bon et que d’une 
manière générale, il faut limiter l’intervention de l’Etat dans ce domaine. Ce qui est sûr, c’est qu’il faut 
davantage de coordination et d’efficacité dans la formation continue. Par Jürg Zellweger
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Beaucoup d’entreprises encouragent la formation continue de leur personnel à l’interne (comme sur la photo l’entreprise Georg Fischer).
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tion continue est légèrement moins 
forte dans le cas des travailleurs à temps 
partiel, des travailleurs des arts et mé-
tiers, chez les collaborateurs plus âgés 
ou chez les femmes. Mais il ne faut pas 
ériger ce constat en un problème gé-
néral, comme on le fait souvent. Les 
conclusions scientifiques ne sont pas 
immuables et ne justifient pas des in-
terventions étatiques. 

Il en va différemment des groupes à 
risques mentionnés contre. Dans ces 
cas, les experts estiment que des me-
sures peuvent se justifier pour éviter 
des coûts sociaux (par exemple décou-
lant de l’assurance-chômage et invali-
dité ou de l’aide sociale) et d’autres ef-
fets négatifs tels que la pauvreté ou 

l’exclusion de la vie publique. Pour ces 
personnes, les mesures de formation 
continue devront porter essentielle-
ment sur les compétences de base 
(lec ture et écriture, mathématiques 
générales, applications simples des 
tech nologies de l’information). En effet, 
les aptitudes dans ces domaines sont 
la condition préalable d’un apprentis-
sage autonome. 

Les congés de formation 
n’ont pas leur place dans la loi
Les syndicats demandent que les con-
gés de formation continue soient ins-
crits dans la loi. Cette revendication a 
amené le professeur Backes-Gellner à 
examiner de plus près leurs conséquen-

ces et leur efficacité. Sur la base d’ex-
périences faites à l’étranger avec ce 
type de congés, l’étude donne l’appré-
ciation suivante: l’exigence légale en 
matière de formation n’a pas d’influ-
ence décisive sur la motivation et la 
participation à des cours de formation 
continue. En général, les dispositions 
adoptées n’aident pas les groupes visés 
et l’objectif recherché n’est pas atteint. 
La remise sélective de bons de forma-
tion aux personnes des groupes à ris-
ques est beaucoup plus prometteuse. 
Les expériences réalisées dans le can-
ton de Genève et les études économi-
ques sur la formation ont démontré la 
façon dont cet instrument peut être 
utilisé de manière judicieuse. 
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L’analyse du professeur Uschi-Backes-Gellner réalisée sur 
mandat de la commission d’experts Loi sur la formation 
continue («Eine Analyse der Wirksamkeit ausgewählter 
Instrumente zur För de rung der Weiterbildungsbeteili-
gung») parvient pour l’essentiel aux conclusions que 
voici:
1. Les bons de formation semblent être un instrument 
adéquat pour encourager les groupes à risques à la for-
mation continue. Les groupes-cibles doivent être définis 
de manière très précise et la distribution des bons ne doit 
pas s’effecteur selon le principe de l’arrosoir. Il importe de 
prévoir des montants suffisants pour obtenir des incita-
tions satisfaisantes. Les déductions fiscales à l’appui de la 
formation continue sont assurément un élément incita-
tif supplémentaire, mais elles sont mal ciblées. L’effet 
d’économies subventionnées en faveur de la formation 
continue dépend beaucoup des conditions liées à de 
telles mesures. 

2. Les congés de formation obligatoires ont au mieux 
un effet minime. Ils ne sont guère utilisés et n’atteignent 
pas les groupes-cibles. Un régime obligatoire de forma-
tion continue (p. ex. une obligation sur trois jours) risque-
rait d’entraîner des réactions d’évitement de la part du 
groupe visé. Il serait contre-performant, par exemple, de 
remplacer une judicieuse mesure de formation continue 
par une formation de trois jours, moins judicieuse mais 
conforme à la loi. Les régimes obligatoires risquent en 
outre de détériorer plutôt que d’améliorer le climat en 
matière de formation continue.

3. Les programmes pour groupes particuliers (comme 
dans le cadre des mesures du marché du travail) sont dif-
ficiles à définir. De même, le lancement d’offres publiques 
et leur financement ne va pas sans poser de problèmes. 
S’y rattachent les risques d’effets d’aubaine, d’inefficacité 
et de pertes de dispersion considérables. De sérieuses 
études d’efficience sont dès lors indiquées. 

L’expertise juridique «Weiterbildung und Arbeitsrecht» du 
professeur Thomas Geiser aboutit aux conclusions sui-
vantes: 

Dans le droit du travail en vigueur, il existe en faveur du 
travailleur un droit général à la formation continue, qui 
peut être inféré du devoir d’assistance de l’employeur. Le 
perfectionnement professionnel du travailleur est un droit 
de la personnalité, lequel comprend le droit à une forma-
tion continue. Ce droit est toutefois trop peu concret sur le 
plan de l’application. Sa portée est donc mal définie, no-
tamment sur les questions des congés, de la prise en charge 
des frais de cours ou de maintien du salaire. Souvent aussi, 
il n’est possible de constater qu’après-coup que l’employeur 
n’a pas satisfait à son devoir d’assistance. A ce stade surgit 
aussi l’idée d’un recours juridique des assurances socia-
les (AVS, AI, éventuellement les services d’aide sociale) à 
l’égard des employeurs, l’objectif étant d’obtenir que ceux-
ci veillent à assurer une formation continue convenable à 
leurs collaborateurs pendant la durée des rapports de tra-
vail. Pour de plus amples informations sur ces études:   
www.bbt.admin.ch (Thèmes, Formation continue) �

Nouvelles expertises concernant l’encouragement  
de la formation continue

Deux nouvelles études évaluent, l'une dans une perspective économique et l'autre sous l'angle 
juridique, les instruments susceptibles d'être utilisés pour encourager la formation continue.

�



L’étude ne soutient pas les idées qui 
vont dans le sens d’une réglementation 
plus poussée de l’Etat dans le domaine 
de la formation continue. Elle préco-
nise de la retenue et montre le carac-
tère limité des possibilités d’interven-
tion. L’Union patronale suisse (UPS) a 
déjà mis en garde contre des mesures 
qui iraient à fins contraires. En outre, il 
serait dangereux d’intervenir dans un 
système complexe d’arrangements pri-
vés et d’accords passés entre partenai-
res sociaux. De l’avis de l’Union pa-
tronale, les décisions concernant les 
objectifs à atteindre en matière de for-
mation continue et les contenus des 
cours, les formes d’apprentissage ap-
propriées et la répartition des coûts 
entre travailleurs et employeurs sont 
très liées à la qualité: dans la pratique, 
on se met d’accord sur ce qui a un sens 
et qui peut être mis en œuvre dans la 
vie quotidienne. 

Le devoir d’assistance concerne 
aussi la formation continue
L’exposé de Thomas Geiser consacré 
aux considérations juridiques vise à 
tirer du droit du travail en vigueur des 
incitations à la formation continue. Sont 
notamment sur la table un droit à un 
congé de formation découlant du con-
trat de travail (payé ou non payé), l’en-
couragement à la conclusion de con- 
ventions collectives de travail à l’aide 
de fonds paritaires destinés à financer 
la formation continue ou la concrétisa-
tion du devoir d’assistance de l’em-
ployeur. Il ressort du document que ce-
lui-ci doit veiller à l’avancement éco- 
nomique du travailleur, notamment par 
le biais de la formation professionnelle 
continue. On peut aussi imaginer de 
faire valoir des prétentions à l’égard de 
l’Etat, qui pourraient par exemple re-
vêtir la forme de bons éducatifs. Les 
réflexions vont aussi dans le sens de 
l’institution d’un droit de recours des 
assurances sociales vis-à-vis de l’em-
ployeur. Un employeur pourrait être 
poursuivi en justice s’il n’assure pas ré-
gulièrement la formation continue sous 
l’aspect du devoir d’assistance. 

Dans l’optique patronale, ces appro-
ches sont à bannir. Elles outrepassent 
l’obligation légale d’assistance de l’em-
ployeur et imposent à celui-ci davan-

tage de coûts et de responsabilités à 
l’égard de la formation continue de ses 
collaborateurs. La question de savoir 
dans quelle mesure les approches ré-
glementaires sont nécessaires, effica-
ces et applicables ne figure pas au pre-
mier rang des clarifications. Pour l’UPS, 
une chose est claire: ceux qui imposent 
des charges supplémentaires renché-
rissent le facteur travail, notamment 
dans le segment des bas salaires: il con-
vient de mettre très clairement en garde 
à cet égard et de souligner les effets 
prévisibles de ces mesures sur le mar-
ché du travail. 

Cadre propice à une meilleure 
coordination des activités 
En lien avec les débats sur la formation 
continue, on fait également le constat 
suivant: bien que la Confédération dé-
pense environ 600 millions de francs 
par année pour la formation continue, 
ce marché est largement dominé par 
le privé. Il couvre tous les cours, sémi-
naires et offres non reconnus par l’Etat 
et son volume global est de quelque 
5,3 milliards de francs. Il est régi par les 
règles du marché. Les mécanismes de 
l’offre et de la demande veillent à l’effi-
cacité du système. 

Un certain nombre d’activités de 
l’Etat en matière de formation continue 
sont certes judicieuses: celles qui s’ap-
puient par exemple sur l’assurance-
chômage, l’assurance-invalidité ou le 
droit des étrangers – comme les cours 

de recyclage, les réinsertions et les con-
seils professionnels ou les cours de lan-
gue. Mais une meilleure coordination 
de ces activités publiques s’impose 
pour obtenir des effets mieux ciblés. Il 
faut en outre chercher à éviter de fâ-
cheuses distorsions de concurrence et 
à ne pas désavantager les offres non 
subventionnées, afin de concrétiser 
l’ob jectif d’un marché de la formation 
continue attrayant, novateur et vivant.

Les employeurs ont un intérêt parti-
culier à une formation professionnelle 
fonctionnelle et de haute qualité (exa-
mens fédéraux et écoles supérieures). 
Les qualifications fixées à ce niveau 
permettent aux professionnels d’assu-
mer des tâches exigeantes et de res-
ponsabilité. Sur le plan quantitatif éga-
lement, ce domaine de formation joue 
un rôle important dans l’approvision-
nement qualitatif du marché du travail. 
Les actuels débats, explications et amé-
liorations concernant le financement 
public ont lieu entre les partenaires so-
ciaux et les autorités compétentes. Ces 
activités sont clairement subordonnées 
à la loi sur la formation professionnelle 
au sens d’une loi spéciale et ne seront 
pas directement touchées, à première 
vue, par la loi-cadre sur la formation 
continue. �
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La formation professionnelle supérieure est toujours d’actualité.
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pourraient désormais garder chacun leur nom – 
il n’y aurait donc plus de «nom de famille» – 
mais la question qui demeure est celle du nom 
des enfants. Que se passera-t-il en cas de dé-
saccord? Le conflit serait ouvert, dès avant le ma-
riage. Nombre de psychologues et de géné a-
logistes s’insurgent contre cette perte d’identité 
qui s’inscrit, de manière plus générale, dans 
la perte des repères si souvent dénoncée par 
ceux-là mêmes qui soutiennent ce projet.

Tout a été imaginé à cet égard, du tirage au sort 
à l’imposition d’un nom par un juge! Quant à 
accorder dans les cas de désaccord le nom de 
la mère, ce serait, dans une société qui connaît 
un taux de divortialité de près de 50 pour cent, 
écarter une fois encore le père de ses enfants 
et de ses responsabilités. Où serait donc l’égali té?

Le problème est grave en ce qu’il touche 
aux fondements de la société et à son identité. 
L’économie ferait bien de s’en préoccuper.

Cela concerne bien sûr tous ceux qui sont sou-
cieux de la famille et de ce qu’elle représente 
dans la société. Emanant du PDC, une initiative 
vise à défiscaliser les allocations familiales. 
Pourquoi pas aussi les rentes AVS et autres pres-
tations dites de transfert? Ce jeu est dangereux.

Le PDC ferait mieux d’intervenir en faveur de 
la déductibilité des frais de pension des en-
fants adultes de divorcés, qui sont actuellement 
soumis deux fois à l’impôt et grèvent le parent 
débiteur de manière anormale.

Quant à la gauche enfin, qui dénonce sans 
cesse les «méfaits de la concurrence fiscale», 
elle serait bien avisée de mettre un terme à  
son combat contre les «forfaits fiscaux» – impôts 
sur la dépense – dont l’élimination ne ferait 
qu’alourdir la charge pesant sur l’ensemble des 
contribuables. �

L es promesses rendent les fous joy-
eux. A la veille des élections de cet 
automne, les Chambres fédérales  
et les partis s’en donnent à cœur joie, 

surfant – sans que la liste soit exhaustive –  
sur les émotions liées à la catastrophe de Fu-
kushima, sur la vague de l’égalitarisme et  
sur le populisme antifiscal.

La sortie programmée du nucléaire va engen-
drer des polémiques dont ses partisans mesu-
rent mal la gravité tant au niveau du fonction-
nement des entreprises qu’au niveau sociétal, 
alors même que des recherches sont en cours 
pour éviter le risque majeur, qui est celui de  
la fusion du cœur des réacteurs. En Allemagne, 
on a dépensé 80 milliards d’euros pour cons-
truire 21 000 éoliennes qui ne fournissent que 
6 pour cent de l’électricité consommée. Et 
plus de 100 milliards dans la production solaire, 
qui n’en fournit que 2 pour cent. Avec 43 pour 
cent de production à base de charbon, l’Alle-
mag ne – qui veut sortir du nucléaire – rejette 
600 grammes de CO

2
 par KWh d’électricité contre 

90 en France! Et cela va encore augmenter. 
Accroî tre la sécurité des centrales n’implique 
pas que l’on ferme celles qui sont sûres.

Le principe d’égalité – pour ne pas dire d’égali-
tarisme – est un autre tabou. Les Chambres 
fédérales en sont à leur troisième tentative de 
chambouler les noms de famille, alors même 
qu’elles ont récemment accordé aux époux le 
droit de porter un double nom, ce qui respec- 
te ce principe. Au nom de l’égalité, les parents 

Michel Barde

Les Chambres fédérales 
inventent l’incertitude

Michel Barde est ancien délégué patronal suisse à l’OIT.
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Cette 100e session de la CIT a été marqué par les 
visites de six chefs d’Etats et de Gouvernements 
qui se sont exprimés en plenum. Il s’agissait de la 
présidente de la Finlande Tarja Halonen, de la 
Chancelière d’Allemagne Angela Merkel, du Pre-
mier ministre russe Vladimir Poutine, du Président 
de l’Indonésie Susilo Yudhoyono, du président de 
Tanzanie Jakaya Kikwete, et de Micheline Calmy-
Rey, Présidente de la Confédération.

Dans son allocution devant la Conférence, Ma-
dame Calmy-Rey a développé le thème de la jus-
tice sociale, en particulier entre les régions du 
monde et les générations. Elle a plaidé pour un 
renforcement de la politique normative de l’OIT. 
La Présidente de la Confédération a aussi annoncé 
que les partenaires sociaux suisses se sont mis 
d’accord pour que la Suisse ratifie la Convention 
no 122 sur la politique de l’emploi.

Objectif stratégique  
de la protection sociale
Dans le cadre de la Déclaration de l’OIT de 2008 
sur la justice sociale pour une mondialisation équi-

table, la CIT avait à l’ordre du jour une discussion 
sur la protection sociale, l’accent étant mis sur la 
sécurité sociale. Le porte parole des employeurs 
à la Commission était le délégué patronal suisse,  
M. Michel Barde. Selon la Déclaration de 2008, 
cette discussion aurait dû permettre au BIT d’ana-
lyser les besoins des mandants (Etats, employeurs, 
travailleurs) en la matière. Or, le rapport du BIT ne 
répondait pas à cette question. Ainsi, la discussion 
a plutôt été une discussion générale. 

Grâce à un important travail préparatoire avant 
la Conférence, les différentes vues des groupes 
étaient claires. Les points importants pour les em-
ployeurs durant le débat sur les systèmes de sécu-
rité soci ale ont été repris dans les conclusions, en 
particulier:

��  Les systèmes de sécurité sociale doivent être cor-
rélés avec les politiques d’emploi. C’est par la crois-
sance économique que l’extension de la protec-
tion sociale est possible. La meilleure protection 
est l’emploi. Dans l’autre sens, la cohésion sociale 
est un pilier de tout développement social. 
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La Conférence a adopté une 
convention sur le travail 
domestique que peu d’Etats 
pourront ratifier.

Organisation internationale du Travail

Conférence internationale  
du Travail : 100e session 
La 100e session de la Conférence internationale du Travail a eu lieu du 1er au 17 juin 2011
à Genève. Elle a traité la question centrale de l’objectif de la protection sociale et a 
adopté une convention et une recommandation sur le travail décent pour les travailleurs 
domestiques. L’administration et l’inspection du travail ont fait l’objet d’une discussion 
générale. Par Alexandre Plassard
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personnes relèvent de cette catégorie. 
Les employeurs ont cependant souligné 
qu’une recommandation en la matière 
serait l’approche la plus réaliste. C’est 
finalement une convention complétée 
par une recommandation qui ont été 
adoptées.

La norme serait d’application souple, 
cependant de sérieuses préoccupations 
subsistent pour les employeurs, en par-
ticulier: des dispositions très détaillées 
sur le temps de travail inspirées de la 
réglementation générale du travail (con - 
cept de temps d’attente, transpo sé des 
dispositions relatives au travail de nuit). 
Les deux textes, con vention et recom-
mandation sont répétitifs et longs. 

La convention a été adoptée au vote 
final malgré une forte abstention du 
groupe des employeurs dont la déléga-
tion patronale suisse et aussi quel ques 
votes contre. Une grande partie des dé-
légations gouvernementales ont voté 
pour l’adoption des textes, tout en pré-
cisant qu’ils ne pourraient pas ratifier la 
convention. C’est le cas du Gouverne-
ment suisse qui a voté pour l’instru-
ment, tout en précisant qu’il s’agissait 
d’un vote par acte de solidarité inter-
nationale. Le Gouvernement a souligné 
que la Suisse ne serait en mesure de 
décider d’une éventuelle ratification qu’ 
 après une analyse approfondie de la lé-
gislation et de la pratique nationales. 

Administration du travail  
et inspection du travail
Cette question a fait l’objet d’une dis-
cussion générale très technique. Ce thè-
me était intéressant car il révélait les 
différences d’approche au plan interna-
tional. Les employeurs ont abordé cette 
discussion en partant du principe qu’  
une organisation saine de l’administra-
tion et de l’inspection du travail est es-
sentielle à la bonne gouvernance du 
marché du travail et au développement 
durable. Ces dernières années, le con-
texte dans lequel ces institutions opè-
rent a fondamentalement changé, no-
tamment du fait de la mondialisation 
et de l’externalisation des chaines d’ap-
provisionnement.

Les employeurs ont plaidé en parti-
culier pour que soit reconnue l’impor-
tance de la contribution des organisa-
tions d’employeurs et de travailleurs en 

��  Les conclusions reconnaissent le be-
soin de  formaliser l’économie infor-
melle. Le socle de protection sociale 
ne devrait pas encourager les indivi-
dus qui ne paient pas d’impôts à res-
ter dans l’économie informelle en leur 
fournissant des prestations identiques.
��  Les conclusions reconnaissent qu’il y 
a différents mécanismes de finance-
ment de la protection sociale. Les em-
ployeurs ont insisté sur le rôle de plus 
en plus important joué par les systè-
mes privés (2e pilier, 3e pilier).
��  Les conclusions reconnaissent certains 
paramètres comme le vieillissement de 
la population dans de nombreux pays. 
Elles reconnaissent que des besoins de 
réformes sont nécessaires, que l’âge de 
la retraite n’est pas tabou et qu’il de-
vrait dépendre de critères réalistes.
��  Tous les membres de la Commission 
ont soutenu le développement de soc-
les de protection sociale. Pour les em-

ployeurs, il n’y a pas de modèle unique 
en la matière. Sa mise en œuvre doit 
être progressive. Son financement doit 
être national et durable.
 

Les employeurs ont soutenu l’idée d’une 
recommandation sur le socle de pro-
tection sociale. Elle fera l’objet d’une 
simple discussion à la CIT de 2012. Pour 
la suite, les conclusions de cette année 
et la future discussion de 2012 seront 
aussi utilisée par les autres agences de 
l’ONU et aussi par le G-20. En résumé, 
au plan technique il s’agissait d’un bon 
résultat pour les employeurs.

Travail décent pour 
les travailleurs domestiques
Cette Commission a continué en deu-
xième lecture les travaux commencés 
en 2010. Les employeurs ont certes re-
connu l’utilité d’une discussion sur ce 
sujet. Dans le monde 100 millions de 

 I N T E R N AT I O N A L  57

�

Composition de la délégation  
patronale suisse à la Conférence

La délégation des employeurs suisses à la Conférence était composée comme 
suit :

Délégué patronal M. Michel Barde 
  Membre du Comité 
  de l’Union patronale suisse
    
Délégué suppléant  M. Alexandre Plassard
et conseiller technique Membre de la direction
  de l’Union patronale suisse  
    
Conseiller technique M. Blaise Matthey
  Directeur général, Fédération 
  des entreprises romandes Genève
    
Conseiller technique M. Géza Teleki

 Conseiller
 Association patronale de Bâle

Du côté gouvernemental, les délégués en titre étaient M. Jean-Jacques Elmin-
ger, Ambassadeur, chef des Affaires internationales du travail au Seco et M. Jürg 
Lauber, Ministre, chef de la Division multilatérale, Mission permanente de la 
Suisse auprès de l’ONU et des autres organisations internationales à Genève. 
M. Serge Gaillard, chef de la Direction du travail au Seco, assistait comme mi-
nistre à la Conférence avec le titre de Secrétaire d’État. Du côté des travailleurs, 
le délégué était M. Vasco Pedrina, Secrétaire national Unia, Vice-président In-
ternational des travailleurs du Bâtiment et du Bois (IBB) à Zurich; le délégué 
suppléant était M. Jacques Robert, Secrétaire national Unia à Genève. �



Adoption du budget
La Conférence a adopté les propositions 
de programmes et de budget pour la 
période 2012–2013. Le budget proposé 
calculé en dollars constants s’élève à un 
montant de 724 millions de francs suis-
ses. Il s’agit d’un budget à croissance 
zéro en termes réels. 

Elections au Conseil 
d’administration
Cette année ont eu lieu pour les trois 
groupes les élections au Conseil d'ad-
ministration du BIT pour la période 
2011–2014. M. Blaise Matthey, directeur 
général de la FER Genève, lequel re-
prend les fonctions de M. Michel Barde 
comme délégué employeur à l’OIT a 
été élu comme membre de ce Conseil. 

En conclusion
La discussion récurrente sur la sécurité 
sociale s’est bien déroulée pour les em-
ployeurs, de même que celle concer-
nant l’inspection du travail. En revanche, 
l’adoption pour des raisons politiques 
d’une Convention sur le travail domes-
tique est regrettable car celle-ci sera 
très peu ratifiée. Une recommandation 
aurait été plus efficace. La Commission 
des normes a fait un bon travail, mal-
gré de prévisibles blocages. D’une ma-
nière générale, il sera nécessaire d’amé-
liorer l’organisation de la Conférence, 
notamment en ce qui concerne la ges-
tion du temps des débats. �

ment des économies et sociétés mo-
dernes.

Le choix de la liste des cas individuels à 
traiter à fait l’objet à nouveau d’un long 
bras de fer entre employeurs et travail-
leurs. Une liste de 25 cas a finalement 
été adoptée. Parmi ces cas, les plus im-
portants pour le groupe des employeurs 
étaient les suivants: la Serbie et le Pa-
nama au titre de la Convention no 87 
appliquée à la liberté d’association des 
employeurs, l’Uruguay avec la Conven-
tion no 98 concernant la négociation 
collective, l’Ouzbékistan avec la C-182 
à cause du problème du travail forcé 
des enfants dans la récolte du coton. 
Cinq pays ont fait l’objet d’un «para-
graphe spécial» au titre des Conven-
tions no 87, no 98 et no 29.

Suivi de la Déclaration de 1998
Le Rapport global de suivi de la Décla-
ration de 1998 sur les principes et droits 
fondamentaux au travail traitait cette 
année de l’élimination de la discrimi-
nation en matière d’emploi et de pro-
fession. Cette discussion a eu lieu sous 
forme d’un panel tripartite. 

Les employeurs ont rappelé leur en-
gagement à l’égard de la Déclaration 
de 1998, ils ont souligné à nouveau la 
nécessité du contexte économique et 
social lors de l’identification des cas de 
discrimination illégale. Ils ont rappelé 
l’importance de la mise en place d’un 
environnement favorable et d’un cadre 
juridique qui permettent la création 
d’entreprises durables. La croissance et 
la prospérité sont le préalable à une 
véritable diminution de la discrimina-
tion au travail.

la matière. Celles-ci peuvent contribuer 
à l’élaboration d’une culture du respect 
et de la prévention sur le lieu de travail. 
Le dialogue social revêt ici une impor-
tance fondamentale. 

La résolution et les conclusions adop-
tées reconnaissent que les pays rencon-
trent des conditions différentes et ont 
des besoins différents en matière d’as-
sistance au développement politique 
et technique. Les mandants tripartites 
doivent identifier les meilleures prati-
ques en la matière, mieux utiliser les 
nouvelles technologies dans l’applica-
tion (administrations et inspections du 
travail), exercer leur influence pour ac-
céder aux activités difficiles à atteindre, 
car moins formelles, moins visibles, ou 
temporaires.

Commission de 
l’application des normes
La discussion générale ouvrant les 
travaux a été l’occasion pour les em-
ployeurs de rappeler à nouveau l’im-
portance de la gouvernance tripartite 
de cette commission. Le rapport des 
experts soumis à la Conférence doit 
en effet refléter les conceptions des 
trois groupes, sans «oublier» les em-
ployeurs. 

L’étude d’ensemble portait cette an-
née sur la Convention no 102 concernant 
la sécurité sociale et la Convention no 
168 sur la promotion de l’emploi et la 
protection contre le chômage, toutes 
deux ratifiées par la Suisse. Cette dis-
cussion a été pour les employeurs une 
bonne opportunité de rappeler leurs 
vues sur la sécurité sociale (également 
thème de la discussion récurrente de 
cette année). En particulier:

��  Il est nécessaire dans ce domaine de 
faire preuve de flexibilité, et ceci en 
tenant compte des circonstances na-
tionales;
��  La législation relative à la sécurité so-
ciale peut jouer un rôle important afin 
d’assurer un marché du travail équili-
bré (encouragement à l’emploi);
��  Le marché du travail a connu de pro-
fonds changements depuis l’adoption 
des normes relatives à la sécurité so-
ciale et celles-ci doivent aussi évoluer;
��  La durabilité des systèmes de sécurité 
sociale est essentielle au fonctionne-
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D’après le Premier ministre, Emile Boc, 
cette loi vient compléter le nouveau 
Code du travail, instituant ainsi un 
cadre institutionnel approprié et mo-
derne, qui permettra de contribuer au 
développement économique et social 
de la Roumanie. La loi contient notam-
ment les dispositions suivantes:

Dispositions relatives aux 
syndicats
La constitution d’un syndicat nécessite 
d’avoir au moins 15 membres qui doi-
vent travailler dans la même entreprise. 
Auparavant, cette condition était moins 
restrictive puisque les 15 membres de-
vaient appartenir à la même branche 
ou à la même profession. 

La loi modifie également les règles re-
latives au licenciement des leaders syn-
dicaux. Ceux-ci pourront désormais être 
licenciés pour motif économique. 

Par ailleurs, l’employeur n’est plus lé-
galement obligé de fournir gratuite-
ment aux représentants syndicaux des 
locaux ou le matériel nécessaire à 
l’exercice de leur action. Il n’est égale-
ment plus ob ligé de les inviter aux réu-
nions de la direction au cours desquelles 
sont abordées des questions intéressant 
les salariés. 

Concernant le pouvoir d’agir en justice 
des syndicats, ceux-ci n’auront la possi-
bilité d’engager une action au nom d’un 
de leurs membres que s’ils disposent 
d’un pouvoir écrit. 

Enfin, n’auront le droit de négocier 
des accords collectifs et de représenter 
les intérêts des salariés que les syndi-
cats remplissant les conditions pour être 
représentatifs. Au niveau de l’entreprise, 
les syndicats devront, entre autres, re-
présenter la majorité absolue des sa-
lariés. 

Négociation et conventions 
collectives : dispositions
Une des principales nouveautés de la 
loi sur le dialogue social est la suppres-
sion de la négociation au niveau natio-
nal. Les niveaux de négociation recon-
nus par la loi sont désormais le secteur 
d’activité (il n’est, en effet, désormais 
plus fait référence à la branche mais au 
secteur d’activité.), le groupe d’entre-
prises, et l’entreprise. 

L’appartenance à l’un ou l’autre sec-
teur d’activité sera déterminée en fonc-
tion de l’activité principale de l’entre-
prise telle que déclarée au registre du 
commerce et constatée par l’attribution 
d’un code CAEN (classification des acti-
vités). 

Il est également important de noter 
que la nouvelle loi supprime l’effet «erga 
omnes» des conventions collectives sec-
torielles. Désormais, les conventions 
collectives sectorielles ne seront ap-
plicables qu’aux entreprises membres 
d’une organisation patronale signataire. 

Comme auparavant, la négociation 
au niveau de l’entreprise est obligatoire 
pour celles comptant 21 salariés et plus. 
Toutefois, la négociation ne doit plus 
intervenir tous les ans mais avant l’ex-

piration de la convention collective en 
vigueur. Par ailleurs, les négociations 
au niveau de l’entreprise ont lieu, en 
principe, avec les représentants syndi-
caux. Toutefois, en l’absence de repré-
sentant syndical dans l’entreprise, les 
négociations se tiennent avec les repré-
sentants élus du personnel. Les syndi-
cats non représentatifs dans l’entreprise, 
mais appartenant à un syndicat repré-
sentatif au niveau du secteur, doivent 
alors être invités. 

Les conventions collectives doivent 
être conclues pour une durée détermi-
née de 12 mois minimum et 24 mois 
maximum. 

Règlements  
des conflits du travail :
La loi fait la distinction entre les conflits 
individuels et les conflits collectifs. Il 
peut y avoir conflit collectif si l’em-
ployeur ne respecte pas son obligation 
de négociation, en cas de refus des re-
vendications des salariés, ou encore en 
cas de non-respect des dispositions con-
ventionnelles. 

En outre, dans le but de régler rapi-
dement et à l’amiable les conflits col-
lectifs, la loi crée l’office de médiation 
et d’arbitrage des conflits collectifs de 
travail. Les modalités de sa mise en place, 
son organisation et son fonctionnement 
seront réglementés par arrêté du gou-
vernement. � (Gouvernement roumain / Allge-

meine deutsche Zeitung für Rumänien – avril-

mai 2011 In UIMM, juil.2011)

Conditions-cadre

Entrée en vigueur de la réforme 
du dialogue social en Roumanie
Le gouvernement roumain avait engagé, à la suite de la réforme générale du Code du travail,  
une réforme du dialogue social. Ce projet de réforme a finalement abouti début mai et la loi sur  
le dialogue social est entrée en vigueur le 13 mai dernier. 
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« Les conventions 
collectives sectoriel-
les ne seront appli-
cables qu’aux entre-
prises membres 
d’une organisation 
patronale signataire.»



Lorsqu’en 1835, Georg Philip Heberlein 
fondait à Wattwil, au bord de la Thur, 
une teinturerie de fil, il ne pouvait pas 
s’imaginer que son usine, en expansion 
constante, en viendrait un jour à pro-
duire également des implants dentaires. 
L’histoire de l’entreprise a été mouve-
mentée. Il y a soixante ans, la teinture-
rie est devenue la fabrique de machines 
Heberlein. L’entreprise porte aujourd’hui 
le nom un peu compliqué d’Oerlikon 
Heberlein Temco Wattwil AG. En 2007, 
elle s’est intégrée au groupe Oerlikon 
qui compte 16 000 collaborateurs, ré-
partis sur 150 sites dans 36 pays. La 
production du groupe est très diversi-
fiée. La palette de ses produits s’étend 
de la construction de machines et d’ins-
tallations aux nanotechnologies en pas-
sant par les techniques solaires et les 
revêtements de films minces. Oerlikon 
Heberlein Temco Wattwil AG est tou-
jours une entreprise saint-galloise, mais 
on sent que l’entreprise autrefois indé-
pendante, avec ses fabriques qui s’étai- 
ent peu à peu disséminées de part et 
d’autre de la Thur, en grande partie re-
converties, fait aujourd’hui partie d’un 
groupe international. 

Opportunités de croissance 
dans les implants dentaires 
Le directeur du site Peter Anderegg et 
le directeur de production Nicola Chiu-
solo conduisent le visiteur à travers les 
nouvelles installations de production 
d’implants dentaires fabriqués en oxyde 
de zirconium (zircone). Dans cette nou-
velle branche, l’entreprise de Wattwil 
coopère avec la jeune entreprise zuri-
choise Dentalpoint qui a mis au point 

un implant dentaire constitué de deux 
éléments en zircone qu’elle fait produire 
par Oerlikon Heberlein. Ce qui peut pa-
raître absurde au premier abord a sa lo-
gique, car Heberlein utilise depuis long-
temps des éléments en céramique, no- 
tamment l’oxyde d’aluminium, pour 

équiper ses machines textiles. La divi-
sion Heberlein Ceramics s’est dévelop-
pée à partir de son activité principa- 
le dans le domaine des textiles pour 
exploiter le savoir-faire du travail dur 
de la céramique dans d’autres applica-
tions. 

Oerlikon Heberlein Temco Wattwil AG à Wattwil (St. Gall)

En pointe dans la céramique  
après une histoire mouvementée
D’entreprise indépendante qu’elle était, Heberlein a réussi son intégration dans le groupe Oerlikon. 
Oerlikon Heberlein Temco, qui a son siège à Wattwil (SG), produit aujourd’hui, avec ses matériaux 
en céramique, des composants à haute valeur ajoutée pour les machines textiles et, depuis quelques 
années aussi, des implants dentaires. Comment cette évolution a-t-elle eu lieu et quelles sont les 
pers pectives d’avenir à Wattwil? Nous avons visité l’entreprise et nous sommes entretenus avec le 
responsable du site Peter Anderegg. Par Werner Catrina
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La fabrication d’implants dentaires: une activité prometteuse
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Rentabiliser les investissements 
Dans le domaine médical, Heberlein Ce-
ramics travaille dans certains secteurs 
selon des normes ISO rigoureuses. L’en-
treprise utilise des protections buccales 
et des gants sur les machines les plus 
modernes. Il s’agit d’un investissement 
qui ne sera rentable qu’avec un nombre 
de pièces produites suffisamment im-
portant. Une collaboratrice assise der-
rière des vitres épaisses nettoie et em-
balle les produits dentaires. L’em ballage 
doublement protégé contenant les im-
plants stérilisés en zircone insérés dans 
une capsule blanche est envoyé direc-
tement au dentiste qui a passé la com-
mande. 

Les implants dentaires en zircone clair 
ne constituent que quelques pour-cent 
du chiffre d’affaires, mais Oerlikon He-
berlein compte sur un développement 
rapide de cette nouvelle branche d’ac-
tivité. De par ses propriétés, la zircone 
est comparable à la dent normale et 
elle est parfaitement biocompatible. Au-
jourd’hui encore, la plupart des implants 
dentaires sont fabriqués en titane. Le 
jeune biologiste suédois Per-Ingvar Bra-
nemark avait découvert tout à fait par 
hasard dans les années cinquante que 
le corps humain accepte très facilement 
le titane dans ses os. A partir de là, il a 
mis au point une racine de dent artifi-
cielle en forme de vis en titane qu’il a 
implantée pour la première fois en 1965 
dans l’os de la mâchoire d’un patient 
édenté. Après cicatrisation, le pionnier 
a vissé une pièce intermédiaire, le deu-
xième élément de l’implant, sur lequel 
il a ensuite pu monter la couronne. Mais 
aujourd’hui, presque plus personne ne 
veut avoir du métal dans la bouche. C’est 
pourquoi les implants dentaires en zir-
cone se vendent de plus en plus.

Des buses en céramique  
pour la production de textiles
Changement de décor: avec des mains 
quasi fantomatiques, les robots saisis-
sent les pièces céramiques en alumine 
(oxyde d’aluminium) pour les présenter 
au système d’assemblage entièrement 
automatique. Dans ce secteur de l’usine 
se fabriquent des composants de ma-
chines textiles modernes et très perfor-
mantes – en l’occurrence des injecteurs 
d’air comprimé ainsi que des unités d’as-

piration, de coupage et d’épissage pour 
la production de fils. Dans les ateliers, 
les spécialistes s’affairent à des machi -
nes de haute précision. Chacune d’elles 
coûte plusieurs centaines de milliers de 
francs, raison pour laquelle on les fait 
tourner quasi jour et nuit. Pour certai-
nes opérations et comme réserve de 
capacité, on mobilise les anciennes ma-
chines déjà amorties, mais moins auto-
matisées et dont les coûts d’exploita-
tion sont de ce fait plus élevés. 

Le coefficient de «production maison», 
en l’occurrence à l’atelier de Wattwil, est 
l’un des plus élevés du groupe Oerli- 
kon, constate le responsable de site 
An deregg. «Nous pouvons légitimement 
parler ici de «swissmade», puisqu’une 
bonne partie de la valeur ajoutée est 
apportée à Wattwil». Dans le secteur 
textile, Oerlikon Heberlein occupe une 
niche, celle d’un pionnier technologi-
que international de la fabrication de 
buses. Les nouveautés mises au point 
à Wattwil sont cependant copiées sans 
scrupules par certains fabricants asia-
tiques. Le groupe Oerlikon poursuit ré-
solument en justice ces contrefacteurs. 
Les buses en métal doivent être rem-
placées au bout d’une année et demie 
d’utilisation, alors que les buses en cé-
ramique durent six fois plus longtemps. 
Répondant aux besoins particuliers, le 
secteur du développement a dévelop- 
 pé de nombreux types de buses diffé-
rents pour la fabrication textile. L’entre-
prise de Wattwil a vendu jusqu’ici 1,2 
million de pièces de son produit phare, 
le «Slidejet». 

Après un bref fléchissement lors de la 
dernière crise, la consommation mon-
diale de fibres textiles s’est reprise et 
atteint actuellement quelque 70 millions 
de tonnes par an. La part des fibres chi-
miques progresse rapidement, compte 
tenu des possibilités d’extension limi-
tées de la culture du coton. L’augmen-
tation de la production mondiale en-
traîne une hausse des chiffres d’affaires 
d’Oerlikon Heberlein, car de nombreu-
ses machines à filer utilisent des com-
posants fabriqués à Wattwil.

Optimisme pour l’avenir
L’expertise de l’entreprise de Wattwil 
dans le domaine de la céramique est 
de longue tradition. Au sein du groupe, 
cette branche évolue depuis 2007 sous 
l’aile de Oerlikon Textile Components – 
qui compte dans le monde dix centres 
de production occupant au total 900 
personnes. A Wattwil même travaillent 
87 personnes, dont une douzaine d’ap-
prentis. Les activités de Heberlein Ce-
ramics se répartissent entre le textile, 
qui assure la plus grande partie de la 
production, et le domaine non textile 
dans lequel, à côté des implants den-
taires, l’entreprise expérimente aussi de 
nouvelles applications comme les boî-
tiers de montres. 

A Wattwil et dans ses environs travail-
lent plusieurs entreprises industriel les, 
qui forment des polymécaniciens. Dans 
le domaine de la céramique, Heberlein 
doit former et perfectionner les nou-
veaux collaborateurs. Comme l’expli-
que Peter Anderegg, Oerlikon Heberlein 
Wattwil occupe de nombreux collabo-
rateurs de longue date dans la se reine 
et peu polluante production de parties 
céramiques. L’an dernier, son chiffre d’af-
faires est remonté à 23,5 millions de 
francs, après une forte contraction due 
à la crise financière. Pour 2011, il devrait 
s’élever à 28–30 millions. «Je vois l’ave-
nir d’Oerlikon Heberlein d’un œil très 
serein si nous parvenons à maintenir 
ce centre de développement à son ni-
veau actuel», déclare le directeur An-
deregg. «Nos innovations nous don-
nent le plus souvent une longueur 
d’avance, mais le groupe doit conti-
nuer de nous fournir les ressources né-
cessaires pour pou voir investir dans le 
développement.» �
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Peter Anderegg, responsable du site.
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L’hôtellerie suisse dépend  
de la clientèle  
venant du monde entier.

hotelleriesuisse – l’Association des entrepreneurs de l’hôtellerie suisse 

Une conquête originale 
de nouveaux marchés
La bataille internationale pour la clientèle exige des idées et des investissements de la 
part de l’hôtellerie suisse. Ce secteur compte sur l’attrait spécifique des régions touris-
tiques, associé à la qualité suisse du service et des infrastructures hôtelières. Grâce à des 
offres innovantes et durables, tourisme et hôtellerie cherchent à marquer des points  
sur des marchés en pleine expansion comme la Russie, l’Inde et la Chine. Par Markus Geiger

L’hôte est la mesure de toutes choses et la qualité 
l’impératif suprême. C’est sur cette maxime que 
reposent toutes les activités hôtelières. En tant 
qu’association sectorielle, Hotelleriesuisse repré-
sente les intérêts des entreprises d’hébergement 
sur les plans national et international. Pour le CEO 
de l’association, Christoph Juen, pratiquer une 
bonne politique de branche signifie «créer des 
conditions macroéconomiques favorables». Une 

politique financière et fiscale favorable à la crois-
sance en fait partie, tout comme l’allégement des 
charges administratives. En matière de prévention, 
l’association dénonce l’interventionnisme qui freine 
trop souvent l’hôtelier dans sa profession. Secteur 

d’exportation (environ 60 pour cent de sa clien-
tèle est étrangère), l’hôtellerie est soucieuse de 
développer le marché intérieur. Sur le plan de la 
formation, Hotelleriesuisse défend le système dual 
et travaille actuellement à une stratégie interna-
tionale de la formation spécialisée. 

Le libre-échange agricole  
pour contrer les prix élevés
En tant que secteur d’exportation ne pouvant pas 
être délocalisé, l’économie touristique est con-
trainte de produire à des coûts helvétiques tout 
en restant concurrentielle sur le plan international. 
Par rapport à la concurrence des pays alpins voi-
sins, l’hôtellerie suisse a subi, jusqu’en 2001, un dé-
savantage de coûts de 25 à 30 pour cent. Un cer-
tain nombre d’actions de la Suisse sur le marché 
intérieur ont apporté une amélioration des condi-
tions-cadres qui ont depuis lors réduit ce différen-
tiel à quelque 15 pour cent. Christoph Juen sou-
ligne cependant: «Mais voici que la surévaluation 
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«Nous voulons nous engager  
dans de nouveaux marchés comme 
la Russie, l’Inde et la Chine.»
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du franc suisse vient brutalement ré-
duire à néant cet avantage.» L’associa-
tion rejette clai rement un arrimage du 
franc à l’euro. Hotelleriesuisse réclame 
en revanche un renforcement de la 
place économi que suisse et une ouver-
ture de notre politique économique ex-
térieure. Sur le plan des désavanta ges 
de coûts, les denrées alimentaires cons-
tituent un pro blème spé cifique. Hotel-
leriesuisse réclame donc avec force un 
accord de libre-échange agricole avec 
l’UE. Comme mesure immédiate, l’asso-
ciation demande en outre la libéralisa-
tion du marché de la viande.

Vers de nouveaux marchés
Comme toujours, le secteur peut comp-
ter sur une base de clientèle suisse fi-
dèle, mais: «Alors que le tourisme d’af-
faires dans les villes augmente encore, 
nous observons un double effet néga-
tif dans les régions touristiques. D’une 
part, les Suisses peuvent faire des va-
cances jusqu’à 25 pour cent meilleur 
marché dans les pays de l’Europe mé-
diterranéenne ou alpine et, d’autre part, 
les touristes étrangers remplacent la 
Suisse par des destinations moins chè-
res, en raison de la force du franc», sou-
ligne C. Juen. C’est ce qui explique que 
la saison estivale est en dessous des at-
tentes pronostiquées en début d’année.

Les attentes pour la saison hivernale 
sont également mitigées, estime le sec-
teur. La crise de l’euro oblige à accroître 
l’éventail international de la clientèle. 
Plus larges sont les marchés et l’origine 
des clients, mieux le risque est réparti. 
Comme branche phare du tourisme, 
l’hôtellerie dispose d’instruments de 
promotion efficaces. Aux côtés de Suisse 
Tourisme, on trouve également le pro-
gramme d’Innotour pour le développe-
ment de l’innovation, ainsi que la Société 
Suisse de Crédit Hôtelier. Christoph Juen: 
«Nous souhai tons maintenir le marché 
indigène et les grands marchés tradi-
tionnels des pays industrialisés. Simul-
tanément, nous voulons conquérir les 
nouveaux marchés offerts par des pays 
en pleine expansion, tels que la Russie, 
l’Inde et la Chine.»

Hotelleriesuisse demande au Conseil 
fédéral d’accroître de 10 pour cent les 
moyens de Tourisme Suisse pour la 
pro chaine période de financement de 

quatre ans afin qu’ils totalisent environ 
210 millions de francs. L’association s’as-
socie en outre financièrement au pro-
gramme d’impulsion de la Confédé ra-
tion. L’objectif est de réagir rapidement 
aux conséquences de la crise  moné - 
taire. Le tourisme ne peut se ré in venter. 
«La Suisse ne peut pas marquer des 
points grâce à des offres meil leur mar-
ché que celles des pays con cur rents, 
mais doit compenser l’effet des fluctua-
tions tarifaires par l’excellence de ses 
prestations», affirme Christoph Juen.

Protection du paysage  
et lits froids
La diversité et la beauté des paysages 
sont le trésor de notre tourisme. L’amé-
nagement du territoire et la mobilité 
constituent donc les thèmes-clés du 
travail associatif. La situation ressem-
ble à un exercice d’équilibre entre es-
thétique et fonctionnalité. D’un côté, 
la nature et ses fleurons mondialement 
connus sont de véritables générateurs 
de valeur; de l’autre, cette même na-
ture est porteuse de l’offre touristique 
grâce aux hôtels, chemins de fer de 
montagne, ski-lifts et autres infrastruc-
tures. Les lits dits froids dans des rési-
dences secondaires pèsent également 
sur les sites touristiques: de l’avis de 
l’association, il faut remédier à cette 
évo lution par des mesures réglemen-
taires et fiscales. Hotelleriesuisse re-
jette l’initiative sur le paysage et sur les 
résidences secondaires car, selon elle, 
le problème doit être abordé dans le 
cadre d’une révision partielle de la loi 
sur l’aménagement du territoire. «L’ex-
ploitation de la nature doit se faire par 
le bon sens», explique le CEO, «mais pas 
à n’importe quel prix.» La branche suit 
depuis longtemps la voie d’une gestion 
durable. «Nous voulons sensibiliser les 
acteurs de l’offre et de la demande. Pour 
nous, une gestion durable fait partie 
de nos standards, ce n’est pas un attri-
but particulier.»

Dans cette optique, l’association met 
divers services à disposition de l’hôte-
lier: de la page Internet hotelpower.ch 
contenant des informations sur le ren-
dement énergétique, aux subsides pour 
l’assainissement des enveloppes de 
bâtiments. Innover est essentiel dans 
l’hôtellerie. Le «Milestone» – Prix du 

tourisme suisse, une initiative du jour-
nal-maison «htr hotel revue», appelle 
toute l’année les touristes à lui faire 
parvenir des idées pour des projets in-
novants. L’an dernier, par exemple, quel-
que cent propositions ont été faites par 
cette voie et l’association recommande 
la prise en considération d’un grand 
nombre d’entre elles. 

Préserver l’autonomie 
du partenariat social
Depuis le début de 2010, la nouvelle 
con vention collective de travail (CCNT) 
est entrée en vigueur. Les signataires 
sont Hotelleriesuisse, GastroSuisse et 
la SwissCatering Association, côté em-
ployeurs; Hotel & Gastro Union, Unia et 
Syna, côté salariés. Son contenu est fa-
vorable à l’entreprise. La CCNT com-
porte désormais un vaste concept pour 
le développement de la formation ini-
tiale et continue. En outre, lors de l’en-
trée en vigueur de la CCNT et dans le 
contexte de la crise financière d’alors, 
les partenaires sociaux se sont mis d’ac-
cord pour repousser les composantes 
salariales de deux ans, soit au 1er janvier 
2012. Toutefois, la crise monétaire n’é-
pargne pas non plus le marché du tra-
vail et les partenaires sociaux sont sol-
licités. Compte tenu des effets négatifs 
de la crise de l’euro, Hotelleriesuisse 
 recherche actuellement le dialogue en 
vue de définir d’éventuelles mesures 
d’accompagnement à l’actuelle CCNT. �
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Date de fondation: 1882
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Contact:
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Tél. +41 (0)31 370 41 11
info@hotelleriesuisse.ch,  
www.hotelleriesuisse.ch



En 1941 déjà, Stefan Zweig évoquait avec 
enthousiasme le «Brésil, terre d’avenir» 
dans son livre sur le cinquième pays le 
plus étendu de la planète. Si, jusqu’ici, 
cette formule optimiste s’est révélée 
creuse pour beaucoup, elle incarnait né-
anmoins l’espoir d’un avenir meilleur 
pour de nombreux immigrants europé-
ens. Il en fut ainsi pour le père d’Edu-
ardo Capobianco, Julio, dont les parents 
émigrèrent d’Italie au Brésil au début 
du 20e siècle. Après avoir terminé des 
études d’ingénieur, ce dernier fonda 
une petite entreprise de construction.

30 ans plus tard, le fils Eduardo entrait 
dans l’entreprise familiale qui connais-
sait une croissance et une diversification 
cons tan tes. «Lorsque j’ai commencé à 
travailler pour Construcap, c’était encore 
une entreprise de taille moyenne aux 
limites bien définies », se souvient l’an-
cien étudiant en économie d’entreprise. 
Aujourd’hui, Construcap fait partie des 
plus grandes entreprises de construc-
tion du pays. En plus de ses activités de 
base dans les domaines du bâtiment et 
des travaux publics, elle est aussi pré-
sente dans la réalisation de chemins 
de fer et de métro. Elle possède aussi 

une con cession autoroutière et, dans 
l’Etat de Goias, 40 000 hectares de ter-
rain produisant essentiellement de la 
canne à sucre biologique, d’où sont tirés 
sur place du sucre, de l’alcool et de 
l’électricité. 

Lutte contre la corruption
E. Capobianco ne fait pas partie de ces 
entrepreneurs qui ne pensent et n’agis-
sent qu’en fonction des résultats du pro-
chain trimestre. «Un chef d’entreprise a 
une responsabilité sociale et écologi-
que», explique-t-il. Alors qu’à la fin de 
la dictature militaire en 1984, il s’agis-
sait d’améliorer le fonctionnement des 
institutions étatiques tout en luttant 
contre la corruption endémique sévis-
sant dans les milieux politiques et éco-
nomiques, il s’allia à d’autres entrepri-
ses animées des mêmes idées afin 
d’im poser des règles contraignantes 
dans l’octroi de marchés publics par 
l’Etat au secteur privé et de les inscrire 
dans la loi. E. Capobianco milita aussi 
avec force pour la création d’un «Insti-
tut contre la violence» indépendant, en 
1998. Les citoyens ont aujourd’hui la 
pos sibilité de communiquer par télé-

phone à une centrale les cas de violence 
qui, spécialement dans les grandes villes 
brésiliennes, constituent un sérieux pro-
blème. Les informations reçues sont 
adres sées aux organes de police. «D’une 
part, les citoyens aident la police; d’au-
tre part, le travail de celle-ci peut être 
ainsi amélioré et con trôlé», relève E. 
Capobianco. L’initiative a rencontré un 
large écho et produit des effets positifs 
en peu d’années. Alors que 50 meur tres 
pour 100 000 habitants étaient recensés 
dans l’Etat fédéral de São Paulo il y a 10 
ans, on en compte actuellement cinq 
fois moins. 

Bien sûr, celui qui s’engage dans la 
lutte contre la violence, le crime et la 
corruption afin d’améliorer les condi-
tions de vie de tous ne se fait pas que 
des amis. C’est ainsi qu’arriva un jour ce 
qu’Eduardo Capobianco craignait. Le 3 
décembre 2001, il fut la cible d’un atten-
tat. Grâce à une épaisse mallette pleine 
de livres qu’il tenait, par réflexe, à la hau-
teur du torse, il survécut à des tirs diri-
gés contre lui et ne fut que légèrement 
blessé. «Même si beaucoup reste à faire 
au Brésil, le pays vit une période posi-
tive depuis bon nombre d’années», 
cons tate Eduardo Capobianco. Pour lui, 
cette terre d’avenir est bien celle du 
présent. � 

Eduardo Capobianco, São Paulo (Brésil)

Un patron qui ne badine 
pas avec ses responsabilités
Sous la houlette d’Eduardo Capobianco, Construcap est passée d’une entreprise de construction  
à un important conglomérat. Mais l’entrepreneur de São Paolo s’investit également sur les plans social 
et écologique. Par Rudolf Trefzer
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L’entrepreneur E. Capobianco: «Le Brésil vit une période positive depuis bon nombre d’années».

CONSTRUCAP
Siège: São Paulo
Depuis 1944 (entreprise familiale)
Collaborateurs: env. 9000 
Chiffre d’affaires: env. 2 milliards 
de reals

Brésil
Habitants: 195 millions 
PIB par habitant : env. 10 500 USD
Taux de chômage: env. 6,4 pour cent
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> Vollständig neu in Internetarchitektur entwickelte ERP-Gesamtlösung 

> Skalierbar und mehr sprachig > Rollenbasiertes Benutzerkonzept > Unter-

stützung von Software-as-a-Service (SaaS) > Lauffähig auf  verschiedenen 

Plattformen, Datenbanken und Betriebssystemen 

www.abacus.ch

ABACUS Business Software – Version Internet

v e r s i o n  i n t e r n e t

Möchten Sie regelmässig die 
aktuellsten arbeitgeberrelevanten
Informationen erhalten?

Dann abonnieren Sie den

Newsletter 
des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands

Registrieren Sie sich einfach im Internet auf: 
www.arbeitgeber.ch



Andreas Hug
CEO und  

VR-Vizepräsident 
Hug AG
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Christian Gusset
Branchenleiter 
Lebensmittel-
industrie Unia

Eine für alle.

Gewerkschafter und Arbeit- 
geber wissen: Wer arbeitet, 
braucht auch Erholung. Damit es 
nicht bei der Forderung bleibt, 
fördern sie günstige Ferien. Da 
sind sich Andreas Hug, CEO der 
Hug AG, und Christian Gusset 
von der Unia für einmal einig: 
Genau dafür gibt es die Schwei-
zer Reisekasse – mit ihren be-

liebten Reka-Checks für Reisen, 
Freizeit und Erholung. Und weil  
die Reka viele Vorteile für Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber bietet, 
lächeln die Herren Hug und  
Gusset gerne gemeinsam für sie  
in die Kamera. Mehr darüber er- 
fahren ferienfördernde Arbeitge- 
ber und ferienmachende Arbeit- 
nehmer unter www.reka.ch.

«Reka: Das ist gelebte Sozialpartnerschaft.»

Keine Steuer- 
und Sozial-

abgaben

Einsparung
Sozialabgaben

ca. 15 %

Mehr Geld für 
Freizeit 

und Ferien
Attraktive 

Vergünstigungen

1,5% Initial-
rabatt

Motivierte 
und erholte 

Mitarbeitende

Un
te

rst
ützung Schweizer Tourismus

Finanzierung sozialer Tätigkeite
n 

  

Das Reka

win-win
System

VO

RTEIL UNTERNEHMEN

VORTEIL MITARBEITENDE

Schweizer Reisekasse Reka
Neuengasse 15, 3001 Bern
Telefon 031 329 66 33
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